Die britische Regierung — und in ihrem Schatten die französische — 
„übten einen ungewöhnlichen Druck auf Rumänien aus“, um den Ab- 
schluß eines Wirtschaftsvertrages mit Deutschland zu verhindern?°). 


„Gafencu klagt, welcher enorme Druck noch bis zuletzt von aus- 
ländischer Seite auf Regierung ausgeübt worden sei, um Zustande- 
kommen des Wohlthat-Vertrages zu verhindern. So sei englischer Ge- 
sandter bei ihm wegen angeblichen deutschen Wirtschaftsultimatums 
gewesen; er habe dementiert. Gesandter sei nochmals gekommen, da man 
sein Dementi in London nicht glauben wolle. ... 


Gafencu klagte auch über unglaubliche Gerüchte, die man kolportiert 
habe, um ıhn zu stürzen... .“21) 


Gestützt auf die Tilea-Lüge, verstärkte Halifax noch am gleichen 
17. März die Initiative, um die Sowjetunion in die Koalition gegen 
Deutschland einzubeziehen. Er machte den Vorschlag, die UdSSR möge 
sich bereit erklären, Rumänien gegen eine deutsche Aggression beizu- 
stehen und ein entsprechendes Abkommen zu schließen. Die Fäden für 
die diplomatischen und militärischen Gespräche mit der UdSSR, die 
bereits seit den Besuchen Chamberlains in der sowjetischen Botschaft 
in London am 1. und 9. März 1939 geknüpft waren??), wurden hiermit 
gefestigt. 


Obwohl Chamberlain spätestens am 18. 3. erfahren hatte, daß nie- 
mals ein deutsches Ultimatum an Rumänien gerichtet worden war, er- 
griff er die Initiative für eine „sofortige Demonstration gegen weiteres 
deutsches Vordringen“®) mit der konkreten Aufforderung an die 
UdSSR, Frankreich und Polen, sich in einem „kollektiven Sicherheits- 
system“ zusammenzuschließen. 


Die sowjetischen Historiker dürften recht haben, wenn sie schreiben: 


„Im Verlaufe eines Monats, vom 18. März bis zum 17. April, fanden 
keine Gespräche über ein Bündnis (zwischen England, der CCCR und 
Frankreich) statt, sondern es handelte sich um Versuche der englischen 
Regierung, die CCCR in solche diplomatischen Aktionen gegen Deutsch- 
land zu drängen, die eine scharfe Zuspitzung der deutsch-sowjetischen 
Beziehungen hätten nach sich ziehen müssen und die Deutschland hätten 
veranlassen sollen, auf die Verwirklichung seiner nächsten Ziele hin- 
sichtlich Rumäniens und Polens zu verzichten. Sie waren darauf be- 
rechnet, Deutschland zu einem Angriff auf die CCCR zu provozieren.“ ?*) 


20) ADAP Bd. VI Dok. 131. 

21) ADAP Bd. VI Dok. 60 Bericht des deutschen Gesandten in Bukarest, Fabricius, 
an das Auswärtige Amt vom 24. 3. 1939. 

22) E. Hughes „Churchill — ein Mann in seinem Widerspruch“ S. 160. 

23) A. ]J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 207. 

24) W. G. Truchanowskij „Die Außenpolitik Englands“ russ. S. 354. 
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Sie führen u. a. ein Memorandum des Foreign Office vom 22. 5. 1939 
als Beleg an, in dem es heißt: 


. Wenn ein Krieg ausbrechen sollte, ist es wichtig zu versuchen, die 
Sowjetunion in ihn hineinzuziehen. Denn im anderen Fall würde am 
Ende des Krieges, wenn England und Deutschland am Boden lägen, 
die Sowjetunion, die noch über eine intakte Armee verfügte, ın Europa 
die Herrschaft ausüben.“ 2°) 

Am 20. März 1939 schrieb Chamberlain an Mussolinı: 
„Ich habe viele Gerüchte gehört, daß Herr Hitler einige neue Coups 
plant.... 
Wenn es so sein sollte, daß die Ereignisse in der Tschecho-Slowakei 
nur das Vorspiel für weitere Versuche zur Kontrolle anderer Staaten 
sind, sehe ich voraus, daß früher oder später, und wahrscheinlich früher, 
ein anderer großer Krieg unvermeidlich ıst.“2®) 

Chamberlain ließ anklingen, daß ihm Deutschland entschlossen schien, 
„allen anderen“ Völkern seinen Willen aufzuzwingen. Nicht für nötig 
hielt Mr. Chamberlain indessen, den publizistischen Heißspornen und 
Gerüchtemachern in seinen Reihen auf die Finger zu klopfen und sich 
von diesen Gerüchten und Schlagworten abzusetzen. 


Die am 4. bis 6. April 1939 in London stattfindenden Gespräche mit 
dem polnischen Außenminister Beck zeigten deutlich, wie intensiv die 
britische Führung immer wieder die Karten „Ungarn“, „Rumänien“ 
und „Jugoslawien“ gegen das widerstrebende und sich, aber auch die 
Balkanländer in keiner Gefahr wähnende Polen ausspielte, um dieses 
Land kraft Furchtagitation auf seine Seite zu ziehen?”). Diese Be- 
mühungen, die das Ergebnis zahlreicher Überlegungen in den diploma- 
tischen Korrespondenzen zwischen London und Paris seit Anfang März 
1939 waren, lassen ebenfalls die zielgerichtete Aktion der Tilea- Lüge 
durch das Foreign Office erkennen. Ein Politiker, der mit der Tilea- 
Lüge nichts zu tun gehabt hätte, würde kaum nach Vorliegen etlicher 
Dementis 14 Tage später die polnische Regierung, die sich nicht durch 
das erfundene Wirtschaftsultimatum Deutschlands an Rumänien hatte 
beeindrucken lassen, mit der „Gefahr einer deutschen Luftinvasion in 
Rumänien“ zu schockieren versucht haben. Beck wies diese Vorhaltung 
von Halıfax als „rein theoretisch“ zurück. 


Vornehmlich England, aber auch andere Länder haben später auf die 
Errichtung des Protektorates von Böhmen und Mähren als eine der 
maßgeblichen Kriegsursachen verwiesen. Das ist nur ein Vorwand; denn 


25) ebenda $. 358. und Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. V S. 331 und 
646 


26) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 448. 
27) ebenda Vol. V Doc. 2 und 10. 
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die Absichten der britischen Regierung standen bereits vor „Prag“ fest; 
die vielfältigen Initiativen der britischen Regierung nach der Münchener 
Konferenz und die Inszenierung des Tilea-Schwindels lassen darüber 
keinen Zweifel. 


Die Blanko-Vollmacht an Polen vom 31. März 1939 


Mitte März 1939 hatte die britische Regierung begonnen, ihre Inter- 
ventionspolitik auf dem Kontinent eindeutig zu definieren und die 
Eventualitäten eines Kriegsausbruchs ohne Rücksicht auf die Rechts- 
lagen zu vergrößern, wenn nicht den Krieg zur unausweichlichen Not- 
wendigkeit zu machen. Lord Halifax setzte Polen in Alarmstimmung 
und empfahl das gegen die Sowjetunion gerichtete polnisch-rumänische 
Bündnis in ein anti-deutsches umzuwandeln. Zwar waren weder Polen 
noch Rumänien zu diesen Änderungen bereit’), doch wurde Warschau 
hiermit immerhin erneut darüber belehrt, daß Großbritannien zum 
Kampf gegen Deutschland entschlossen sei und Polen der vorbehalt- 
losen Unterstützung durch London sicher sein könne. Gleichlautende 
Versicherungen aus den USA lagen ohnehin schon vor?). 


Den britischen und französischen „Befürchtungen“, die sich anläßlich 
der freundschaftlichen Begegnung Ribbentrops in Warschau Ende 
Januar 1939, aber bereits im November 1938 über eine deutsch-polnische 
Einigung hinsichtlich Danzigs einstellten?), wurde schließlich nach dem 
von Kennard bereits am 15. 11. 1938 angedeuteten Konzept entgegen- 
gearbeitet: 


„Eine solche Politik (daß sich Polen eventuell auf die deutsche Seite 
gestellt hätte, schrieb Kennard) würde in Polen so unpopulär sein, daß 
ich nicht denke, sie könnte durchgeführt werden, solange eine gute 
Chance für die westlichen Mächte besteht, Deutschland zu besiegen. Ich 
glaube, daß Polen so lange wie möglich neutral bleiben würde, daß aber, 
sobald deutlich wird, daß Deutschland verliert, die öffentliche Meinung 
die Regierung drängen würde, sich den westlichen Mächten anzuschließen, 
wenn nicht eine vorangehende Aktion Sowjetrußlands Polen gezwungen 
haben würde, sich auf das Zurückschlagen eines Vormarsches bolsche- 
wistischer Truppen durch polnisches Territorium festzulegen.“*) 


1!) Doc. on British Foreign Policy 1919-1939 Vol. IV Doc. 551 (28. 3. 1939). 
und Vol. V Doc. 278 und 279. 

?) H. Roos „Polen und Europa“ S. 395. 

3) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. III Doc. 321. 

4) ebenda Doc. 312. 
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Zu einem Zeitpunkt, da der französische Außenminister „den Ein- 
druck hatte“, 


„daß es in der Sicht der polnischen Regierung keine immanente Gefahr 
eines Angriffs Deutschlands auf Rumänien, Ungarns auf Rumänien oder 
Deutschlands auf Ungarn gäbe“, 
versuchten Chamberlain, Lord Halifax und Bonnet am 22. 3. 1939 „eine 
Organisation zur Verteidigung Rumäniens aufzubauen und Polen unbe- 
dingt als Partner hierfür zu engagieren“?’). Chamberlain erklärte in 
dieser Londoner Konferenz: 
„Worum es geht, ist, eine Expansion des Germanismus zu verhindern. 
Aus diesem Grund muß Deutschland beigebracht werden, daß es im 
Osten auf Widerstand stößt. Wenn Polen und Rumänien den Eindruck 
erwecken, als begünstigen sie kein Schema einer Verteidigungsorganisa- 
tion gegen Deutschland, würde es unmöglich sein, in Deutschland einen 
solchen Eindruck zu erwecken.“) 

Die Sowjetunion sollte anschließend in dieses System eingegliedert 
werden. Sowohl Chamberlain wie Bonnet waren sich darüber einig, daß 
sich weder Rumänien noch Polen bedroht fühlten, daß diese beiden 
Länder keine Anzeichen einer „Expansion des Germanismus“ sahen, 
daß sie beide (abgesehen von der leidigen Minderheitenfrage in Polen) 
in einwandfrei friedfertigen Verhältnissen mit Deutschland lebten. 
Chamberlain und Bonnet waren sich aber gleichzeitig darüber einig, daß 
man diesen Ländern nur hartnäckig genug immer wieder diese „Be- 
drohung“ vor Augen führen müsse, damit sie schließlich taten, was 
Paris und vornehmlich London wollten. Da bisher weder die Tilea-Lüge 
gezogen hatte noch die vielen Gerüchte, nicht einmal die Gründung des 
Protektorates Böhmen-Mähren durch Hitler eine Änderung der polni- 
schen und rumänischen Politik andeuteten, sah man sich in London ver- 
anlaßt, noch deutlicher zu werden. 

„Bonnet stimmte mit diesen Folgerungen überein und dachte, daß irgend 
etwas in dieser Richtung getan werden sollte. Er habe den Eindruck 
gewonnen, daß die Polen keine unbestimmten Verpflichtungen liebten, 
aber, wenn irgend etwas Präzises vor sie hingestellt werden würde, sie 
es wahrscheinlich annehmen würden.“>) 

An demselben Tage, an dem in London diese Unterredung statt- 
fand und Chamberlain sich mit Bonnet einig wurden, „dieses neue Ver- 
fahren auszuprobieren“), sandte der britische Botschafter in Warschau, 
Kennard, seinem Außenminister ein Telegramm: 

„Mr. Beck würde eindeutig nicht auch nur eines unserer Ansinnen aus- 


führen (Mr. Beck would clearly not achieve one of our objects), nament- 
lich Hitler eine öffentliche Warnung zukommen zu lassen. .... 


») ebenda Vol. IV Doc. 484. 
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2. Aber eine Veröffentlichung mit Polens Zustimmung mag möglich sein, 
nachdem Polen in geheimen Verhandlungen zugesichert würde, daß 
wirksame und augenblickliche Schritte, deutscher Aggression Wider- 
stand zu leisten, von den westlichen Mächten erwogen würden. 


3. Die Schwierigkeit hinsichtlich Danzigs besteht darin, daß es nicht in 
sich ein guter Kriegsgrund ist. Und während Mr. Beck froh sein 
würde zu wissen (obgleich er es nicht zugeben kann), daß er im 
Hinblick auf die Verhandlungen mit Deutschland nicht ohne Rück- 
halt ist, sollten diese eine ernste Wendung nehmen, so denkt er 
natürlich mehr daran, welche Vorteile er aus einer kollektiven Sicher- 
heit ziehen, als daran, welche Beiträge er dafür leisten kann. Die 
Besetzung des Memellandes hat ihn unseren Ideen einen Schritt näher- 
gebracht. Und sein Angebot auf geheime Verhandlungen sollte nicht, 
wie ich fühle, von der Hand gewiesen, sondern dazu genutzt werden, 
seine Bekehrung zu vollenden.“5*) 


An diesem selben 22. März trafen parallel zur Mitteilung Kennards 
Informationen in London ein, daß Beck eher genötigt sei, sich an 
Deutschland anzulehnen, als ein britisches Hilfsversprechen gegen das 
Reich für erforderlich zu halten®). Doch auch dies veranlaßte die briti- 
sche Regierung nicht, von ihrem Vorhaben abzusehen. 


Mittlerweile war der US-Sonderbotschafter in Paris besonders ge- 
schäftig. Am 23. März 1939 verlangte Bullitt von seinem Präsidenten 
Roosevelt, „einige europäische Nationen sollten schnellstens“ gegen 
Deutschland aufstehen”). Danach wandte er sich an den polnischen Bot- 
schafter in Paris, der das Spiel, das die westlichen Mächte mit den 
europäischen Nationen vorhatten, dahingehend definierte: 


„Das ostentative Streben nach einer Zusammenarbeit mit Rußland in 
einer Form und einem Bereich, der lediglich den Bedürfnissen der Innen- 
politik Chamberlains entspricht, läßt die unbillige Vermutung aufkom- 
men, als handele es sich hier nicht nur um die Verteidigung jener 
Staaten, die durch die neuen Methoden der deutschen Politik bedroht 
sind, sondern auch um einen ideologischen Kampf mit dem Hitlerismus, 
und daß das Endziel der Aktionen nicht der Friede ıst, sondern die 
Hervorrufung eines Umsturzes in Deutschland. .... 


Traurig, ja fast tragisch ist es, daß es sich in der gegenwärtigen 
Situation nicht um die Interessen eines einzelnen Landes, sondern — 
ohne Übertreibung — um die Vermeidung eines katastrophalen kriegeri- 
schen Konflikts handelt. Zum Beispiel der Fall Polen. Ich kenne weder 
den Text des englischen Vorschlages noch die Absichten Hitlers. Ich 
mache mir jedoch auf Grund zweifelloser Aspekte meine eigenen Ge- 
danken über die wirkliche Lage. Die unvorsichtige, in der Form leicht- 
sinnige, im Inhalt lückenhafte englische Initiative läßt die Polnische 
Regierung zwischen der Kompromittierung der Beziehungen zu Deutsch- 


5%) ebenda Doc. 489 — 22. März 1939. 
6) J. Colvin „Vansittart in Office“ S. 301. 
°) H.E. Barnes „Entlarvte Heuchelei S. 131. 
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land oder dem Scheitern der Verhandlungen mit London wählen. Im 
ersten Fall kann Hitler sich gezwungen sehen, uns gegenüber die An- 
wendung von Zwang zu versuchen, worauf wir nicht anders werden 
antworten können als bewaffnet. Hierdurch wird ein allgemeiner euro- 
päischer Konflikt entstehen... . 

Im zweiten Fall wird das Scheitern der Verhandlungen mit London 
für Hitler ein Beweis der Unaufrichtigkeit und Schwäche der Politik 
Englands und Frankreichs sein und ıhn zu neuen Expansionsunter- 
nehmungen in Ost- und Mitteleuropa aufmuntern, die früher oder später 
zur Katastrophe eines Krieges führen müssen. Bei diesem Stand der 
Dinge ist es ebenso kindisch wie verbrecherisch, Polen für Krieg oder 
Frieden verantwortlich machen zu wollen. Es muß ein für allemal fest- 
gestellt werden, daß die Verantwortung zum größten Teil bei Frankreich 
und England liegt, deren unsinnige oder lächerlich schwache Politik zu 
der Situation und zu den Freignissen führte, in denen wir leben.“®) 


Der Frage Bullitts, „ob wir ein gemeinsames Bündnis annehmen 
würden, wenn England und Frankreich uns morgen ein solches vor- 
schlagen sollten“, wich Lukasiewicz mit dem Bemerken aus, daß dies 
vom militärischen Bereitschaftsgrad Englands abhänge. Bisher hätten die 
britischen Maßnahmen Polen nicht davon überzeugen können, daß Eng- 
land unabweisbar entschlossen sei, seine Beziehungen zu Deutschland 
aufzugeben. Bisher sollten lediglich die anderen — z.B. Polen — ihre 
Beziehungen zu Deutschland kompromittieren. Bullitt „machte sich 
meine Anschauungen zu eigen“, ließ sie Chamberlain übermitteln und 
vermerkte anschließend (am 26. 3.), daß die Vereinigten Staaten im 
Besitz von Mitteln seien, 

„mit denen sie einen wirklichen Zwang auf England ausüben könnten. 
An die Mobilisierung dieser Mittel werde er ernstlich denken.“®) 

In jenen Tagen erfuhr die britische Regierung, genau gesagt am 

24. März 1939, vom jugoslawischen Prinzregenten Paul 
„daß sich die polnische Regierung unter keinen Umständen von vorn- 
herein auf den hypothetischen Fall eines Krieges mit Deutschland fest- 
legen wollte.“®) | 

Nicht nur, daß die polnische, britische, französische Regierung keiner- 
leı Anhaltspunkte dafür hatten, daß Deutschland Polen bedrohte, son- 
dern die Geheimnachrichten britischer Militärsachverständiger besagten 
im Gegenteil, | 

„daß vom rein militärischen Gesichtspunkt aus der gegenwärtige Zeit- 


punkt am besten geeignet wäre, den Krieg zu beginnen (that the present 
moment was best to go to war).“1P) 


8) Deutsches Weißbuch Nr. 3 „Polnische Dokumente zur Vorgeschichte des Krieges“ 
Dok. 11 Bericht des polnischen Botschafters in Paris nach Warschau 29. 3. 1939 
S. 102—105. 

°%) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 511. 

10) ebenda Vol. V Doc. 51 und Anhang. 
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Wörtlich teilte am 6. April 1939 der britische Luftwaffenattache 
J. L. Vachell dem Foreign Office vıa britischer Botschaft Berlin mit: 

„Wie Sie wissen, kehrte ich vergangenen Abend von einer kurzen Polen- 
reise zurück, während derer ich Gelegenheit hatte, die Situation mit 
einer Anzahl verschiedenartiger Leute in Warschau zu diskutieren. Und 
auf meinem Rückweg widmete ich Danzig einen Besuch, wo ich, dank 
der Freundlichkeit von Mr. Shepherd, unserem Generalkonsul, in der 
Lage war, einen Einblick ın die örtliche Lage zu erhalten. Während 
meines Aufenthaltes in Warschau zeigte mir der Botschafter eine De- 
pesche, die er aus Berlin erhalten hatte. In ihr war die Meinung aus- 
gedrückt, daß vom militärischen Gesichtspunkt gegenwärtig die günstigste 
Gelegenheit für einen Präventivkrieg sei, um gegen weitere deutsche 
Ambitionen einzuschreiten, und daß es sogar unser Vorteil sein würde, 
solch einen Krieg zu provozieren.“1) 

Daß derlei strategische Gesichtspunkte nicht erst eine Folge, sondern 
vielmehr Grundlage der britischen Garantie an Polen war, ergibt sich 
zwingend aus den britischen Dokumenten. Weltweite Möglichkeiten 
standen der britischen Regierung zur Verfügung, um ihren Willen der 
„Politics of Balance of Power“ durchzusetzen. 

„Ende März (1939) verbreitete der Berliner Korrespondent der News 
Chronicle das wilde Gerücht von einem bevorstehenden Einfall Deutsch- 
lands ın Polen. Das Gerücht diente der Absicht der Regierung. Sie 
glaubte es nicht, aber die Öffentlichkeit verlangte Maßnahmen. Die 
Regierung beschloß daher, ihr Angebot an Beck zu veröffentlichen. Auf 
diese Weise würde die öffentliche Meinung im Land zufriedengestellt 
werden, und Beck würde sich, nachdem er ein offenes Versprechen er- 
halten hatte, zur Gegenleistung verpflichtet fühlen und seinerseits Ru- 
mänien eine Garantie geben. ... 

Die Briten begannen daher, auf Beck einen Druck auszuüben, Rumänien 
eine Garantie einzuräumen.“11) 

Ganz so willenlos freilich wurde die britische Regierung nicht von 
ihrer Presse bzw. „der öffentlichen Meinung in ihrem Land“ geschoben. 
Sie war es doch weitgehend, die die „öffentliche Meinung in ihrem 
Land“ lenkte. So sind die Absichten, daß Polen seine Beziehungen zu 
Deutschland „kompromittieren“ sollte, bzw. die Bedingungen, die dann 
zur Begründung der Garantie an Polen herangezogen wurden, schon 
sehr viel früher in den Londoner und Pariser Führungsgremien erörtert 
worden, als sich der „Wille der öffentlichen Meinung“ bemerkbar machte. 
Auch war die Garantie an Polen keineswegs ein „spontaner Akt“ auf 
eine Zeitungsmeldung hin, sondern sie war eingehend abgestimmt wor- 
den mit den vorliegenden Geheimnachrichten. Daß die britische Re- 
gierung keinen Pfifferling auf den Willen des Volkes gab, sich also nicht 
als Willensvollstrecker einer „öffentlichen Meinung“ fühlte, erweist sich 


11) M. Gilbert und R. Gott „Der gescheiterte Frieden“ S. 188. 
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auch daran, daß sowohl ihre bisherigen Maßnahmen als auch die über 
Krieg und Frieden ın Europa entscheidende Garantie an Polen ohne 
Parlamentsdebatten, ja sogar ohne Kabinettsberatung von einer Hand- 
voll Männer durchgesetzt worden sind!?). 


So übertrug Neville Chamberlain am 31. März 1939 vorbehaltlos 
und ohne gebeten oder gedrängt zu sein, ohne Notwendigkeit die Ent- 
scheidung über den Machteinsatz des Britischen Empire mit allen Konse- 
quenzen der polnischen Regierung, sogar untergeordneten polnischen 
Organen. Und diese Vollmacht wurde in einer Form erteilt, die die 
„Frage des Aggressors ignorierte“!?). Chamberlain gab diese Blanko- 
Vollmacht einem Land, das 


a) durch seine wenige Tage vorher durchgeführte Teilmobilisierung und 
durch die Zügellosigkeit seiner Öffentlichkeit gegenüber dem Deut- 
schen Reich und seinen Volksgruppen deutlich Kriegswillen demon- 
striert hatte!?), 


b) keineswegs zu den engen Verbündeten Englands zählte, sondern frü- 
her und noch im Jahre 1938 von der britischen Regierung mit großer 
Skepsis betrachtet und als unzuverlässig beurteilt worden war (Su- 
deten-Krise)?’), 


c) sich in der Minderheitenfrage so gut wie in seinem außenpolitischen 
Verhalten seit 1918 grundsätzlich und ständig über die Prinzipien 
des Völkerbundes hinweggesetzt und auch in den Jahren 1938/39 
der Weltöffentlichkeit kein Zeichen einer Neuorientierung zur Ver- 
söhnung mit seinen Volksgruppen und Nachbarn gegeben hatte, 


d) seit 1919 expansionistische Ziele verkündet und angestrebt hatte, 
e) diktatorisch regiert wurde, 

f) von England gar nicht geschützt werden konnte, 

g) von Deutschland nicht bedroht war. 


„Diese Bindung Englands an jede wie immer geartete Handlung Polens 
stellt einen in der gesamten Geschichte der Diplomatie einmaligen Vor- 
gang dar.“1) 


12) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 484 und M. Gilbert und 
R. Gott „Der gescheiterte Frieden“ S. 187. 

13) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 584. 

14) vergl. die diese polnische Kriegspsychose bereits im Frühjahr 1939 unterstreichen- 
den Telegramme des britischen Botschafters in Warschau in Doc. on British 
Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 573. 

15) ebenda Vol. III Doc. 137 und 206. Schon im Oktober 1938 hatte Botschafter 
Kennard seinen Außenminister vor Becks Eigenmächtigkeiten und der diktatori- 
schen Ordnung in Polen gewarnt. 

16) K. Zentner „Illustrierte Geschichte des Zweiten Weltkrieges“ S. 70. 
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Die britische Regierung gab die Blanko-Vollmacht in einseitiger Fest- 
legung gegen Deutschland unter Ausklammerung der Polen durch die 
UdSSR drohenden Gefahren, von denen jeder westliche Politiker wußte, 
wie nicht nur die vielen diplomatischen Korrespondenzen der Vorkriegs- 
zeit beweisen. Die Kenntnis dieser Gefahren gehörte zum Grundwissen 
jedes europäischen Politikers. Die Garantie Englands bezog sich jedoch 
nicht auf die polnisch-deutsche Volksgrenze, sondern auf den Verbleib 
der Deutschland 1918 geraubten westpreußischen und ostoberschlesischen 
Gebietsteile bei Polen sowie die Beibehaltung der unzumutbaren Sonder- 
stellung Danzigs. Daß hier kein Recht garantiert und somit dem Frieden 
entgegengearbeitet wurde, liegt auf der Hand. 


Über diesen „spontanen Akt“ war sogar der polnische Botschafter in 
London, Raczynski, erstaunt: 

„Es ist nicht sicher, wer verantwortlich war, aber wahrscheinlich war es 

Halifax. Vor allem weiß ıch nicht, wie die britische Regierung ın Er- 


fahrung gebracht hat, daß die Situation für eine solche Garantie reif 
war. In keinem Fall waren wir es, die es ıhr erzählten.“ 17) 


Die britische Garantieerklärung ist dem polnischen Botschafter auch 
noch nicht einmal angekündigt worden, obgleich er am 30. 3. 1939 eın 
ausführliches Gespräch mit Lord Halifax hatte!®). Vielleicht ıst dies 
dem Tatbestand zuzuschreiben, daß Raczynski sich geweigert hat, zu- 
zugeben, daß Polen durch Deutschland bedroht sei; denn Raczynski 
versicherte in dieser Unterredung erneut, daß es eine solche Gefahr nicht 
gäbe. Doch dies war für Lord Halifax nichts Neues; er hatte genügend 
Beweise für Hitlers Willen zum Ausgleich mit Polen zur Hand'?). Auch 
die französische Regierung „befürchtete keinen unmittelbaren Coup 
gegen Polen“?), 


Am Tage der Garantieerklärung betonte Chamberlain, was Lord Ha- 
lifax am 3. 4., kurz vor der Ankunft des polnischen Außenministers 
Beck ın London, vor dem Oberhaus wiederholte: 


„Seiner Majestät Regierung hat keine oflizielle Bestätigung der Gerüchte 
über irgendeinen projektierten Angriff, und diese dürfen daher nicht 
als wahr unterstellt werden.“21) 


Dieser eindeutige Sachverhalt hinderte jedoch Lord Halifax nicht, 
der Weltöffentlichkeit in betrügerischem Vorsatz mitzuteilen — wie im 
folgenden Fall der rumänischen Regierung —, 


17) E. Raczynski „In Allied London“ S. 12. 

18) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. V Doc. 5. 

10) ebenda Vol. IV Doc. 573. 

20) ebenda Doc. 574. 

31) W. Jedrzejewicz „Poland in the British Parliament 1939—1945“ Vol. I S. 5 und 
23. 
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„daß die britische Regierung nur angesichts der in ihrem Besitz befind- 
lichen Informationen, die die Möglichkeit eines unmittelbaren Schrittes 
gegen Polen anzudeuten scheinen, dazu veranlaßt worden sei, diesen 
vorläufigen Schritt in bezug auf Polen zu tun.“?22) 

Die Motive, die der britischen Regierung bei der Vergabe der Garantie 
zugrunde lagen, sind sowohl aus dem nachweisbaren Tatbestand abzu- 
leiten, daß London nicht über deutsche Aggressionsabsichten beun- 
ruhigt war, als auch daraus, daß Halifax trotz Vorliegen beruhigender 
Nachrichten die Weltöffentlichkeit über „deutsche Aggressionsabsichten“ 
informierte. Schließlich sind die Motive auch aus dem Inhalt der Ga- 
rantie abzuleiten. Premierminister Chamberlain sagte in der bereits er- 
wähnten Rede vom 31. 3. 1939: 

„Jede Veränderung in den Rechtsverhältnissen zwischen Polen und 
Deutschland bzw. Danzig löse den Krieg Englands gegen Deutschland 
aus, falls die Polen der Auffassung sind, daß eine Beeinträchtigung 
ihrer Rechte vorliegen sollte.“23) 

Großbritannien verpflichtete sich „spontan“ zur Kriegshilfe, falls 
Polen eine Handlung als „Bedrohung seiner Unabhängigkeit“ bezeichnen 
und militärisch zu „beantworten“ gewillt sein sollte. Nicht Tatbestände 
waren also für einen Kriegsfall ausschlaggebend, sondern beliebige „Be- 
gründungen“, die Polen als Vorwand für einen Kriegsentschluß wählen 
würde. Hierunter fielen — wie sich erweisen sollte — auch deutsche 
Verhandlungsvorschläge, sogar deutsche Kompromißangebote, da diese 
von polnischer Seite grundsätzlich als „Verschleierung unserer Kapitu- 
lation“ abgelehnt wurden?®). 


Hierbei ist hervorzuheben, daß Botschafter Kennard, dem der Ent- 
wurf der britischen Garantie zur Stellungnahme zugeleitet worden war, 
den britischen Außenminister unter Hinweis auf die damalige Kriegs- 
psychose in Polen ausdrücklich gebeten hatte, das Wort „unprovoziert“ 
(im Falle eines „unprovozierten“ Angriffs) in die vorgesehene Garantie 
aufzunehmen?). Ebenso ausdrücklich lehnte Lord Halifax dies ab, 

„da die deutsche Technik der Aggression so verschiedenartig und so 
heimtückisch sei, daß es gut sein könnte, daß Polen unter gewissen Um- 


ständen in Selbstverteidigung gedrängt sein kann, eine technische Aktion 
der Provokation zu begehen.“ 2%) 


Neville Chamberlain hatte diese Garantie an Polen auch „im Namen 
Frankreichs“ gegeben, ohne sich jedoch vorher hierzu von der franzö- 


22) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 583. 

23) A. Rein „Warum führt England Krieg?“ S. 10. 

?2) E. Raczynski „In Allied London“ S. 23. 

25) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 573. 
26) ebenda Vol. IV Doc. 584 (Halifax am 31. 3. 1939). 
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sischen Regierung ermächtigen zu lassen. Die Franzosen hatten keine 
Bereitschaft gezeigt, „für Danzig zu sterben“; trotzdem wurden sie mit 
dieser Entscheidung Londons wie auch später beim Ultimatum und bei 
der Kriegserklärung Großbritanniens am 3. September 1939 in eine Lage 
hineinmanövriert, die ihnen kaum eine Möglichkeit zum Widerstand 
gegen Großbritanniens Kriegspolitik mehr offenließ. So mußte Paris 
wohl oder übel nachträglich in die britische Garantie an Polen „auch im 
Namen Frankreichs“ einwilligen. 


Hätte die britische Regierung auf Grund der Kenntnis deutscher 
Aggressionsabsichten gegen Polen und in Sorge vor einer Bedrohung des 
Friedens durch Deutschland die Garantie gegeben, Polen im Falle eines 
unprovozierten Angriffs durch Hitler zu unterstützen, so wäre dies 
legitim und nicht unbedingt nachteilig für den europäischen Frieden ge- 
wesen. England hatte sich mit einer unter diesen Voraussetzungen ge- 
gebenen Garantie wieder einmal eigenmächtig zum „Schiedsrichter“ über 
gleichberechtigte europäische Nationen und zum Wächter der Wert- 
ordnungen dieser Welt gemacht — zugunsten seiner nationalen Inter- 
essen natürlich. Immerhin wäre diese Politik noch als „britisch“ zu ver- 
stehen gewesen, wenn sich England die Unterscheidung zwischen Provo- 
kation und Aggression vorbehalten und um einen gerechten Ausgleich 
unparteiisch bemüht hätte. 


Zum erstenmal in der britischen Geschichte hat London die Ent- 
scheidung über Krieg oder Frieden vorbehaltlos einer fremden Macht 
übertragen und alle von Polen beabsichtigten Schritte im voraus gut- 
geheißen. Die Zeit war vorbei, in der ein französischer Minister- 
präsıdent (Poincare& 1923) noch sagen konnte: 

„Die britische Regierung wolle sich nicht in einen Krieg hineinziehen 
lassen, der aus einem mittel- oder osteuropäischen Konflikt entstehen 
könne, weil sie befürchte, daß dieser Konflikt durch die Unklugheit von 
Mächten hervorgerufen werden könnte, die sie nicht durch eine im vor- 
aus gegebene Zusage der Unterstützung zu einer Politik der Abenteuer 
ermutigen will.“27) 

Winston Churchill selbst war es, der die britische Garantie an Polen 
ım März 1939 als einen „Markstein zum Verhängnis“ bezeichnete, diese 
Entscheidung aber dennoch befürwortete, ja „froh“ über sie war, wie er 
auf der Konferenz von Teheran 1943 äußerte?®), — ohne Bedenken 
gegen den aufschäumenden polnischen Chauvinismus im Frühjahr und 


7) Chr. Höltje „Die Weimarer Republik und das Ostlocarno-Problem 1919—1934* 
S. 67. 
Poincar& dem Botschafter de Saint-Aulaire am 23. 1. 1923. 

23) Foreign Relations of the United States — Diplomatic Papers, The Conferences at 
Cairo and Tehran 1943 Doc. 598. 
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Sommer des Jahres 1939. Im einzelnen schrieb der britische Kriegs- 
premier über die Garantie an Polen: 


„Die Geschichte ... durchsucht man vergeblich nach einer Parallele zu 
diesem plötzlichen und vollständigen Richtungswechsel einer Politik, die 
seit 5 oder 6 Jahren bequeme, versöhnliche Befriedung anstrebte und 
dann fast über Nacht die Bereitschaft entwickelte, einen offensichtlich 
nahe bevorstehenden Krieg von größtem Ausmaß und unter den aller- 
schlimmsten Umständen auf sich zu nehmen. Die Polen-Garantie war 
ein Markstein zum Verhängnis. .... 


Endlich war es zu einer Entscheidung gekommen, im ungünstigsten 
Augenblick und unter den unbefriedigendsten Verhältnissen, zu einer 
Entscheidung, die mit Gewißheit zum Niedermetzeln von Millionen 
Menschen führen mußte.“2°) 


Winston Churchill bekennt weiter, daß nicht nur er persönlich, son- 
dern „jeder die Lage erfassende Politiker“ sich bei Vertragsabschluß über 
die kriegerische Explosivkraft der Garantie an Polen bewußt gewesen 
sei oder hätte sein müssen: 

„Aber niemand, der die Lage erfaßte, konnte daran zweifeln, daß er 
(der Schritt zur britischen Garantie an Polen) aller menschlichen Vor- 


aussicht nach einen großen Krieg bedeutete, in den auch wir verwickelt 
werden mußten.“ 2°) 


Dieser selbe Winston Churchill erklärte am 3. 4. 1939 vor dem Unter- 
haus: 
„Ist diese neue Politik begonnen worden, so kann es kein Zurück mehr 
geben.... 


Hier mit einer Garantie an Polen aufzuhören würde bedeuten, im 
Niemandsland ungeschützt unter dem Feuer beider Grabenlinien an- 
zuhalten.... 


Wir müssen nun vorwärts gehen, bis eine Vereinbarung erreicht ist. 
Nachdem wir begonnen haben, eine große Allianz gegen Aggression zu 
schaffen, können wir sie nicht mißlingen lassen. Wir werden in einer 
tödlichen Gefahr sein, wenn wir scheitern. ... 


Es ist zur Frage von Leben und Tod geworden!“30) 
Und Winston Churchill betätigte sich fortan intensiv in diesem Sinne, 


d.h. im Sinne einer Verhärtung der Fronten und des Abschlusses eines 
vorbehaltlosen Bündnisvertrages mit der Sowjetunion. 


Der Staatssekretär und Angehörige des Widerstandes im deutschen 
Auswärtigen Amt, E. v. Weizsäcker, schreibt: 


22) W. Churdill „Der Zweite Weltkrieg“ 1. Buch, Bd. I „Der Sturm zieht auf“ 
S. 421/423. 


”) WW, Jedrzejewicz „Poland in the British Parliament 1939—1945* Bd. I S. 15/16. 
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„In einem normalen Bündnisvertrag versprechen sich die Partner milıi- 
tärısche Hilfe für den Fall eines nicht provozierten Angriffs durch 
Dritte. Ob der Fall vorliegt, entscheidet natürlich der Partner, der 
Hilfe leisten soll. Hıer nun war es umgekehrt. Warschau hatte es in der 
Hand, das britische Empire in den Krieg zu ziehen.“®!) 


Wenn diese Garantie nicht den Zweck hatte, den Krieg herbeizu- 
führen, dann aber bestimmt den, eine nochmalige friedliche Revision 
von Bestimmungen des Versailler Diktates zu verhindern??). 


Duff Cooper, der britische Minister für wirtschaftliche Kriegführung: 


„In keinem Augenblick der Geschichte haben wir je einer anderen Macht 
die Entscheidung überlassen, ob Großbritannien in einen Krieg eingrei- 
fen solle oder nicht. Jetzt liegt die Entscheidung bei einer Handvoll 
Männern, deren Namen — vielleicht mit Ausnahme des Obersten Beck 
— unserem Volke völlig unbekannt sind (ebenso wie ihre Taten, die sie 
im Jahre 1939 begehen sollten — Anm. des Verf.). Diese Unbekannten 
können also morgen den Ausbruch des europäischen Krieges befehlen.“3®) 


Ein Franzose, Professor Lebre, urteilt im Jahre 1958: 


„Die Geschichte lehrt es, daß Polen und seine führenden Persönlich- 
keiten, deren Größenwahn bekannt war und bei denen die Tapferkeit, 
oder besser die Kühnheit keinen Raum für den gesunden Menschen- 
verstand ließ, die letzten waren, denen man eine ähnliche Verantwortung 
anvertrauen konnte, zumindest wenn man einer Katastrophe aus dem 
Wege gehen wollte.“3®) 


Liddell-Hart, der bekannte britische Militärschriftsteller und Histori- 
ker, gibt zu, daß die Garantie an Polen, so wie sie gegeben worden ist, 
„eine Krieg herausfordernde Wirkung hatte“, die noch verstärkt worden 


ist durch die Einführung der Wehrpflicht in England?®). 


Russel Grenfell, ein anderer britischer Historiker, erkannte: 


„Ist sie (die Garantie) erst einmal ausgesprochen, so ist es für den 
Gegner kaum noch möglich, sich um eine friedliche Lösung seines Strei- 
tes mit dem garantierten Lande zu bemühen, will er nicht den Eindruck 
erwecken, dat er sich einer Erpressung füge.“?®) 


Der Historiker Michael Freund stellte fest: 


„Das britische Beistandsversprechen an Polen ist der Wendepunkt der 
europäischen Dinge. England hat den Würfel geworfen. ‚Die Engländer 


»1) E. Weizsäcker „Erinnerungen“ S. 222. 

32) Diese Folgerung entsprach genau den Ausführungen von Halıfax: „Das nächste 
Mal werde Hitler gezwungen werden, Blut zu vergießen“, Doc. on British Foreign 
Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 279. 

3) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. II S. 103 und 
A. Bucreis „Politik des 20. Jahrhunderts“ S. 230. 

s4) H. Lebre „Das Geheimnis um die Ursachen des Zweiten Weltkrieges“ S. 83. 

5) B. H. Liddell-Hart „Warum lernen wir denn nichts aus der Geschichte?“ S. 56. 

36) R. Grenfell „Bedingungsloser Haß?“ S. 80. 
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sind jetzt bereit‘, so sagt der französische Ministerpräsident Daladier, 
‚ihre Grenzen nicht mehr am Rhein, sondern an der Weichsel zu 
sehen‘. . .*37) 


Der britische Blankoscheck hat — abgesehen von der damit legalisier- 
ten Mißachtung der deutschen Minderheiten in Polen — zusätzlich den 
Willen des deutschen Danzig, das bekanntlich nicht unter polnischer 
Oberhoheit stand, vergewaltigt. Jeder Versuch der Danziger Bevölke- 
rung, die ıhr von Versailles angelegten und von Polen in den nach- 
folgenden Jahren immer enger geschnürten Fesseln (Wirtschaftsdruck, 
Ausweitung polnischer Befugnisse) abzustreifen, sollte nunmehr den 
Kriegsentschluß Englands auslösen. Jeder selbständige Staat darf Bünd- 
nisse abschließen mit wem und welchen Inhalts er will; er darf militäri- 
sche, wirtschaftliche und politische Verbindungen eingehen, wie er es für 
notwendig hält. Wenn dagegen eine „freie“ deutsche Stadt zu Deutsch- 
land kommen und sich nicht weiter von einer fremden Macht wirtschaft- 
lich ruinieren und schrittweise erobern lassen will, so sollte dies die 
Kriegserklärung Englands an Deutschland zur Folge haben! 


Der britische Freibrief hatte die von allen Beteiligten vorauszusehen- 
den Folgen: die polnische Regierung legte sich nicht nur keine ihrer Lage 
entsprechenden Beschränkungen auf, sondern verlor im Gegenteil, wie 
schon bei früheren Gelegenheiten, das Maß ihrer Möglichkeiten aus den 
Augen). 

Wenige Tage nach Bekanntgabe der britischen Garantie reiste der 
polnische Außenminister nach London. Nach den dortigen Gesprächen 
vom 4.—6. April 1939 war sogar Oberst Beck „sehr erstaunt“ über 
die Art und Weise, wie man ıhn „bearbeitete“ und zum Helden des 
Widerstandes gegen Deutschland machte?®). Beck „enttäuschte mit seiner 
gewöhnlichen Großmachtarroganz die Hoffnungen der Engländer und 
widersetzte sich den sanften Einflüsterungen von Chamberlain und 
Halifax“*°). Die britischen Hoffnungen, die Beck enttäuschte, und die 
Einflüsterungen, denen er sich widersetzte, waren — genauso wie die 
haltlosen Gerüchte über deutsche Truppenbewegungen gegen Polen‘), 
die ähnlich wie am 20. Maı 1938 termingerecht und zweckbestimmt in 
die Welt gesetzt worden waren — nur darauf gerichtet, Polen den 
Schwarzen Peter zuzuschrieben. Beck hat dieses Bemühen des Foreign 
Office sehr genau registriert; er betrachtete nach Meinung des Leiters 


37) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. II S. 102. 

38) J.F.C. Fuller „Der Zweite Weltkrieg — Eine Darstellung seiner Strategie und 
Taktik“ S. 18. 

3) H. Dahms „Roosevelt und der Krieg“ S. 30. 

#0) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 212. 

41) ebenda S. 210. 
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der West-Abteilung im polnischen Außenministerium, Joseph Potocki, 
die Unterredungen als Mittel zur Einschüchterung der Deutschen und 
„war nicht an den genauen Bedingungen der Vereinbarungen inter- 
essiert“*2). Sachlicher ausgedrückt: Er war nicht an den wesentlich 
weitergehenden Bedingungen Londons interessiert. 
„Beck hatte ‚keine Zeichen einer gefahrvollen militärischen Aktion auf 
deutscher Seite bemerkt‘; ‚Verhandlungen über Danzig würden nicht 
fortgesetzt‘; ‚die deutsche Regierung hat niemals polnische Rechte ın 
Danzig streitig gemacht und hat sie kürzlich sogar bestätigt‘; ‚wenn er 
soweit gehen sollte, wie die Deutschen es selbst sagen, so würde er sagen, 
daß die kritischste Frage die koloniale Frage seı‘.“43) 


Neville Chamberlain gab am 3. 4. 1939 im Unterhaus zu, daß er 
versuche, Deutschland einzukreisen, wenn auch in defensiver Absicht. 
Wie „defensiv“ diese Einkreisung war, zeigt ein Blick auf die beiden von 
England hierzu eingeladenen Länder: Polen hatte seit 1919 wiederholt 
angeboten, Deutschland von Osten her anzufallen. Trotzdem — oder 
gerade deswegen war es ein wichtiger Stein im britischen Spiel. Die 
Sowjetunion hatte allen nicht-kommunistischen Staaten offen Ver- 
nichtung angedroht. Trotzdem — oder gerade deswegen versuchte Eng- 
land, sich ihrer militärischen Hilfe gegen Deutschland zu versichern. 


Wie offensiv darüberhinaus diese Einkreisung gemeint war, zeigten 
auch die diplomatischen Gespräche mit Außenminister Beck in London. 
Genügte es doch Lord Halifax nicht, als Beck Großbritannien Unter- 
stützung zusagte für den Fall eines deutsch-britischen Krieges. Auch in 
jedem anderen Konfliktfall, in den Deutschland verwickelt würde, solle 
Polen kämpfen und außerdem seine Ablehnung des sowjetischen Bei- 
standes revidieren und zusätzlich das gegen die Sowjetunion gerichtete 
polnisch-rumänische Abkommen in einen anti-deutschen Pakt umwan- 
deln“). Sogar Beck weigerte sich, gleichzeitig so viele unübersichtliche 
Risiken einzugehen. Lord Halifax trieb diese Politik voran, obwohl 
er wußte und anerkannte, daß weder Hitler noch Mussolini Krieg 
wünschten®®). 


Um den Sachverhalt zu präzisieren: Die britische Regierung drängte 
den polnischen Außenminister in die erweiterten Eventualitäten eines 
möglichen Krieges hinein und paraphierte die wechselseitige Garantie 
in Kenntnis der Tatsache, daß Beck Hitler demütigen und ihm Be- 


#2) E. Raczynski „In Allied London“ $S. 343. 

43) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 212 und Doc. on 
British Foreign Policy 1919—1939 Vol. V Doc. 1. 

44) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. V Doc. 2 und 10. Protokoll über 
die Unterredung zwischen Chamberlain und Beck in London am 4.-6. April 1939 
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dingungen setzen wollte, die zu einer Verschärfung der Krise führen 

mußten“). Auch Chamberlain verfolgte diesen Kurs: 
„Der Premierminister (Chamberlain) stimmte damit überein, daß die 
tiefgreifendsten Angelegenheiten (gravest matters) auf dem Spiele stün- 
den, nämlich die Zukunft der beiden Länder. Es sei wesentlich, daß 
sie sich nicht der schlechtesten beider Möglichkeiten gegenübersähen (that 
they should not find themselves left wıth the worst of both worlds), 
nämlich, daß sie Deutschland provoziert haben, ohne gleichzeitig für eine 
wirksame Verteidigung gesorgt zu haben.“**) 

Das Ergebnis der Londoner Gespräche war der Abschluß eines Garan- 
tievertrages auf Gegenseitigkeit, demzufolge auch Polen sich verpflichtete, 
England vorbehaltlos zu unterstützen, unabhängig davon, wer der An- 
greifer sei. 


Über die Stimmung der Öffentlichkeit und der Regierungen in den 
maßgebenden Hauptstädten zu dieser Zeit berichtete u.a. der US-Ge- 
schäftsträger Geist am 6. 4. 1939: 

„Die friedliche Stimmung in der Reichshauptstadt stehe in starkem Ge- 
gensatz zu Paris und London, wo Kriegsgerüchte und Kriegsgerede das 
Thema des Tages seien. In Berlin dagegen herrsche allgemein das Ver- 
trauen, man könne 1939 den Frieden erhalten.“*®) 

Der britische Geschäftsträger in Berlin, Ogilvie-Forbes, stellte am 
23. 4. 1939 in einem Bericht über die Parade anläßlich des 50. Geburts- 
tages von Adolf Hitler abschließend fest, daß ihm der Beifall der Bevöl- 
kerung gekünstelt und apathisch schiene und der Begeisterung entbehre, 
die eine Voraussetzung für jede Nation sei, der die Aussichten auf Krieg 
vor Augen geführt werden*”). 


Gerüchte- und Einkreisungspolitik von März bis August 1939 


Neben den diplomatischen Bemühungen spielten die systematisch 
lancierten Gerüchte und Verleumdungen über angebliche deutsche außen- 
politische Ziele, deutsche Truppenbewegungen, deutsche Rüstungsan- 
strengungen, deutsche Weltherrschaftspläne bei der Vorbereitung des 
Zweiten Weltkrieges eine große Rolle. Nach dem Anschluß Österreichs 
an das Reich brachten britische Diplomaten die Tschecho-Slowakei ins 
Spiel, „was Hitler überraschte“!). Falsche Gerüchte über deutsche Trup- 
45) Foreign Relations of the United States 1939 Vol. I S. 118. Bericht von Bullitt an 

US-Staatssekretär Hull vom 6. 4. 1939. 


#\ D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ S. 467. 
47) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. V. Doc. 275. 


1) A. ]J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 155. 
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penbewegungen lösten die Mai-Krise 1938 aus. Ergebnis: die tschechische 
Armee wurde mobilisiert und ihre Kriegsstärke auch nach eindeutiger 
Widerlegung dieser Gerüchte noch einen ganzen Monat beibehalten. 
Alle osteuropäischen Staaten, vornehmlich Rumänien und Polen, wurden 
mit erfundenen deutschen Offensivplänen alarmiert und die Nachbar- 
staaten dringend um Auskunft darüber gebeten, ob sie im nahe bevor- 
stehenden Kriegsfall kämpfen würden oder nicht. Die britische Presse 
war nach der Münchener Konferenz 1938 nıcht kleinlich, dem „ukrai- 
nischen Problem“ und den diesbezüglichen „deutschen Ambitionen“ viel 
Raum zu widmen; gleichzeitig ließ sie, wohl um die UdSSR aufzu- 
schrecken, durchblicken, daß dieses Gebiet nicht in der britischen Inter- 
essensphäre liege. Sogar Äußerungen von Regierungsvertretern hielten 
sich auf dieser Linie). Am 10. März 1939 hatte Stalin in seiner Rede 
vor dem 18. Parteitag der KPdSU — um mit den Worten eines briti- 
schen Propagandisten zu sprechen — 


„seine Überzeugung ausgesprochen, daß bei den Berichten ausländischer 
Reporter über deutsche Ambitionen hinsichtlich der Ukraine — solcher 
Berichte also, wie ich sie geschrieben hatte — der Wunsch der Vater 
des Gedankens sei.“?) 


Stalin sagte damals wörtlich: 


„Kennzeichnend ist der Lärm, den die englische, französische und nord- 
amerikanische Presse um die Sowjetukraine erhob. Die Vertreter dieser 
Presse schrien sich heiser, daß die Deutschen gegen die Sowjetukraine 
marschieren, daß sie gegenwärtig die sogenannte Karpatho-Ukraine in 
Händen haben, die etwa 700 000 Einwohner zählt, und daß die Deut- 
schen nicht später als ım Frühling dieses Jahres den Anschluß der 
Sowjetukraine mit mehr als 30 Millionen Einwohnern an die sogenannte 
Karpato-Ukraine vollziehen würden. Es hat den Anschein, als ob dieser 
verdächtige Lärm den Zweck hatte, bei der Sowjetunion Wut gegen 
Deutschland zu erregen, die Atmosphäre zu vergiften und einen Konflikt 
mit Deutschland zu provozieren, ohne daß dazu sichtbare Gründe vor- 
iegen.... 


Noch kennzeichnender ist es, daß gewisse Politiker und Pressevertreter 
in Europa und in den Vereinigten Staaten von Amerika, die ın Er- 
wartung eines ‚Feldzuges gegen die Sowjetukraine‘ die Geduld verloren 
haben, selber dazu übergehen, die wahren Hintergründe der Nichtein- 
mischungspolitik zu enthüllen. Sie erklären geradeheraus und geben es 
schwarz auf weiß, daß sie von den Deutschen schwer ‚enttäuscht‘ seien, 


2) Deutsches Weißbuch Nr. 3 Dok. 14. Schreiben des polnischen Botschafters in Lon- 
don, Fürst Raczynski, vom 26. 4. 1939 an das Auswärtige Amt, Warschau. 

3) S. Delmer „Die Deutschen und ich“ S. 390/391. 
vergl. auch Deutsches Weißbuch Nr. 3 Dok. 4 — US-Botschafter Bullitt über 
deutsche Absichten, einen ukrainischen Marionettenstaat zu gründen — am 
19. Nov. 1938. 
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da diese, statt weiter nach Osten, gegen die Sowjetunion, vorzustoßen, 
sich — man denke nur — nach Westen wenden und Kolonien ver- 
langen... .“*) 

Ungeachtet der wiederholten Zurückweisungen durch Stalin und die 
deutsche Presse verweist Winston Churchill am 19. Mai 1939 ım 
Unterhaus erneut auf „die Gefahr eines deutschen Einmarsches in die 
Ukraine“?) — und wiederum ohne die geringsten sachlichen Unterlagen. 


So sind die Tendenzen zur Schaffung einer „anti-aggressiven Front 
der friedliebenden Demokratien“ einschließlich der UdSSR bei jenen 
britischen Kräften immer mehr zur Geltung gekommen, die — wie 
Churchill, Duff Cooper, Vansittart, Eden... — 

„einen Entscheidungskampf mit Deutschland wünschten und sich deutlich 


auf einen Krieg vorbereiteten und in den Sowjets einen Staat mit großen 
Reserven und potentiellen militärischen Kräften sahen.“?) 


Nicht ın Deutschland, sondern in Großbritannien und ın den USA 
„wurde der Krieg zum Mittelpunkt der Überlegungen und der Ge- 
spräche gemacht.“®) 

So erhielt allein Polen im Sommer 1939 wenigstens 49 angebliche 
Geheiminformationen über eine unmittelbar bevorstehende Aggression; 
stets mit der Anfrage verbunden, was Polen zu tun gedenke. Bereits im 
März 1939 müssen die polnischen Zeitungen „vor der Verbreitung von 
Gerüchten warnen, die die Bevölkerung beunruhigen. Ständig erfolgen 
Verhaftungen von Panikmachern“”). 


Anfang Juli 1939 antwortete der polnische Außenminister dem briti- 
schen Botschafter in Warschau: 
„Das Gerücht, daß die Deutschen sofort ın Polen einmarschieren würden, 
sei nun das 49. Er habe mit dem Generalstabschef gesprochen, und man 
habe daraufhin entschieden, daß kein einziger polnischer Soldat ın Be- 
wegung gesetzt werden sollte.“8) 


Gleichzeitig wurde der französische Generalstab mit ähnlichen „Nach- 
richten“, Frankreich betreffend, eingedeckt. 


Diese systematische und zweckbestimmte Politik kann niemand als 
Bemühen um den Frieden bezeichnen. Jeder Psychologe weiß, was es be- 
deutet, „den Begriff ‚Krieg‘ zum Mittelpunkt der Überlegungen und 
der Gespräche zu machen“. Hinzu kommt, daß gewisse Regierungen aus 


4) ]J. Stalin „Fragen den Leninismus“ S. 769/770. 

5) W. Churchill „Der Zweite Weltkrieg“ 1. Buch Bd. I „Der Sturm zieht auf“ S. 454. 

6) Dokumente und Materialien vom Vorabend des Zweiten Weltkrieges russ. 1948 
Bd. II (Dirksen-Archiv 1938—1939) S. 62. Bericht des deutschen Botschafters in 
London, v. Dirksen, an das Auswärtige Amt vom 10. 7. 1939. 

?) A.Bucreis „Politik des 20. Jahrhunderts“ S. 85. 

8) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. II S. 436. 


306 


innenpolitischen Gründen nicht mehr wagten, eine Befriedungspolitik 
zu betreiben, weil dies die Existenz ihres Kabinetts beendet hätte). 


Einige Beispiele für diese Gerüchte): 


Nach dem 15. März 1939: 


a) „Doch wird die britische Regierung recht rasch von der Woge der 
allgemeinen Empörung in England mitgerissen. Eine Flut von Ge- 
rüchten dringt zur englischen Regierung. Die britischen Akten sind 
voll der Meldungen und Nachrichten über neue Pläne der Deutschen 
ım Östen.“ | 


b) „Unmittelbar nach dem Einmarsch Hitlers in Prag tauchen Gerüchte 
auf, das Reich wolle sogleich nach der slowakischen Karte auf gleiche 
Manier die kroatische ausspielen und sich derart an der Adria fest- 
setzen.“ 


c) April 1939: „Die Gerüchte jagen sich inzwischen. Der polnische Mili- 
tärattache in Berlin erzählt dem englischen Geschäftsträger, daß die 
deutsche Armee ın Marschbereitschaft sei. Der französische General- 
stab erfährt aus Schweizer Quellen, daß das Reich einen plötzlichen 
Überfall auf Frankreich plane.“ — 


d) Lord Halifax in einem vertraulichen Bericht an Präsident F. D. Roose- 
velt am 4. 4. 1939: 
„Die britische Flotte könnte jeden Augenblick das Ziel eines deut- 
schen ‚Blitzangriffs“ sein.“11) 

e) „Irotz der Gerüchte über deutsche Pläne für Invasionen der Ukraine 
und Holland, der Schweiz und Rumäniens. ... .“12) 


f) „Trotz verschiedener Gerüchte Danzig betreffend... .“13) 
Konkret: Die Deutsche Regierung plane für den Geburtstag des Füh- 
rers die Wiedereingliederung Danzigs in das Reich.“13) 


„Gegen Ende Juni deutete ein neues Gerücht darauf hin, daß ein deut- 
scher Handstreich in Danzig bevorstand.“!®) 


„Das Ausbleiben des Putsches wurde dann mit plumpen Ausreden be- 
mäntelt, so z.B., der Führer sei vor den Drohungen und der Ent- 
schlossenheit der Demokratien zurückgewichen.“15) 


Zur Aktivität aufmunternd, orakelte Lord Halifax am 12. Junı 1939 
dem sowjetischen Botschafter: 


„Wıe mir scheint, wird es Hitler schwerfallen, vor den Nürnberger 
Parteitag zu treten, ohne vorher versucht zu haben, das Danzig-Problem 
zu lösen. Darum müssen wir einen stürmischen Juli und August er- 
warten.“16) 


®) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 277. 

10) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. II S. 9, 138, 129. 
11) Ch. Tansill „Die Hintertür zum Kriege“ S. 554. 

12) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VI Doc. 460. 

18) ebenda Vol. IV Doc. 547 und Vol. V Doc. 163. 

14) M. Gilbert und R. Gott „Der gescheiterte Frieden“ $. 195. 

15) A. Buckreis „Politik des 20. Jahrhunderts“ S. 191. 

16) ]. M. Maisky „Wer half Hitler?“ russ. S. 123. 
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Maisky hat sehr wohl diese ohne Begründungen servierten Spitzen 
durchschaut, war es ihm doch auch auf Grund vieler anderer Indizien 
nicht unbekannt geblieben, daß Halifax darauf hinarbeitete, die Sowjet- 
union in diesen „stürmischen Juli und August“ zu verwickeln, anstatt 
Maßnahmen zur Entstörung der Atmosphäre zu ergreifen!”). Bereits in 
einer vorangegangenen Unterredung am 22. Mai 1939 in Genf hatte 
sich Maisky veranlaßt gesehen, Halifax zu entgegnen, daß er offenbar 
die Psychologie eines Mannes wie Hitler falsch einschätze. 

„Er ist keineswegs ein Dummkopf. Hitler wird sich nie in einen Krieg 
stürzen, wenn er meint, daß er ihn verlieren kann. Selbst unsere jetzigen 
Verhandlungen zwingen ihn, eine gewisse Zurückhaltung zu üben, er hat 


doch Polen bisher nicht angegriffen. Wird aber ein Dreier-Beistandspakt 
abgeschlossen, so wird er zurückweichen müssen.“18) 


Britische Politiker waren es, die der „freien Presse“ immer wiıeder 
die explosiven Schlagworte zuspielten und damit der internationalen 
Spannung die Richtung zur Entladung wiesen. Den besonnenen und 
verantwortungsbewußten Publizisten wurde nach und nach das Wort 
entzogen, und sei es auch anfangs nur deshalb, weil sie eben keine 
Sensationen verkauften. Als patriotisch und friedfertig galt schließlich 
nur noch, wer der Kompromißlosigkeit ım Sinne der Demütigung 
Deutschlands das Wort redete. Dies betraf sowohl die autoritär regierten 
Staaten wıe Polen als auch die „demokratischen Regierungen“, die von 
der „öffentlichen Meinung“ getragen und leicht „abzuschießen“ waren. 
Wie sehr gerade die Befriedungspolitiker der britischen Regierung mit 
Hinweisen auf den Sturz der Regierung eingeschüchtert werden konnten, 
beschrieb der britische Historiker Taylor: 

„Die britische Regierung war nicht geneigt, mit der Sowjetunion Bünd- 
nisabsprachen zu treffen ... und sie begab sich unwillig in diese Ver- 
handlungen, getrieben von der Agitation im Parlament und im Lande.“ 
„Die Briten sahen ihre Hände gebunden, nicht so sehr durch die formale 
Allianz mit Polen, als vielmehr durch die Entschlossenheit der britischen 
öffentlichen Meinung. ... .“19) 


Die britische Regierung begnügte sich nicht mit der „Welle von Ge- 
rüchten“ über angebliche deutsche Marschbefehle nach Ost und West?) 
(Versuche der britischen Regierung, Gerüchten entgegenzuwirken, sind 
ohnehin nicht nachweisbar), sondern setzte nach dem Garantieverspre- 


11) Neue Zeit, Moskau 1962, Hefte 2, S. 29; 3, S. 26; 4, S. 26 jeweils: I. M. 
Maisky „Am Vorabend des Zweiten Weltkrieges“ ebenda Heft 2, 1964 S. 22 
I. M. Maisky „1940 in England“. 

18) ]. M. Maisky „Wer half Hitler?“ russ. S. 120. 

19) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 266, 272. 

20) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. II S. 129. 
und S. 171, 150—152, 178. 
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chen an Polen die Einkreisung Deutschlands fort: Am 9. März 1939 
leitete sie die diplomatischen Unterhandlungen mit Moskau ein, die das 
Ziel hatten, die UdSSR militärisch in Mitteleuropa zu engagieren. Be- 
denkenlos wurde so jene Macht, die für jeden einsichtigen Europäer als 
größte Gefahr für die europäische Staatenordnung gelten mußte, in die 
— ım Verhältnis so lächerlichen — Streitigkeiten der europäischen 
Völker hineingezogen. Die britische Regierung versprach den Nieder- 
landen, der Schweiz, Rumänien und Griechenland eine Garantie ıhrer 
Unabhängigkeit, versuchte die Türkei und Jugoslawien einzubeziehen, 
wich deutsch-italienischen Friedensbemühungen aus, forderte im April 
1939 unter starkem Druck, daß Schweden sich im Kriegsfall einer 
Blockade gegen Deutschland anschließe, und bekräftigte die „moralische 
Kriegserklärung“ Roosevelts (Forderung an Hitler und Mussolini vom 
15. 4. 1939, Nichtangriffsversprechen an eine Fülle von Staaten sogar 
außerhalb Europas abzugeben)?®). 

„Am 14. April wandte sich die britische Regierung an die sowjetische 
Regierung mit dem offiziellen Vorschlag, sie möge Polen und Rumänien 
eine ebensolche einseitige Garantie geben, wie England und Frankreich 
sie Polen am 31. März und Rumänien sowie Griechenland am 13. April 
gegeben haben.“21) 

Eine „ebensolche einseitige Garantie“ hieß ebenfalls: Ausklammerung 
der Frage des Aggressors, Verlagerung der Entscheidungsbefugnis über 
Krieg und Frieden in Europa nach Warschau und Erleichterung einer 
Kriegsentscheidung für die polnische Führung. 


Im April 1939 empfahl der rumänische Außenminister Gafencu an- 
läßlich einer Reise nach London den Briten, sıe sollten erklären, eine 
Anderung der britischen Haltung gegenüber Deutschland würde von der 
Neuregelung der tschechischen Verhältnisse abhängig gemacht, über die 
Hitler zu verhandeln bereit schien. Vergeblich. Gafencu wurde dagegen 
aufgefordert, das polnisch-rumänische Bündnis gegen Deutschland aus- 
zurichten??). 


Getreu der Empfehlung aus Washington, die Wehrpflicht vor der 
angekündigten Reichstagsrede Hitlers vom 28. 4. 1939 einzuführen, be- 
schloß die britische Regierung diesen Schritt zwei Tage zuvor und „ver- 
kündete faktisch den Zustand der Kriegsgefahr“2°). London hat auf 
diese Weise bewußt eine Situation geschaffen, die Hitler nicht nur am 
Einlenken hindern, sondern herausfordern mußte. Diese Politik, die 
weder der eigenen noch der anderen Regierung ein Zurück ermöglichte, 
war in diesem Stadium um so bedenklicher, als bereits Großbritannien 


21) ]. M. Maisky „Wer half Hitler?“ S. 102. 
22) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. V. Doc. 278 S. 304—306. 


und Frankreich die Eingliederung der UdSSR in die anti-deutsche 
Koalition eingeleitet hatten. 


Neville Chamberlain hat am 26. April 1939 die Wehrpflicht ohne 
einen deutschen Anlaß und nach eingehender Überlegung („es war gut 
durchdacht“)*®) unter Ausschaltung des Parlamentes eingeführt und 
diesen Schritt „in den endgültigen Kriegsbereich“ mit den Ausflüchten 
„begründet“, er wolle den Vorwurf vermeiden, lediglich das Vordringen 
Hitlers zurückgewiesen und nicht mehr getan zu haben??). Welche Be- 
deutung Chamberlain diesem Schritt zugemessen hatte, zeigt sich daran, 
daß die britische Regierung im Jahre 1937 die Wehrpflicht mit den 
Hinweisen abgelehnt hatte, „daß die Truppen viel besser auf den Ein- 
satz vorbereitet seien als 1914“ und „daß Kriege nicht nur mit Waffen 
und Soldaten gewonnen werden, sondern mit Reserven an Hilfsquellen 
und Kredit“). Die britische Industrie sollte nicht geschwächt und die 
Wehrpflicht — so hieß es 1937 ausdrücklich — erst nach Eintritt in den 
„endgültigen Kriegsbereich“ eingeführt werden?®). 


Wie verhielt sich Chamberlain gegenüber den Warnungen hoher eng- 
lischer Kreise seit März 1939, er möge Deutschland keinen Anlaß geben, 
sich eingekreist zu fühlen, und er solle sich davor hüten, die Sowjets 
ins Spiel zu bringen, da sie unmittelbar einen Krieg provozieren wür- 
den? Chamberlain bekannte am 26. März 1939, 


„daß ich von tiefstem Mißtrauen gegen Rußland erfüllt bin. Ich glaube 
nicht an seine Fähigkeit, eine wirksame Offensive durchzuhalten, auch 
dann nicht, wenn es sie wirklich durchzuführen wünschte. Und ich miß- 
traue seinen Motiven, die mir so scheinen, als hätten sie wenig mit un- 
seren Ideen von Freiheit gemein und als seien sie darauf aus, jeden an- 
deren an die Ohren zu nehmen. Darüber hinaus wird Rußland von 
vielen der kleinen Staaten, vornehmlich Polen, Rumänien und Finnland, 
gehaßt und verachtet;“25) 

„daß eine Allianz mit Rußland den Balkan-Widerstand gegen Deutsch- 
land aufspalten würde und daß sie Spanien auf die Seite der Achse 
ziehen und wir daher mehr im Westen verlieren als im Osten gewinnen 
würden.“25) 


Dennoch gestattete Chamberlain nicht nur die Koalitionsgespräche 
mit jenem Partner, „der eher Machtpolitik betreibt, als daß er den Frie- 
den sucht“25), sondern er intensivierte diese Dreiergespräche, die „eine 
solch große Rolle in den Ereignissen, die unmittelbar der Entfesselung 
des Zweiten Weltkrieges vorangingen, spielten“), Zweifellos tat er 


2) K. Feiling „The Life of Neville Chamberlain“ S. 405 und M. Freund „Weltge- 
schichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. II S. 178. 

24) K. Feiling ebenda S. 318, 319. 

25) ebenda 5. 403, 408, 407. 

26) ]. M. Maisky „Wer half Hitler?“ russ. S. 95. 
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dies auf Druck der „Öffentlichkeit“ (der Lenker der Presse, besser gesagt), 
der Parteiführer und des Foreign Office. Doch er trug die Verantwortung. 
Auch er wußte genau so wie Lord Halifax und die französische Re- 
gierung um die Gefahren für Polen und Rumänien, die die britische 
Politik für diese Länder heraufbeschwor. Halifax faßte sie in seinen 
Memoiren offenherzig in folgende Worte: 
„Ihre Furcht (der polnischen und rumänischen Regierung) vor den 
Sowjets war zumindest ebenso groß und wahrscheinlich größer als ihre 
Furcht vor Deutschland. Ein intelligentes Kaninchen dürfte kaum die 
Protektion eines Tieres begrüßen, das zehnmal so groß wie es selbst ist 
und dem es die Gepflogenheit einer Boa constrictor (Königs-, Riesen- 
schlange) unterstellt.“?7) 

Hatte Halifax am 1. 11. 1938 ın einem Schreiben an seinen Bot- 
schafter Phipps in Paris bestätigt, „daß sich Polen niemals mit Sowjet- 
rußland verbünden kann“), und hatten schon vorher angesichts der 
Sudetenkrise, ja bereits im Mai 1938 diese Themen in Paris ausgiebig 
zur Debatte gestanden??), so enthüllten die Gespräche Becks in London 
Anfang April 1939 aufs neue, daß sich Polen nicht vor Deutschland, 
eher hingegen vor den Sowjets fürchtete. Ungeachtet dessen redeten 
Chamberlain und Halifax dem polnischen Partner ständig die „deutsche 
Gefahr“ ein und versuchten ihm die sowjetische Hilfe aufzudrängen, 
womit sie sich eindeutig gegen die polnischen Lebensinteressen stellten. 


Rücksichtslos versuchte Winston Churchill, obgleich damals nicht Mit- 
glied der Regierung, der Roten Armee ein Durchmarschrecht durch die 
osteuropäischen Länder zu verschaffen: 


„Vor allem darf keine Zeit verloren werden. Schon sind 10 oder 12 Tage 
vergangen, seit das russische Angebot gemacht wurde. Das britische Volk, 
das jetzt unter Preisgabe des hochgehaltenen, tiefeingewurzelten Brauches 
den Grundsatz der Wehrpflicht angenommen hat, ist berechtigt, zusammen 
mit der Französischen Republik von Polen zu fordern, daß es der ge- 
meinsamen Sache keine Hindernisse in den Weg lege. Nicht nur die 
volle Mitarbeit Rußlands muß angenommen werden, sondern es gilt 
auch die drei baltischen Staaten Litauen, Lettland und Estland ın das 
Bündnis einzubeziehen. “3) 


Am 18. Mai 1939 rief Churchill den sowjetischen Botschafter an: 


„‚Morgen‘, sagte er, ‚finden im Parlament die Debatten über die Außen- 
politik statt. Ich gedenke dort aufzutreten und die Aufmerksamkeit auf 
die unbefriedigende Führung der Gespräche mit Rußland zu lenken. 
Allerdings möchte ich, bevor ich öffentlich zu diesem Thema spreche, von 


=) Halifax „Fullness of Days“ S. 206. 

2) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. III Doc. 285. 

22) G. Bonnet „Vor der Katastrophe“ S. 69/70 und 42. 

3) W. Churcill „Der Zweite Weltkrieg“ 1. Buch Bd. I „Der Sturm zieht auf“ 
$. 443. 
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Ihnen hören, wie es sıch namentlich mit den Vorschlägen der sowjetischen 
Regierung verhält, die Chamberlain nicht annehmen will. In der Stadt 
zirkulieren darüber die verschiedensten Gerüchte‘.“31) 


Churchill erklärte anschließend, nachdem er die sowjetischen Vor- 
schläge zur Kenntnis genommen hatte: 
„Meinetwegen sind sie alle annehmbar.“®1) 


Winston Churchill ergänzte ın seinen Memoiren: 


„Wenn die Ereignisse so rasch voranschreiten und so überwältigend 
sind, wie ım damaligen Augenblick, ist es klug, einen Schritt nach dem 
anderen zu tun. Das Bündnis von England, Frankreih und Rußland 
hätte Deutschland im Jahre 1939 mit größter Beunruhigung erfüllt, und 
niemand vermag zu beweisen, daß sich der Krieg nicht sogar damals noch 
hätte verhüten lassen. Der nächste Schritt hätte mit überlegener Macht 
auf seiten der Alliierten unternommen werden können.“32) 


Kann es angesichts dieser Vorgeschichte noch zweifelhaft sein, was 
Winston Churchill unter dem „nächsten Schritt“, den er vorhatte zu 
unternehmen, verstanden hatte? Churchill erklärte weiter: 

„Es war bedauerlich, daß er (Hitler) nicht in diese Enge getrieben 
wurde, die ıhn leicht das Leben hätte kosten können. ... 


Wenn Chamberlain z.B. bei Empfang des russischen Angebotes geant- 
wortet hätte: ‚Ja, wir drei wollen uns zusammentun und Hitler das 
Genick brechen‘, oder mit anderen Worten diesen Inhalts, so hätte 
das Parlament zugestimmt. Stalin wäre zufrieden gewesen, und die Ge- 
schichte hätte vielleicht einen anderen Verlauf genommen.“32) 


Anthony Eden bot sich an, nach Moskau zu fliegen, um mit den 
Sowjets abzuschließen, doch Chamberlaın setzte dem Widerstand ent- 
gegen®®). Lord Halifax versuchte, den sowjetischen Botschafter am 
22. Mai 1939 in Genf anläßlich der Völkerbundssitzung zum wieder- 
holten Mal zur Annahme des britischen Vorschlages über die Abgabe 
sowjetischer Garantien an die osteuropäischen Länder zu bewegen und 
ihn von der Gefährlichkeit eines regelrechten gemeinsamen Militärbünd-. 
nisses zu überzeugen: | 

„Halifax gedachte mich plötzlich einzuschüchtern: ein solcher Pakt (der 
von der UdSSR vorgeschlagene Dreimächtepakt zur gegenseitigen Hilfe- 
leistung, alle osteuropäischen Länder betreffend), kann Hitler in Wut 
versetzen, er wird von einer ‚Einkreisung Deutschlands‘ zu schreien an- 
heben, mit dieser Parole das ganze deutsche Volk um sich vereinen und 


den Krieg entfesseln. Hiermit provozieren wir ihn gerade dazu, was wir 
mit unseren Maßnahmen verhindern wollten.“3®) 


3) ]J. M. Maisky „Wer half Hitler?“ russ. S. 115/116. 

2) W,. Churchill „Der zweite Weltkrieg“ 1. Buch Bd. I „Der Sturm zieht auf“ 
S. 441—442. 

35) [. M. Maisky „Wer half Hitler?“ russ. S. 133. 

3) ebenda S. 119/120. 
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Doch im Juli 1939, als „Hitler bereits zahlreiche kleine diplomatische 
Rückzüge vorgenommen hatte“), hatte sich London bereits auch von 
dieser Erkenntnis bzw. diesen Hemmungen losgesagt. In der zweiten 
Juli-Hälfte 1939 leitete eine politische Übereinkunft zwischen Groß- 
britannien, Frankreich und der UdSSR militärische Absprachen mit 
Offensivcharakter eın. 


Diese Übereinkunft vom 24. Juli, die nach Abschluß einer Militär- 
konvention in Kraft treten sollte, verpflichtete Großbritannien, Frank- 
reich und die UdSSR zur sofortigen gegenseitigen Kriegshilfe (ohne 
Maßnahmen des Völkerbundes abzuwarten): ım Falle einer direkten 
oder „indirekten“ Aggression Deutschlands gegen eine der vertrag- 
schließenden Mächte „oder gegen einen anderen europäischen Staat“, 
— sofern eine „interessierte Partei“ irgendeine Aktion (und sei es eine 
friedliche Einigung) als die Unabhängigkeit oder Neutralität dieses Staa- 
tes „bedrohend“ bezeichnen und militärisch „beantworten“ sollte. 


Mit Hilfe dieses Vertragstextes konnte eine „interessierte Partei“ 
jeden beliebigen Fall herausgreifen und ihn entweder als „bedrohte 
Neutralität“ oder „bedrohte Unabhängigkeit“ oder „indirekte Aggres- 
sion“ oder „Gewaltdrohung“ interpretieren, selbst wenn die betreffen- 
den Staaten eine solche „Interpretation“ ablehnten. Diesem Vertrags- 
text zufolge mußte ein europäischer Krieg und in dessen Folge ein Welt- 
krieg beispielsweise dann ausgelöst werden, wenn „eine interessierte 
Partei“ die freiwillige Überlassung Danzigs an Deutschland durch Polen 
oder einen deutsch-rumänischen Wirtschaftsvertrag oder eine moralische 
(nicht einmal materielle!) Unterstützung der finnischen, lettischen, 
litauischen oder estnischen Rechtsparteien durch Deutschland als „be- 
drohte Neutralität“ oder „indirekte Aggression“ bezeichnete. War der 
am 17. 6. 1939 abgesprochene Vertragsentwurf zwischen Großbritannien 
und Frankreich bereits so formuliert, daß sich jeder Zwergstaat Europas 
mit Deutschland hätte anlegen und einen Allfrontenkrieg auslösen 
können, so bedurfte es bei dieser politischen Übereinkunft mit den 
Sowjets nicht einmal mehr eines Zerwürfnisses Deutschlands mit einem 
seiner Nachbarn. Die Reichsregierung hätte sich — diesem Vertragstext 
zufolge — verhalten können, wie immer sie wollte: Selbst freundschaft- 
liche Bemühungen bei ihren Nachbarn mußten den Automatismus der 
gegnerischen Militärbündnisse auslösen! Die Meinung der Nachbarn 
wurde für nıchtig erklärt. Auch die Tatsache, daß — wie Kennard aus 
Warschau schrieb — 


35) D. J. Dallın „Soviet Russia’s Foreign Policy“ S. 36. 
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„die Polen aller Klassen von der Furcht vor dem Kommunismus be- 
sessen sind und kein Pole je erwarten würde, ein Gebiet, das einmal 
von sowjetischen Truppen besetzt wurde, wieder zurückzubekommen“3®), 
interessierte in London nicht. Fortan galt nur noch die Meinung einer 
„interessierten Partei“, d. h. Großbritanniens, Frankreichs oder der 
UdSSR?”). 
„Ende Juli (1939) wird das Reich vor die Entscheidung gestellt. Die 
Entsendung der westlichen Militärs gibt den Verhandlungen zwischen 
Moskau und dem Westen doch ein realeres und drohenderes Gesicht.“38) 
„Die Franzosen interessierte lediglich, die Rote Armee in einen Konflikt 
mit Hitler zu verwickeln, ohne Rücksicht darauf, ob dies auf Kosten 
Polens geschehe.“3®) 

Dies allerdings interessierte gleichermaßen den britischen Außen- 
minister, der mit den wiederholt wirksam gewesenen Alarmnachrichten 
über einen unmittelbar bevorstehenden deutschen Angriff auf Polen den 
Einsatz der Sowjetunion festzulegen versuchte‘). Die militärischen Ab- 
sprachen mit Stalin gipfelten darin, daß Frankreich, dann auch England 
den Preis der Auslieferung des Baltıkums an die UdSSR gezahlt und 
den Preis Ostpolens bzw. ganz Polens und Rumäniens ohne Zustim- 
mung der betreffenden Regierungen im letzten Augenblick angeboten 
hatten‘!). Von erheblicher Bedeutung ist, daß diese politische Überein- 
kunft vom 24.7.1939 und die beabsichtigte Militärkonvention nicht an 
Bedenken Englands oder Frankreichs gescheitert sind, sondern an der 
Weigerung Stalins, der es ablehnte, für England die Kastanien aus dem 
Feuer zu holen und in Polen, Rumänien, Litauen, Lettland, Estland 
ohne Zustimmung der betreffenden Regierungen einzumarschieren, 
während England für diesen Fall nur zwei Divisionen zur Unterstüt- 
zung in Aussicht stellte®!). 


Auf diese Weise hat Chamberlain, der bereits seit April 1939 von 
einer „Zone“ sprach, „die weder Krieg noch Frieden war“), die euro- 
päische Situation nicht nur verschärft, sondern ab 9. März, spätestens 
aber Mitte Juli 1939, ausweglos gemacht. Dabei hat er selbst nicht an 
die Erhaltung des Friedens durch ein Bündnis mit der Sowjetunion 
geglaubt*). Mitte Juli 1939 definierte er seine Haltung dahingehend: 


#6) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 90 Kennard an Hali- 
fax am 20. 8. 1939. 

37) Vertrags-Ploetz S. 171/172. 

389) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 130. 

#) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 258. 

#) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 94. 

41) ebenda Bd. III S. 96—124. 

22) K. Feiling „The Life of Neville Chamberlain“ S. 406. 

43) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ S. 594. 
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„Danzig ist gegenwärtig natürlich der Gefahrenherd. Ich habe Mussolini 
klar gesagt, wenn Hitler Danzig gewaltsam zu besetzen versucht, wird 
dies den Beginn eines europäischen Krieges bedeuten. Worauf Mussolini 
erwiderte: 


‚Veranlassen Sie eine Zustimmung der Polen, daß Danzig zum Reich 
zurückkehrt, und ich werde das beste versuchen, eine friedliche Lösung 
zu erreichen‘. 


Aber dieses ist nicht gut genug... .““4) 


Diese Lösung also war „nicht gut genug“! Am 1. September 1939 er- 
gänzte er vor dem Unterhaus: 
„Wir haben keinen Streit mit dem deutschen Volk, abgesehen davon, 
daß es erlaubt, sich von einer Nazi-Regierung regieren zu lassen. So- 
lange diese Regierung existiert und Methoden verfolgt, die sie in den 
letzten zwei Jahren hartnäckig angewandt hat, wird es keinen Frieden 
ın Europa geben.... 


Sie (an die Abgeordneten gewandt) kämpfen für Prinzipien, deren 
Zerstörung die Zerstörung aller Möglichkeiten des Friedens und der 
Sicherheit einschließen würde und nicht gerade für eine weit entfernt 
liegende Stadt Danzig.“*) 


Chamberlain hat hiermit eindeutig zugegeben, daß sich die britische 
Regierung bereits vor dem Streitfall Danzig auf einen Kurs festge- 
legt hatte, der die „Vernichtung des Nazi-Regimes“ wegen der „Außen- 
politik Hitlers seit 1938“ vorsah. London maßte sich nun an zu be- 
stimmen, welche Regierungsform ein anderer Staat, mit dem es diplo- 
matische Beziehungen unterhielt, haben durfte und welche nicht. In 
Wirklichkeit kann „nicht eine Spur von ideologischen Motiven“ bei 
Chamberlain gefunden werden“). Ja, Chamberlain wußte und gab zu, 
daß Hitler ernsthaft eine Übereinkunft mit England erwogen und eine 
großzügige, nicht terminierte Regelung mit Polen ausgearbeitet hatte®®). 


„Es waren keine Zeichen irgendeiner Hast seitens Deutschland zu er- 
kennen.“47) 


Die Zeit war vorbei, da selbst Chamberlain die Worte gesprochen 
hatte: 


„Die vergangene Behandlung Deutschlands war weder großmütig noch 
weise; solange nicht dies starke und männliche Volk veranlaßt werden 
kann, das allgemeine Los in Partnerschaft mit anderen zu verbessern, 
solange wird es weder Frieden noch Fortschritt in Europa geben hin- 
sichtlich der Dinge, die das Leben lebenswert machen.“ 8) 


#4) K. Feiling „The Life of Neville Chamberlain“ S. 407. 

#5) ebenda $. 415 und 418. 

46) ebenda S. 417. 

47) W. Jedrzejewicz „Poland in the British Parliament 1939—1945* Vol. IS. 42. 
#8) K. Feiling „The Life of Neville Chamberlain“ S. 392. 
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Neville Chamberlain hatte sich inzwischen zum Exponenten einer 
Politik machen lassen, die sich hinter die „weder großmütige noch weise 
Behandlung Deutschlands“ und damit gegen „Frieden und Fortschritt 
in Europa“ stellte. Nicht mehr Fragen nach Recht und Gerechtigkeit 
waren für London ausschlaggebend — weder ım Hinblick auf 1938 
noch 1939 — sondern „britische Prinzipien“. Chamberlain schöpfte den 
Mut hierzu 


a) aus der „positiven Unterstützung und der rechtzeitigen Hilfe der 
USA“, dem „rising tone“, der verstärkten Tonart Roosevelts, 


b) aus der seit „München“ ausgeweiteten Rüstung, 
c) aus der „Schwächung der deutschen Finanzen“ und 


d) aus der Hoffnung auf einen „Zusammenbruch der deutschen Heıimat- 
front“ *). 


Deutschland konnte ähnliche „Hoffnungen“ ın bezug auf seine Gegner 
nicht hegen, seine Politik nicht auf solche Erwartungen abstellen. 


Mitte Juli 1939 verabschiedete Großbritannien das Export-Kredit- 
Gesetz über 60 Millionen Pfund, das dem Zweck dienen sollte, Polen, 
Griechenland, Rumänien und der Türkei den Bezug von Kriegsmaterial 
aus Großbritannien zu erleichtern. Dieses Gesetz ıst dann zwar nicht 
mehr zum Tragen gekommen, hat aber zumindest Polen erheblichen 
psychologischen Auftrieb gegeben, zumal der Leiter des Empire-General- 
stabes, General Ironside, am 19. Juli 1939 zu ergänzenden General- 
stabsbesprechungen in Warschau eintraf?®), und zumal London am 3. 8. 
Polen einen Kredit für Warenkäufe im Vereinigten Königreich in Höhe 
von 8,163 Mill. Pfund gewährte?®). 


Auf Grund seiner Eindrücke aus der Beobachtung der Weltpresse und 
nach Kenntnis der Vorgänge in der britischen Geheimdiplomatie in den 
Sommermonaten des Jahres 1939 übermittelte der britische Botschafter 
in Berlin, der genauen Einblick in die offizielle Haltung und weit- 
gehend auch in die internen Vorgänge der Reichshauptstadt hatte, seinem 
Außenminister eine ernste Warnung. Henderson warf in diesem Schrei- 
ben vom 18. Juli 1939 seiner Regierung in ziemlich offenen Formulie- 
rungen nichts weniger als Kriegspolitik vor: 

„Es ist sehr gut denkbar, daß die weisen Männer der Zukunft sagen 
werden, daß wir ım Jahre 1939 Krieg mit Deutschland gemacht haben 


sollten, so wie viele jetzt sagen, daß wir ihn 1938 hätten führen sollen 
(that we should have made war on Germany in 1939, just as many 


49) ebenda S. 394, 412, 418. 
5%) A. M. Projektor „Der Krieg in Europa 1939 —1941* russ. S. 35 und A. Buckreis 
„Politik des 20. Jahrhunderts“ S. 221. 
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now say that we should have done in 1938). Aber sofern und bis ich 
nicht gegenteilig informiert bin, äußere ich meine Meinung auf der 
Grundlage, daß wir, wenn möglich, Krieg zu vermeiden wünschen. Ist 
dies sicher, so muß in meinen Augen unsere Politik die äußerste Festig- 
keit verbinden mit einer Vermeidung alles dessen, was hier nur als 
wohlüberlegte Provokation oder als Absicht unsererseits ausgelegt wer- 
den kann, einen Präventivkrieg zu wagen, oder als festgelegten Wunsch, 
Hitler persönlich zu demütigen. 

Wenn wir ıhn in eine Ecke treiben, wird er nicht in der Lage sein, sich 
ohne Krieg frei zu machen. ... 

Hitler mag schon glauben, daß England in jedem Fall Deutschland einen 
Krieg aufzwingen will. Wenn er es noch nicht glaubt, so fehlt nicht 
mehr viel, ihn zu einer solchen Meinung zu bringen. Er hat den Vorteil, 
die Initiative zu ergreifen, wo und wann er will, wenn er davon über- 
zeugt ist. 

Auch halte ich es — seien wir ehrlich (honestly) — nicht für politisch 
klug oder gar fair, die Polen übermäßig (unduly) aufzustacheln..... 

So viele Leute, wie die Otto Strassers und andere dieser Richtung, suchen 
uns mit intensiver Hartnäckigkeit in einen Krieg mit Deutschland hin- 
einzutreiben. Ich fürchte manchmal darum, ob ihre Kampagne, die 
dieses Ergebnis haben muß, nicht über Gebühr unsere Berater zu Hause 
beeinflussen möge.“ 1) 


Davon, daß Hitler England oder andere Länder mit dem Motiv 
„Lebensraum-Eroberung“ o. ä. bedrohe oder daß Hitler „Krieg zu 
machen“ beabsichtige, stand nichts in diesem Geheimschreiben. In der 
Tat hatte Hitler „zu dem Gang des diplomatischen Geschehens“ zwischen 
April und August 1939 wenig beigetragen??). 


Am 8. August 1939 vermißt die britische Zeitung „Daily Mail“ 
„Erklärungen des Premierministers, ob er diese Reden billigt, die gegen 
Danzig und gegen Deutschland gehalten werden und dem Krieg zwangs- 
mäßig zutreiben. Es muß objektiv darauf hingewiesen werden, daß von 
deutscher Seite keine Reden der führenden Staatsmänner gegen Polen 
gehalten werden, wie sie der Marschall (Rydz-Smigly — „Danzig ist die 
Lunge Polens“....) am letzten Sonntag (6. 8.) in Krakau hielt. Wenn 
England die Dinge so weitertreiben läßt, wird es mitschuldig, wenn die 
Explosion kommen sollte.“53) 


Hatte sich die britische Regierung nicht eigenwillig in diese fremden 
Verhältnisse, in diese „far-away-city“ eingemischt und sich damit mit- 
verantwortlich gemacht? Hatte Chamberlain im Sinne seines Parteimit- 
gliedes Winston Churchill gehandelt, der 1933 „diese Verhöhnung der 
Weltgeschichte und der Vernunft“ (die von Versailles gezogene ost- 
deutsche Grenze) wiedergutzumachen empfohlen und dies als „eines der 


51) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VI Doc. 347. 
52) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 219. 
53) A. Buckreis „Politik des 20. Jahrhunderts“ S. 222. 
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größten praktischen Ziele der europäischen Diplomatie, die den Frieden 
erstrebt“, bezeichnet hatte®*)? 


Die brennenden Rechts- und Humanitätsfragen in den deutsch-pol- 
nischen Beziehungen waren für die britische Politik im Jahre 1939 
keiner Beachtung, geschweige denn eines Einsatzes wert, obgleich auch 
jetzt noch Großbritannien auf Grund der Versailler Beschlüsse und 
seines Sitzes im Dreierkomitee des Völkerbundes für Danzig verpflichtet 
gewesen wäre, für den Schutz der Minderheiten ın Polen zu sorgen. Der 
Minderheitenschutzvertrag und dessen Einhaltung hatte ja als Voraus- 
setzung für die völkerrechtliche Anerkennung Polens gegolten. Die Note 
Clemenceaus als Präsident der Versailler Friedenskonferenz an den pol- 
nischen Ministerpräsidenten Paderewski vom 24. 6. 1919 

„macht Polen darauf aufmerksam, daß es seine Restauration und Un- 
abhängigkeit dem Sieg der alliierten Mächte verdanke. Dieses Faktum 
aber bewirke ganz bestimmte Verpflichtungen der Großmächte, die da- 
für Sorge zu tragen haben, daß durch die Garantie gewisser politisch- 
menschlicher Grundrechte die Stabilisierung dieses Raumes, in dem sie 
eine neue dauerhafte Ordnung errichtet haben, nicht gefährdet werde. 
Diese Verpflichtungen der Hauptmächte ständen natürlich auch im eng- 
sten Zusammenhang mit den Pflichten, die man den besiegten Staaten 
gegenüber zu erfüllen habe. Die Sicherung der inneren Stabilität und 
die Aufrechterhaltung des Friedens im ostmitteleuropäischen Bereich durch 
einen international garantierten Minderheitenschutz müsse einen Vorrang 
beanspruchen.“55) 

Doch dies schien lange vergessen. Beschwerden der deutschen Minder- 
heit als berechtigt anzuerkennen, wurde nunmehr als „Verrat an den 
nationalen Interessen Polens“, „Bedrohung der Freiheit und Unabhängig- 
keit Polens“ bezeichnet. Polnische Annexionswünsche auf Ostpreußen 
und die Oder-Gebiete wurden nunmehr geduldet, ja, im Geheimen be- 
fürwortet®). Die Verfolgungen der Volksdeutschen in Polen pflegten 
die Engländer mittlerweile als „untergeordneten Punkt“ zu bewerten?”). 
Mit dem Hinweis darauf, daß „die Polen es nie zulassen würden, daß 
ihnen irgend jemand einen Runciman schickte“°®), disqualifizierte man 
leichtfertig die deutschen Beschwerden, ohne die Entdeutschungspolitik 


54) K. Feiling „The Life of Neville Chamberlain“ S. 247. 

55) E. Viefhaus „Die Minderheitenfrage und die Entstehung der Minderheitenschutz- 
verträge auf der Pariser Friedenskonferenz“ S. 208. 

56) Die Jalta Dokumente S. 166 und 171. 
vgl. die auch in London bekanntgewesenen geographischen Karten Polens mit den 
angeblichen „historischen Grenzen Polens“, gegen die die britische Regierung nicht 
protestiert hat — B. de Colonna „Poland from the Inside“ S. 160 ff. 

57) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 339 Aus- 
sage von Botschafter Henderson. 

58) ebenda Bd. II S. 200. Der britische Geschäftsträger in Warschau, Norten, an den 
Leiter der Ostabteilung des Foreign Office, Strang. 
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der Polen zu untersuchen oder abzustellen. Gleichzeitig mischte sich 
London jedoch mit dem Aufdrängen einer vorbehaltlosen, allerdings 
nur gegen Deutschland gerichteten Garantie in die deutsch-polnischen 
Beziehungen ein. Weder Großbritannien noch die USA haben — ab- 
gesehen von einem oberflächlichen Versuch Londons am letzten Tage 
vor Kriegsausbruch — einen einzigen Schritt unternommen, um den 
monatelang überschäumenden polnischen Chauvinismus zu dämpfen. 


Die drei folgenden Zitate beziehen sich zwar auf die Tschecho- 
Slowakei, doch bezeichnen sie auch treffend die britisch-französische 
Polen-Politik bis zum Kriegsausbruch 1939: 


Lord Halifax erklärte am 22. 5. 1938 zum deutschen Botschafter 
v. Dirksen, 

„daß ım Falle eines deutschen Einmarsches in die Tschecho-Slowakeı, 
ganz gleich unter welchen Umständen, auch im Falle schwerer tschechi- 
scher Provokationen, die Franzosen gegen uns (Deutschland) marschieren 
würden.... 
Im Falle eines europäischen Konfliktes sei es unmöglich vorauszusehen, 
ob nicht England in ihn hineingezogen würde.“5P) 


„Ganz gleich unter welchen Umständen, auch im Falle schwerer 
tschechischer Provokationen“ — der Mann, der diese Worte sprach, 
war maßgeblich verantwortlich für den 10 Monate später an Polen ge- 
gebenen Freibrief. 


Staatssekretär v. Weizsäcker am 8.7.1938 ım Gespräch mit dem Bot- 
schafter der USA in Berlin, Hugh Wilson: 


„Nie sei in England oder gar in Frankreich öffentlich ausgesprochen 
worden, daß die Tschechen eine gewisse Geduldsgrenze nicht überschrei- 
ten dürften, ohne die Unterstützung der Westmächte im Konfliktfalle 
definitiv zu verspielen.... 

Wilson gab das voll zu und bemerkte, so sei die britische Politik schon 
seit 10 Jahren. Sie wünsche zwar keinen Krieg, tue aber auch nicht das 
wirklich Nötige, um ihn zu vermeiden. “®) 


Ein deutscher Historiker zur Sudetenkrise 1938: 


„Stand das Fernbleiben Englands fest, konnte ein großer internationaler 
Konflikt um die Tschecho-Slowakei gar nicht erst entstehen. 
Großbritannien behielt sich in Wahrheit die Entscheidung darüber vor, 
nicht ob es in einem europäischen Krieg neutral bleiben würde (das war 
gar nicht möglich), sondern ob es überhaupt einen europäischen Krieg 
geben würde.“®1) 


5%) ADAP Bd. II S. 254. 
0, ADAP Bd. ILS. 384. 
61) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 15. 
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Es ist offensichtlich berechtigt, diese drei Zitate auf Polen im Jahre 

1939 zu übertragen, zumal 
„es an sich der Londoner Regierung in der Tat gleichgültig sein kann, 
ob Danzig oder der Korridor deutsch oder polnisch sind. “®2) 

Doch, wie sich erweisen sollte, war das der Londoner Regierung eben 
nicht gleichgültig. Freilich ging es ihr dabei weder um Danzig noch um 
den Korridor, sondern darum, die „Nazi-Pestilenz“ — das heißt: den 
deutschen Konkurrenten — gemäß den „Prinzipien“ der britischen 
Europa-Politik „auszurotten“ bzw. auszuschalten. 


England trug im gesamten Verlauf des Jahres 1939 nicht zur Ent- 
spannung der sich verschärfenden europäischen Situation bei, sondern 
leitete weitere verhängnisvolle Schritte ein. Wie bereits erwähnt, konnte 
selbst der britische Botschafter Henderson seine Bedenken gegenüber 
einer solchen Politik nicht unterdrücken. Am 23. 5. 1939 schrieb er 
seinem langjährigen Mitarbeiter Kirkpatrik: 

„Hat die Regierung Seiner Majestät irgendwelche Vorschläge? ... Es 
genügt nicht, dem Diktator einfach ‚Nein‘ zu sagen in einem Fall, ın 


dem Gründe zur Beschwerde vorliegen. Man muß auch eine entspre- 
chende Abhilfe finden, sonst hat das ‚Nein‘ nur platonischen Wert.“®) 


Henderson war freilich in Unkenntnis darüber gelassen worden, daß 
sein Außenminister Halifax zwei Tage vorher, am 21. Mai, in Genf 
Carl J. Burckhardt seine „Vorschläge“ noch einmal unmißverständlich 
spezifiziert hatte: 


„Die Engländer würden in jedem deutsch-polnischen Krieg für Polen 
kämpfen, einerlei aus welchen Ursachen sich der Konflikt entwickeln 
würde.“6#) 


Die britische Regierung konnte sich nicht hinter „Unkenntnis“ des 
monatelang von der Weltpresse behandelten Geschehens ın Polen ver- 
stecken: Ihre eigenen Botschafter haben — gemäß ıhrer Pflicht, die In- 
teressen Großbritanniens zu wahren — wiederholt vor der unberechen- 
baren polnischen Impulsivität gewarnt und einen Druck auf Polen 
empfohlen®). So hatte Kennard aus Warschau am 30.3.1939, einen 
Tag vor der Garantieerklärung an Polen, telegraphiert: 

„Es ist natürlich unwahrscheinlich, daß die polnische Regierung Deutsch- 
land vorsätzlich provozieren wird. Aber im gegenwärtigen Zustand der 


Empfindungen hier kann keineswegs die Möglichkeit von einigen im- 
pulsiven Aktionen ausgeschlossen werden.“ ®®) 


62) ebenda Bd. III S. 261. 

63) Doc. on British Foreign Policy 1919-——1939 Vol. V Doc. 605. 

64) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ 5. 522. 

65) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 110. Kennard an Hali- 
fax am 16. 2. 1939. 

66) ebenda Vol. IV Doc. 573. 
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Kennard am 16. 8. 1939: 


„Da ich mit jenen Teilen meiner Unterhaltung mit Mr. Beck nicht ganz 
zufrieden war, die sich auf die Presse und die Minderheiten bezogen, 
griff ich diese Angelegenheiten bei dem Vizeminister für Auswärtiges, 
der sich mit diesen Fragen befaßt, heute morgen erneut auf.... 


Ich fühlte, daß die polnische Regierung jeden Versuch unternehmen 
müßte, das Erscheinen von irgendwelchen Artikeln in der polnischen 
Presse zu verhindern ...., die Anlaß für eine äußerste Verbitterung 
Hitlers sein könnten, und daß die betreffenden Behörden veranlaßt 
werden sollten, alle Ausschreitungen gegen die deutschen Minderheiten 
zu vermeiden.“®”) 


Kennard am 17. August 1939: 


„Ich habe diese Leute (die Polen) damit beeindruckt, daß Hitler gegen- 
wärtig noch unentschlossen scheint und daß es daher wesentlich ist, daß 
kein Ereignis, kein Wort in der Presse oder kein Fall von Mißhandlung 
der Minderheit ıhm einen Vorwand geben dürfe, loszuschlagen (to go 
off the deep end).... 

Ich habe meinem amerikanischen Kollegen gegenüber, der hier einen 
erheblichen Einfluß hat, erwähnt, er solle deutlich machen, daß es für 
Polen in den Augen der amerikanischen Öffentlichkeit sehr von Nachteil 
sein könne, wenn Hitler eine lange Liste mit Fällen von Mißhandlungen 
der deutschen Minderheit hier vorweisen oder irgendwie nachweisen 
würde, daß sich Polen unvernünftig verhalten hat.... 


Sie mögen sich auf mich verlassen, daß ich mein Bestes tun werde, um 
die extremen Empfindungen hier zu kontrollieren, aber man kann sie 
natürlich nicht zu weit drängen — in der Tat würde es sinnlos sein, dies 
zu tun.“ ®) 


Henderson am 16. August 1939: 


„Was Hitler über die Haltung der Presse sagt, ıst unglücklicherweise 
wahr. Wenn wir eine Katastrophe zu vermeiden wünschen, müssen wir 
den Tatsachen ins Gesicht sehen. Wir werden sicherlich Krieg haben, 
wenn die Presse davon spricht, Hitler habe sich einschüchtern lassen. 
Sicher würde die Presse, wenn ıhr dies ganz klar gesagt würde, ihre 
Verantwortung erkennen. Die Geschichte wird die Presse allgemein ver- 
urteilen, die Hauptursache für den Krieg gewesen zu sein.... 


Ich bin überzeugt, daß Hitler die Wahrheit spricht, wenn er erzählt, 
daß er dieses Jahr seine Generale zurückhalten muß. Von allen Deut- 
schen, ob Sie es glauben oder nicht, ist Hitler der am meisten gemäßigte, 
soweit es Danzig und den Korridor betrifft. .... 


Wenn ein Waffenstillstand hergestellt werden soll — und dies ıst die 
letzte Hoffnung —, dann muß die Mißhandlung der deutschen Minder- 
heiten in Polen beendet werden. Ich wünschte, daß einige englische 
Zeitungen Korrespondenten dorthin schicken, um sich selbst — und Sie 
zu informieren. Weizsäcker hat mich in dieser Frage schon sehr ge- 


67) ebenda Vol. VII Doc. 21. 
68) ebenda Doc. 48. 
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drängt. Unsere Botschaft in Warschau weiß nichts darüber, ebenso- 
wenig wie ich etwas darüber weiß, was in den deutschen Provinzen ge- 
schieht. Wie könnte ich es? Warschau mit seiner zivilisierten und intelli- 
genten, um nicht zu sagen schlauen Clique, mit der man dort verkehrt, 
ist eine Seite. Draußen auf dem Lande sind die Polen eine äußerst 
unzivilisierte Masse (lot). ‚Ruhig und zurückhaltend‘. Ja, zweifellos an 
der Spitze und wenn Worte etwas bedeuten. Aber woanders, nein. Ich 
habe zu viele Geschichten von gut informierten Neutralen gehört, um 
ein Wort davon zu glauben.“®) 

Doch auch diese Empfehlungen veranlaßten die britische Regierung 
nicht, sich zu informieren oder die Polen zur Mäßigung zu mahnen. 
Lediglich am 26. 8. schlug London vor, die polnischen Führer sollten die 
Reichsregierung ersuchen, der Aussiedlung der volksdeutschen Minder- 
heit zuzustimmen’®). Gleichzeitig sollte Polen neutralen Beobachtern die 
Einreise gewähren. Beide Vorschläge sollten Hitlers detaillierten Be- 
schwerden über die mißhandelten Volksdeutschen in Polen den Boden 
entziehen. War auch Beck „im Prinzip“ mit der Vertreibung der Volks- 
deutschen einverstanden, so lehnte er doch neutrale Beobachter „in seiner 
ersten Reaktion“ ab, ohne jemals ernsthaft dieses Thema, sofern Ver- 
handlungen damit verbunden waren, wieder aufzugreifen. Selbst ein 
nachfolgender Hinweis Kennards auf den Umweg über den Papst und 
den „ausgezeichneten Eindruck auf die öffentliche Weltmeinung“ ver- 
mochte ihn nicht umzustimmen’?®). Es war bereits der Tag, an dem die 
polnische Regierung „wegen Hitlers Sprache in seiner Unterredung mit 
Henderson vom 25. August“ intern die sofortige Mobilmachung ge- 
fordert hatte’!). Wiederum hatte Polen „für die Methode, durch Ge- 
walt oder Drohung politische Ziele zu verfolgen, eine unglückselige Vor- 
liebe entwickelt“, wie sie bereits seit der Neubildung des polnischen 
Staates 1918 nachweisbar ıst?). 


Es hat nicht nur den britischen Botschafter Henderson eigenartig be- 
rührt, als er erfuhr, daß Hitler sogar noch am 29. August einwilligte, 
mit Polen über einen Bevölkerungsaustausch zu verhandeln’®). Offen- 
bar hatte er keine Kenntnis davon, daß bereits im Sommer 1939 die 
reichsdeutschen Männer den Rat erhalten hatten, ıhre Frauen und Kinder 
nach Deutschland zu schicken. 

„In der letzten Augustwoche sollte außerdem die (deutsche) Botschaft 


(in Warschau) die Beschäftigungslosen oder diejenigen, die ‚als besonders 
gefährdet anzusehen sind‘, warnen und zur Rückkehr in die Heimat 


6%) ebenda Doc. 37. 

70) ebenda Doc. 335, 365 und 372. 

71) ebenda Doc. 391. 

72) E. Kordt „Nicht aus den Akten“ S. 285. 

73) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 455. 
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auffordern. Die übrigen sollten sich vor Verfolgungen zu schützen ver- 
suchen, die als unvermeidlich galten. Parteifunktionäre und Journalisten 
sollten Zuflucht in den Häusern von befreundeten Angehörigen neutraler 
Staaten suchen.“7*) 


Henderson gestand ein, daß „wir Polen den Gartenpfad so weit ent- 
langgeführt haben“”®), daß somit London die Führung und Verant- 
wortung in dieser Entwicklung übernommen hatte: 

„Wenn der Krieg schicksalhaft bestimmt ist, wird er kommen. Aber 


er wird der stupideste aller Kriege sein, und die Geschichte wird er- 
klären, daß die Welt total verrückt gewesen ist.... 


Die Polen werden, so glaube und fürchte ich, furchtbare Schläge er- 
halten, und ich kann nicht sehen, was sıe in Wirklichkeit dabei gewinnen 
könnten. Ihre Grenzen zu erweitern, wird nur Streitigkeiten Bedeuten, 
wahrscheinlich von beiden Seiten in der nächsten Generation. Ich bete 
nur dafür, daß wır es nicht bedauern werden, sie auf diesen schmalen 
Gartenpfad zu führen, nur um Befriedigung darüber zu empfinden, daß 
sie Hitler und die Nazi-Gangster in die Schienbeine getreten haben.“”®) 


Die Erweiterung des Blankoschecks am 25. August 1939 


Nach dem Scheitern der britisch-französisch-sowjetischen Militär- 
gespräche und dem überraschenden Abschluß des deutsch-sowjetischen 
Nichtangriffspaktes — er war kein „Bündnis“, wie es die Westmächte 
hatten abschließen wollen! — war eine von keiner Partei voraus- 
gesehene Konstellation in Europa gegeben. Wie betrachteten die beiden 
maßgebenden britischen Politiker Neville Chamberlain und Lord Haali- 
fax diese neue Situation, und was taten sie? 


Der Londoner US-Botschafter Kennedy berichtete seinem Staats- 
sekretär Hull am 23. 8. 1939 über ein Gespräch mit dem britischen 
Premier. Chamberlain sagte, er könne nichts unternehmen, um die Polen 
zu bewegen, irgendeine Konzession zu machen, und fügte wörtlich hinzu: 

„Wenn der Präsident (der USA) irgendeine Aktion für den Frieden er- 
wägt, müßte Beck, so scheint es mir, in Polen bearbeitet werden. Und 


um dies wirksam zu machen, muß es schnell geschehen. Ich sehe keine 
andere Möglichkeit.“!) 


74) L. de Jong „Die deutsche fünfte Kolonne im 2. Weltkrieg“ S. 146. 

75) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 158. Henderson an 
Halifax am 22. 8. 1939, 

76) ebenda Doc. 49 Henderson an Sir O. Sargent am 17. 8. 1939. 


1) Foreign Relations of the United States 1939 Vol. I S. 355/356. 
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Kennedy wenige Tage später: 


„Offen gesagt ist er (Chamberlain) mehr beunruhigt darüber, die Polen 
zur Vernunft rufen zu müssen als die Deutschen. Er fühlt, daß ein 
mächtiger Einfluß der öffentlichen Meinung in England, geführt wahr- 
scheinlich von Eden und Churcill, den Polen nahelegt, nichts auf- 
zugeben, und daß sie Hitler zum Laufen gebracht haben. Das bedeutet 
natürlich Krieg. Aber in der Zwischenzeit drängte er Henderson, Hitler 
zu erklären, daß nach alledem die Danziger Situation ein kleines Teil- 
problem ist. Was ın Wirklichkeit einer Regelung harrt, ist eine Bearbei- 
tung des ganzen europäischen wirtschaftspolitischen Problems.“?) 


Neville Chamberlain gestand am 25. 8. im Unterhaus, sich noch nicht 
um eine sachliche Beurteilung der deutschen Beschwerden über die Be- 
handlung der Volksdeutschen durch Polen bemüht zu haben?). In der 
Position, in die sich Großbritannien selbst versetzt hatte, wäre es un- 
erläßlich gewesen, sich intensiv um objektive Schlichtung der Meinungs- 
verschiedenheiten und Eindämmung aller Gefahren (Mobilmachung, 
Pressehetze u.ä.) zu bemühen. Nichts dergleichen geschah. Chamberlain 
hat auch die britische Presse, von der er feststellte, daß ıhr Vorgehen 
„natürlich Krieg bedeutet“, nicht gezügelt, auch nicht zu zügeln versucht. 
Im Gegenteil. Chamberlain hat an diesem denkwürdigen 25. 8. 1939 
auch seinerseits die Abgeordneten des Unterhauses bewußt falsch in- 
formiert und somit erneut der Presse die zündenden Schlagworte, „die 
natürlich Krieg bedeuten“, zugespielt. Er erklärte in dieser Rede: 


„Die internationale Situation hat sich bis heute ständig verschlechtert. 
Wir sehen uns einer immanenten Kriegsgefahr gegenüber. ... 


Die deutsche Presse erklärte, daß Danzig kein Gegenstand einer Kon- 
ferenz oder eines Kompromisses sein könne und daß es sofort und be- 
dingungslos zum Reich zurückkommen müsse. ... 


Die deutsche Presse publizierte eingehende Berichte über eine behauptete 
schlechte Behandlung der in Polen lebenden Deutschen. Gegenwärtig 
haben wir keine Mittel, die Richtigkeit dieser Geschichten zu prüfen, 
aber wır können uns nicht helfen, von dem Tatbestand betroffen zu sein, 
daß sie eine starke Ähnlichkeit mit Behauptungen haben, die im ver- 
gangenen Jahr hinsichtlich der Sudetendeutschen in der Tschechoslowakei 
aufgestellt worden sind.... 


Aber ıch glaube, es wird zugestimmt werden, daß angesichts dieser Kam- 
pagne (der deutschen Presse?) die Erklärungen der polnischen Staatsmän- 
ner große Ruhe und Zurückhaltung gezeigt haben. Die polnischen Führer 
waren, indem sie in ihrer Entschlossenheit festblieben, einem Angriff 
auf ihre Unabhängigkeit zu widerstehen, nicht provozierend. Sie 
waren immer bereit, so wie sie sicherlich auch jetzt bereit sein werden, 
Differenzen mit der deutschen Regierung zu diskutieren, wenn sie 


?) ebenda S. 392. Kennedy an Hull am 30. 8. 1939. 
3) W. Jedrzejewicz „Poland in the British Parliament 1939—1945* Vol. I S. 152, 
153, 155. 
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sicher sein können, daß solche Diskussionen ohne Macht- oder Gewalt- 
drohungen geführt werden, und mit einiger Aussicht, daß, wenn eine 
Übereinkunft erreicht würde, ihre Bedingungen nachher dem Buchstaben 
und dem Geist nach eingehalten würden. ... 


In Berlin wurde die Ankündigung (des deutsch-sowjetischen Nicht- 
angriffspaktes) mit außerordentlichem Zynismus als großer diploma- 
tischer Sieg begrüßt, der jede Kriegsgefahr beseitigt, sofern wir und 
Frankreich unsere Verpflichtungen gegenüber Polen in Frage stellen 
würden. Wir fühlen unsere erste Pflicht darin, solche gefährlichen Illu- 
sionen zu zerstreuen.“?) 

„Die ständige Verschlechterung der internationalen Situation“ in den 
letzten Monaten veranlaßte Chamberlain jedoch nicht, die britische 
Politik umzustellen, ja er warnte vor solchen „gefährlichen Illusionen“. 
Während Chamberlain ausnahmslos die „deutsche Presse“ zitierte und 
sie mit „Berlin“ gleichsetzte, hat er den Abgeordneten vorenthalten, 
daß Hitler die „sofortige bedingungslose Rückkehr Danzigs zum Reich“ 
bis zu diesem Datum nicht gefordert und insgesamt „große Ruhe und 
Zurückhaltung“ gezeigt hatte. Während Lord Halifax am 24. 8. 1939 
vor dem Oberhaus noch einen entscheidenden Unterschied zwischen der 
„aggressiven polnischen Presse“ und der „Haltung der polnischen 
Regierung“ machte, erkannte Chamberlain einen solchen Unterschied 
zwischen der deutschen Regierung und der deutschen Presse nicht mehr 
an, obwohl Polen gleichermaßen autoritär regiert und die polnische 
Presse — wenn auch mit anderer Grundhaltung als in Deutschland — 
scharf zensiert wurde. In der gleichen Richtung lag, daß Chamberlain 
die Abgeordneten des Unterhauses wohl über die militärischen Vor- 
bereitungen in Deutschland, nicht hingegen über die in Polen infor- 
mierte. Es war unwahrhaftig zu behaupten, die polnischen Führer seien 
nicht provozierend und immer wie „auch jetzt“ noch bereit gewesen, 
„Differenzen mit der deutschen Reichsregierung zu diskutieren“. Gewiß! 
Polen war bis Januar 1939 zu solchen Aussprachen bereit gewesen — 
bis sich London einschaltete, weil die britische Regierung „befürchtete“, 
Polen und Deutschland könnten zusammengehen®). Ihre den Polen 
aufgedrängte vorbehaltlose, ursprünglich gar nicht erbetene Garantie 
hatte das offensichtliche Ergebnis, daß Polen fortan nicht mehr 
bereit war, „Differenzen mit der deutschen Reichsregierung zu disku- 
tieren“! Dieser Zusammenhang war so offensichtlich, und Chamberlaın 
hatte fünf Monate Zeit, ihn gründlich zu studieren, daß er dessen am 
25. August gegenwärtig sein mußte. Daß Polen Ende März 1939 jedes 
Gespräch mit der Reichsregierung unter Kriegsdrohung abgelehnt hatte, 


*) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 207. 
und J. Colvin „Vansittart in Office“ S. 301. 
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mußte Chamberlain genauso bekannt gewesen sein wie die Tatsache, 
daß die deutschen Presseberichte vom September 1938 über die Miß- 
handlungen der Sudetendeutschen durch die Tschechen sachlich richtig 
gewesen waren; dies hatte Sonderbotschafter Runciman längst be- 
stätigt?). 

Unwahrheiten jedoch mußten zur weiteren Verschärfung der inter- 
nationalen Lage führen. Dies um so mehr, als Chamberlain in seiner 
Rede nicht einmal in Erwägung gezogen hatte, wie man mit Hilfe 
eines politischen oder diplomatischen Bemühens „die Dinge wieder in 
Ordnung bringen“ könnte. 


Vielmehr behauptete er, 
„daß die Zeit gekommen ist, da sie (die Regierung) das Parlament um 
Zustimmung für weitere Verteidigungsmaßnahmen ersuchen muß.“®) 
Und wie verhielt sich an diesem denkwürdigen 25. August 1939 sein 
Außenminister? Lord Halifax gab dem polnischen Botschafter seine 
definitive Kriegsentschlossenheit in einer Weise zu verstehen, daß 
Raczynski damals „noch entsetzt war über einen solchen Versuch“. 


Halıfax 


„zweifelte keinen Augenblick daran, daß irgendein Versuch, die Dinge 

in Ordnung zu bringen, seit Abschluß der deutsch-sowjetischen Verein- 

barung außerhalb der Debatte stehe (had been out of the question).“”) 

Sein Premierminister hatte soeben noch zugestanden — ohne aller- 

dings diese Möglichkeit aufzugreifen —, daß man in Berlin die deutsch- 
sowjetische Übereinkunft als einen den Krieg ausschließenden Pakt be- 
grüßt und an England den Wunsch herangetragen habe, das Seinige 
für die Verhinderung des Krieges zu tun. Halifax dagegen glaubte nach 
dem Motto: 

„Meine Vernunft zeigt mir keinen Ausweg außer Krieg“®), 


„daß die Polen nicht die Absicht haben, die absolut notwendigen Kon- 
takte mit Deutschland aufzunehmen“, um, „wenn nicht über Danzig, 
so doch zumindest über die Minderheiten oder einen anderen Punkt“ zu 
diskutieren. Im gleichen Schreiben präzisierte der US-Botschafter, 
„daß England definitiv in den Krieg gehen wird, wenn Polen zu kämpfen 
beginnt (if Poland starts to fight)“®) 


— also nicht dann, wenn Polen angegriffen wird! 


5) Dokumente und Materialien zum Vorabend des Zweiten Weltkrieges russ. Bd. I 
1937—1938 S. 226 ff. 

6), W. Jedrzejewicz „Poland in the British Parliament 1939—1945* Vol. IS. 155. 

?) E. Raczynski „In Allied London“ S. 24. 

8) Foreign Relations of the United States 1939 Vol. I S. 342. 

9%) ebenda S. 340. Kennedy an Hull am 23. 8. 1939. 
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Bedenkt man, daß die britische Regierung Hitler faktisch gezwungen 
hat, eine Absprache mit Stalin zu suchen, so verdeutlicht die Reaktion 
Halifax’ nach dem 23. 8. den Kriegswillen Londons sehr drastisch. 
In aller Offenheit gab man den „befreundeten“ Diplomaten zu ver- 
stehen, daß fortan alles auf die „Unausweichlichkeit eines Krieges mit 
Deutschland“ abgestellt sei. Diese Einstellung war ganz dazu angetan, 
die Polen, „deren Mut und Kampfgeist die westlichen Mächte unter- 
schätzten“!%), zu neuen Provokationen zu ermuntern. Nichtoffizielle, 
aber sehr einflußreiche Kreise Englands standen Lord Halifax zur Seite. 


Der Londoner Botschafter Polens, Raczynski, berichtete hierüber: 


„Churchill telephonierte täglich, und gleichermaßen tat es Lord Lloyd 
an diesem Abend (30. 8. 1939). Mister Harcourt Johnstone, der die 
liberale Partei repräsentierte, kam, um mich zu sehen. Alle Leute drück- 
ten ihre Sorge darüber aus, daß die Polen schwach werden und der Ge- 
walt nachgeben könnten. Ich drängte sie meinerseits (in return), ihre 
seltsamen und manchmal nicht richtig einzuschätzenden Landsleute auf 
die richtige Linie zu bringen.“ (Raczynski’s ‚richtige Linie war Ab- 
lehnung aller Kompromisse — s. ebenda $. 23)11). 


„Neben Dalton und Harcourt Johnstone erhielt ich tägliche Telephon- 
anrufe von Churchill, Bracken, Sandys und anderen, in denen die glei- 
chen Befürchtungen wiederkehrten: Würde der Premierminister sein 
Wort uns gegenüber halten und würden wir unsererseits als der Eck- 
stein der britischen ‚Friedensfront‘ auf dem Kontinent festbleiben? 
Diese Haltung (Verachtung der Friedenspolitik) wurde durch teils 
signierte teils anonyme Briefe ergänzt, die Tag für Tag hereinströmten. 
In den früheren Stadien der Krise gaben sie uns den Rat, Danzig flach- 
zubomben oder den Nazi-Parteitag in Tannenberg auszunutzen (der dann 
nicht stattfand), um Hitler und seine Freunde mit einer wohlgezielten 
Bombe zu vernichten. “12) 


Und die Rückwirkungen? 


„In dieser beunruhigenden Zeit rief ich fast täglich Lord Halıfax an, 
dessen Vertrauen ich errungen hatte und der von Zeit zu Zeit deutlich 
zeigte, daß er meine eigene Meinung über die Situation teilte (Ableh- 
nung jeder Befriedung), obgleich er sich verpflichtet fühlte, mir sehr 
unterschiedliche Argumente des inneren Kabinettes mitzuteilen. Er schrieb 
gewöhnlich meine Kommentare nieder, offensichtlich, um sie als Munition 
vor diesem Forum zu benutzen.“12) 


10) E. Raczynski „In Allied London“ S. 22. 

11) ebenda S. 20. 

12) ebenda $. 24, 23. 
Das letzte diesbezügliche Telephongespräch führte Winston Churchill bezeichnen- 
derweise am 3. 9. 1939 um 23 Uhr und erklärte: „Von heute an bin ich Erster 
Lord der Admiralität. Sollten Sie mich benötigen, so stehe ich Ihnen jederzeit zur 
Verfügung“ (ebenda $. 30). 
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Mit Rückendeckung dieser Kräfte startete Lord Halifax ın den letzten 
Friedenstagen ein weiteres Unternehmen, das Historiker als „Betrug“ 
zu definieren pflegen'?). (Siehe: „Die letzten Friedenstage“). 

Obwohl die britische Regierung seit einem Jahr von ihren eigenen 
Diplomaten laufend vor der polnischen Starrköpfigkeit gewarnt worden 
war), hat sie nie ihre vorbehaltlose Garantie für den Fall in Frage 
gestellt, daß Polen Verhandlungen verweigerte. Nur ein einziges Mal 
brachte sie diese Drohung ins Gespräch: Bei dem Besuch des polnischen 
Außenministers in London am 4./6. 4. 1939, als Beck sich nicht bereit 
fand, einen Beistandspakt mit Rumänien abzuschließen, der sowohl bei 
einem deutschen Angriff gegen Polen als auch bei einem ungarischen 
gegen Rumänien wirksam werden sollte®5). Mit anderen Worten: 

„als die Briten enttäuscht waren, als sie fühlten, daß er (Beck) nicht 
bereit war, jener Zusammenarbeit zuzustimmen, die sie als notwendig 
erachteten.“1$) 

Die britische Regierung benutzte also ihre Garantie geradezu als 
Druckmittel zur Ausweitung des Krisenherdes. 

Dabei waren am 25. August 1939 bereits Monate einer sich ständig 
aufstauenden Spannung infolge des Verhaltens der Polen vergangen, 
und Präsident Roosevelt hatte sich bereits in einer offiziellen Note an 
Warschau mit den Worten gewandt: 


„Der Präsident drückt seine Überzeugung aus, daß es sowohl im Inter- 
esse der öffentlichen Meinung in den Vereinigten Staaten als auch an- 
derer Teile der Welt ım höchsten Grad wichtig ıst, daß die Geschichte 
nicht bezeugen könne (history should not record), daß im Fall irgend- 
einer militärischen Krise, die sich aus der Danzig-Affäre ergibt, der 
erste Akt militärischer Aggression von Polen durchgeführt worden sei.“ !7) 


Am 23. 8. hatte Lord Halifax vom polnischen Botschafter in London, 
Raczynski, erfahren, daß Polen solange nicht zu verhandeln gedenke, 
bzw. „er skeptisch sei hinsichtlich des Wertes solcher Verhandlungen“, 
„solange wir noch in eine Technik des Nervenkrieges verwickelt sind“, 
die durchaus noch für einige Zeit andauern werde!®). Einen Tag später 
erfuhr er aus Warschau, daß die polnische Regierung ernste militärische 
Maßnahmen ergriffen habe, die auf die Mobilisierung von % der pol- 
nischen Armee hinausliefen!®). Trotz dieser alarmierenden Nachricht 


13) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 272 und D. Hoggan 
„Der erzwungene Krieg“ S. 719. 

14) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 110 Kennard an Hali- 
fax am 16. 2. 1939. 

15) Foreign Relations of the United States 1939 Vol. I S. 117 Bullitt an Hull am 
6.4.1939. 

16) ebenda S. 112 Kennedy an Hull am 5. 4. 1939. 

17) ebenda Vol. IS. 211 Biddle an Beck am 10. 8. 1939. 

18) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 206 und Doc. 227. 
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erweiterte die britische Regierung am 25. August aus eigener Initiative 
die Garantie an Polen auf Fälle „indirekter Bedrohung der Unabhängig- 
keit“ und „gefährdeter Neutralität“ der Länder Belgien, Holland, 
Litauen, Estland, Lettland — freilich nur durch Deutschland. Wenige 
Tage vorher hatte sie sich noch angeschickt, Polen bzw. Ostpolen und 
somit auch die baltischen Staaten an die UdSSR zu verkaufen; es war 
also gar kein echtes Anliegen Englands, Unabhängigkeit oder Neutra- 
lität dieser Staaten zu sichern. Somit mußte auch dieser Passus ın der 
erweiterten Polen-Garantie einem anderen als dem vorgegebenen Ziel 
dienen. Der Vertrag enthielt außerdem die Verpflichtung, keinen sepa- 
raten Waffenstillstand oder Frieden zu schließen — eine Klausel, die 
bislang nur in Verträgen zwischen Kriegführenden üblich war. 


Neu war an diesem Abkommen vom 25. August, daß Chamberlain 
und Halifax auch für den Fall einer „indirekten Bedrohung“ die vorbe- 
haltlose Unterstützung Großbritanniens zusagten, wobei in dem ver- 
öffentlichten Text nicht erläutert wurde, was dies zu bedeuten hatte. 
Polen jedoch wurde in dem zusätzlichen Geheimabkommen bescheinigt, 
daß hiermit die „Freie Stadt“ Danzig angesprochen war. 

„Hitler konnte das nicht wissen und nahm an, daß sich England nicht 
gegen die Rückgabe Danzigs an Deutschland stemmen würde. Beck wußte 
davon und konnte es ablehnen, die Zukunft Danzigs mit Deutschland zu 
erörtern, da er sicher sein konnte, daß ein deutscher Schritt zur Erobe- 
rung der Freien Stadt die Briten zum Eingreifen auf polnischer Seite 
veranlassen würde. Beck wußte auch, daß das Geheimprotokoll exakt 
und bestimmt war: ‚Der von Artikel zwei zur Anschauung gebrachte 
Fall ist der der Freien Stadt Danzig‘. Selbst eine indirekte Bedrohung 
Danzigs würde den Vertrag ın Kraft treten lassen. “1°) 

Obwohl Großbritannien zumindest im Verlauf der monatelangen 
Gespräche mit Moskau erkannt haben mußte, daß Polen die UdSSR 
fürchtete, während es Deutschland überlegen zu sein glaubte, obwohl 
ferner bekannt war, daß Hitler im Gegensatz zu Stalin kein polnisches 
Land zu annektieren gedachte, sondern sich sogar bereit erklärt hatte, 
die Grenzen und die Unabhängigkeit Polens zu garantieren, blieb auch 
die erweiterte Garantie lediglich gegen Deutschland gerichtet. Demnach 
war London nachweislich nicht um die Unabhängigkeit und den Be- 
sitzstand Polens besorgt! Winston Churchill sollte später eingestehen: 


„Niemals haben wir eine bestimmte Grenze Polens garantiert.“2®) 


19) M. Gilbert und R. Gott „Der gescheiterte Frieden“ S. 216. 
vergl. den Vertragsentwurf v. 10. August 1939 in Doc. on British Foreign Policy 
1919—1939 Vol. VI Doc. 613, vor allem Art. 3, der eine „Bedrohung der Unab- 
hängigkeit Polens“ auch ım Falle einer „wirtschaftlichen Durchdringung“* vorsieht. 
20) E, J. Rozek „Allied Wartime Diplomacy“ S. 109 Churchill am 22. 2. 1944. 
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„Wir sind nicht wegen irgendeiner bestimmten Grenzlinie in den Krieg 
gezogen.“*!) 

Die Erklärung des Lord Halifax (23. 8. 1939), mit der er „jeden 
Versuch, die Dinge in Ordnung zu bringen“, als „außerhalb jeder Dis- 
kussion stehend“ bezeichnete??), bekundete eindeutig Kriegswillen für 
britische Interessen, nicht Hilfswillen für Polen. 


Zu diesem englischen Kriegswillen haben die Einflüsterungen deut- 
scher Widerständler entscheidend beigetragen. Durch die bereits ım 
Jahre 1934/35 aufgenommenen Geheimkontakte zwischen Angehörigen 
deutscher Behörden (Goerdeler, Erich und Theo Kordt, Staatssekretär 
von Weizsäcker u.a.), die ihrerseits bereits Verschwörungspläne mit 
Offizieren der Wehrmacht und Männern der deutschen Wirtschaft und 
Verwaltung abgesprochen hatten, und britischen Politikern (Churchill, 
Vansittart, Halifax) wurde die britische Führung in dem Glauben be- 
stärkt, eine „feste Sprache“, ein Kriegsentschluß und auf jeden Fall der 
Krieg selbst bringe das „Hitler-Regime“ durch eine innerdeutsche Re- 
volution zum Einsturz®?). Das ist mit ein Grund dafür, daß der von 
vielen Kreisen Englands und der USA attackierte und seinem Sturz als 
Premierminister entgegensehende Chamberlain ım Glauben an die sich 
nunmehr auftuende Möglichkeit eines leichten Sieges über Deutschland 
auf die Kriegslinie einschwenkte. 


Nur unter diesen Aspekten konnten auch die Polen in den Irrglauben 
verfallen, daß sie wenige Tage nach Kriegsausbruch in Berlin ein- 
marschieren würden und daß die sowjetische Macht infolge des zu 
erwartenden schnellen deutschen Zusammenbruchs keine Zeit habe, die 
ostpolnische Grenze zu überschreiten. Diese Illusionen aber beweisen 
wiederum, daß man sich in London, Washington und Warschau bewußt 
war, wie sehr die Entscheidung „Krieg oder Frieden“ in der eigenen 
Hand lag. 


Vernichtung Deutschlands als Kriegsziel 


England, der „Beschützer der kleinen Nationen“, hatte schon vom 
Frühjahr 1939 an versucht, mit Garantien, falschen Alarmmeldungen, 
Anfragen und Ermunterungen den Willen der kleinen Nationen in einer 
Weise gleichzuschalten, die die Unsicherheit und die Gefahren nur ver- 


21) Geheimer Schriftwechsel zwischen Churchill, Roosevelt und Stalin während des 
Krieges 1941—1945 russ. Bd. 1S. 193 Churchill an Stalin am 1. 2. 1944. 

22) E. Raczynski „In Allied London“ S. 24. 

23) ], Colvin „Vansittart in Office“ S. 125/126, 135, 210, 234—237, 281, 315, 331 ff. 
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größern mußte. Warum hatten Paris und London um ihrer Partie mit 
Moskau willen das Baltikum und Ostpolen Stalin faktisch als Preis 
geboten? Halifax hatte die „Nachteile und Risiken, die die Er- 
laubnis für sowjetische Truppen auf polnischem Boden mit sıch bringen, 
voll anerkannt“!). Die einseitige Kriegserklärung an Deutschland im 
Verlauf des Polenfeldzuges, die bereits in einer geheimen Zusatz- 
klausel des britisch-polnischen Garantievertrages festgelegt war, zeigte, 
daß es nicht um ethische Grundsätze ging. Das spätere Verhalten der 
britischen Regierung, vor allem ihre militärische Zusammenarbeit mit 
der Sowjetunion und die Kapıtulation vor Stalin in den Konferenzen 
von Moskau, Teheran, Jalta und Potsdam, vergrößerte noch die Aus- 
maße dieser moralischen Entwurzelung. Man vergleiche nur das Ausmaß 
der widerspruchslosen Übereignungen an die Sowjets durch die west- 
lichen Alliierten (Alleinherrschaft über ganz Osteuropa und den Balkan, 
Beteiligung an der Herrschaft im Mittelmeer und Vorderen Orient) mit 
dem von diesen gleichen Mächten zum Anlaß eines Zweiten Weltkrieges 
genommenen Rückkehrwillen Danzigs zum Deutschen Reich! 


Ungeachtet dieser Hintergründe gab Lord Halifax vor, für Menschen- 
rechte, für Frieden, ıdeale Grundsätze zu kämpfen, und erklärte am 
7.11. 1939 über BBC-London: 


„Die neue Welt, die England zu verwirklichen suche, werde die Zu- 
sammenarbeit aller Völker auf der Grundlage der Gleichheit, der Selbst- 
achtung und Verträglichkeit der Menschheit mit sich bringen. England 
werde Mittel finden müssen, um notwendige Revisionen in einer fort- 
während sich verändernden Welt zu vereinen mit der Sicherung gegen 
Störungen des allgemeinen Friedens durch Anwendung von Gewalt.“?) 


Gerade die Anwendung dieser Grundsätze aber hatte er Deutschland 
gegenüber verweigert. „Recht“, „Gleichheit“, „Selbstachtung“ hieß in 
London, was dem „europäischen Gleichgewicht“, also den britischen 
Machtinteressen diente. Ein Vergleich zwischen den später proklamierten 
Kriegszielen und der Praxis drängt sich auf. Während man soeben noch 
often erklärte, man sei in den Krieg gegen Deutschland gerade wegen 
seiner Regierungsform gezogen, legte man in der Atlantik-Charta fest, 
daß jedes Volk seine Regierungsform wählen könne, die es wolle. Alle 
in den alliierten Kriegskonferenzen aufgestellten Postulate blieben außer 
Betracht, soweit es um Deutschland, aber auch um Polen und die an- 
deren Völker Osteuropas ging. 

Vansittart, der Chefberater des britischen Außenministers, bekannte 
zu einem deutschen Widerständler am 31. 8. 1939, also einen Tag vor 
Beginn des Polenfeldzuges, „zitternd vor Erregung“: 


1) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 91. 
?) S. Hedin „Amerika im Kampf der Kontinente“ S. 175. 
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„England wird diesen Krieg bis zum Äußersten durchfechten, und wie 
Samson in der Bibel werden wır die Säulen des Palastes einreißen und 
alles darunter begraben. ... 

Ein rechtzeitiger Kriegsabbruch (wahrscheinlich ein beabsichtigter Druck- 
fehler, der aber auch in dieser verharmlosenden Form keinen Sınn gibt, 
sondern heißen muß — Kriegsausbruch) würde zwar den Tod Tausen- 
der, aber nicht von Millionen bedeuten.“®) 


Winston Churchill bekannte im November 1939, wenige Tage nach 
den Vermittlungsvorschlägen von Belgien und den Niederlanden, im 
britischen Rundfunk: 


„Dieser Krieg ist ein englischer Krieg, und sein Ziel ıst die Vernichtung 
Deutschlands.“*) 


Nicht die Vernichtung des Nationalsozialismus! Freilich versäumt auch 
Churchill nicht, die Vernichtung der „Nazityranneı“ zu proklamieren: 
„Dies ıst nicht eine Frage des Kampfes für Danzig oder Polen. Wir 
kämpfen, um eine ganze Welt von der Pestilenz der Nazi-Tyrannei zu 
befreien und zur Verteidigung von allem, was dem Menschen am 
heiligsten ist.“>) 


Hätte sich Hitler zum Ziel seiner Politik gesetzt, „die ganze Welt“ 
von der „Pestilenz der britischen Tyrannei“ zu befreien und „zur Ver- 
teidigung von allem, was dem Menschen am heiligsten ist“ — welche 
Anklagen hätte er sich damit zugezogen? 


Der britische Feldmarschall Lord Milne warnte wenige Wochen nach 
Kriegsbeginn 

„vor der gefährlichen Theorie, daß wir nicht gegen das deutsche Volk 

kämpfen. Der Krieg ın Polen ist typisch für die angeborene Brutalität 


des deutschen Volkes überhaupt. Krieg ist Krieg.... Ich hoffe, unsere 
Schläge werden hart, vielfältig und absolut mitleidlos sein.“®) 


Premierminister Chamberlain legte in einem Brief vom 8. 10. 1939 
ein für einen „friedliebenden Politiker“ recht eigenartiges Bekenntnis ab: 


„In den drei Tagen der letzten Woche erhielt ich 2 450 Briefe, und 1 860 
davon lauteten ‚stop the war‘ (beendige den Krieg) ın dieser oder 
jener Form.... 


Ich bekenne, ıch war ängstlich (anxious), als ich Hitlers geschickte (clever) 
Rede las (Friedensangebot Hitlers nach dem Polenfeldzug) und besonders 
als die erste amerikanische Reaktion berichtet wurde, daß er eine sehr 
ansprechende Reihe von Vorschlägen gemacht hätte... .“”) 


3) E. Kordt „Nicht aus den Akten“ S. 338. 

“) H. Grimm „Warum, woher aber wohin?“ S. 350 und 441 und S. Hedin, ebenda. 
5) J. F.C. Fuller „Der Zweite Weltkrieg“ S. 22. 

e) E. J. Reichenberger „Wider Willkür und Machtrausch“ S. 535. 

7) K. Feiling „The Life of Neville Chamberlain“ S. 424. 
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Wie sehr sich die britische Regierung bemüht hatte, alle Friedens- 
möglichkeiten zu sabotieren, um ihrem Kriegsziel gerecht zu werden, 
ist u. a. auch aus der Reaktion auf die Europareise des US-Unterstaats- 
sekretärs Sumner Welles im Februar/März 1940 ersichtlich. US-Staats- 
sekretär Cordell Hull schrieb hierzu: 


„Die Gerüchte (über diese Reise von Sumner Welles) erfüllten die 
Alliierten und kleinen Neutralen mit Bestürzung darüber, daß sich der 
Präsident nach der Rückkehr von Welles für den Frieden einsetzen könnte. 
So hielt Roosevelt am 16. 3. 1940 auch eine Rundfunkrede, aus der 
ersichtlich war, daß solche Befürchtungen zu Unrecht bestehen. In 
gleichem Sinne unterrichtete Cordell Hull die Presse. Bevor Welles Rom 
verließ, versicherte auch er der Presse noch einmal, daß seine Reise nicht 
der Friedensvermittlung diene. Auf diese Aktivität hin bedankte sich 
am 22. 3. 1940 der britische Botschafter in Washington, Lothian, so- 
gleich bei Roosevelt und Cordell Hull für die prompte Weise, in der 
unsere Regierung tätig geworden sei, um die Ausbreitung der ‚Friede um 
jeden Preis‘- Empfindungen zu bremsen und zu zerstreuen. 

Fußten diese doch auf allen möglichen Gerüchten darüber, was Welles 
ın Europa aufgetragen sei, um einen Verhandlungsfrieden zustande zu 
bringen, der ‚gleichbedeutend mit einem deutschen Sieg sei‘. 

Er sagte, daß Bemühungen, die darauf gerichtet seien, einen Verhand- 
lungsfrieden zustande zu bringen, die britische und französische Kriegs- 
situation belasten würden (injure).“8) 


Duff Cooper, Erster Lord der Admiralität und Minister für wirt- 
schaftliche Kriegführung, erklärte bei der Feier des Georgsfestes am 
25.4. 1940 ın einem Toast auf England: 

„Der kommende Friedensvertrag muß weit härter und mitleidloser 
werden als Versailles. Wir dürfen keinen Unterschied machen zwischen 
Hitler und dem deutschen Volk. Wir dürfen uns nach dem Sieg nicht 
wieder durch das Betteln der Deutschen beeinflussen lassen, daß nur 
wenige, daß nur die Hitler-Regierung die Verbrechen begangen habe. 
Wir müssen Hitler beim Wort nehmen, daß er das deutsche Volk sei.“?) 


Lord Vansittart, Chefberater des Foreign Office, 1941: 
„Hitler ist kein Zufall. Er ıst das natürliche Produkt einer Rasse, die 
von den frühesten Tagen der Geschichte an räuberisch und kriegslüstern 
war.... 


Durch die Gnade Gottes und zur Rettung der Menschheit werden wir 
die Erde von Deutschland befreien und Deutschland von sich selbst.“10) 


Tenor seiner Rundfunkansprachen im BBC 1941: 


„Gewalt und Betrug, Betrug und Gewalt: das ist das alte deutsche 
Evangelium... Die Deutschen haben nie ein Wort verpfändet, ohne es 
zu brechen, haben keinen Vertrag geschlossen, ohne ihn zu schänden, 


5) C. Hull „The Memoirs of Cordell Hull“ S. 739/740. 
®) E. J. Reichenberger „Wider Willkür und Machtrausch“ S. 114/115. 
10) R. Vansittart „Black Record“ S. 14 ff. 


333 


berührten kein internationales Treuegesetz, ohne es zu besudeln. Seit 
Generationen haben sıe jedes Vertrauen unter den Menschen zerstört. “11) 


Winston Churchill im Unterhaus am 15. 2. 1942: 


„Davon (Eintritt der USA in den Krieg) habe ıch geträumt, darauf 
habe ich hingearbeitet, und nun ist es soweit.“12) 


in einem Brief an Stalin vom 24. 1. 1944: 


„Wir dachten nicht an den Abschluß eines Separatfriedens sogar in 
jenem Jahr, als wir ganz allein waren und leicht einen solchen Frieden 
hätten abschließen können ohne ernste Einbuße für das britische Empire, 
und zwar vornehmlich auf Ihre (Stalins) Kosten. Warum sollten wir 
hierüber jetzt anders denken, da die Sache für uns drei dem Siege 
entgegengeht?“13) 


Russel Grenfell schrieb über die Kriegsziele Churchills und damit 
Großbritanniens: 


„Was also blieb für Churchill als Kriegsziel übrig? Unsere alten Be- 
kannten: die Ausrottung der Nazi-Tyrannei und des preußischen Mili- 
tarısmus.‘. .. 


Diese Tyrannei als solche unterdrückte das englische Volk nicht. Was 
also ging es die Engländer an, ob die Deutschen unter einer tyrannischen 
Regierungsform leben wollten oder nicht? Hatte nicht die Atlantik- 
Charta erklärt, die Engländer ‚respektieren das Recht der Völker, die 
Regierungsform, unter der sie leben wollen, selbst zu wählen‘? Wenn 
sich also die Deutschen nicht selbst dafür entschieden, ihre Nazityrannei 
abzuschütteln, warum sollten dann viele, viele Engländer sterben, um die 
Deutschen davon zu befreien? 


Angenommen aber, daß die zwangsweise Unterdrückung von Tyranneı 
in fremden Ländern eine Pflicht der Engländer sei, wieso wurde dann 
eine andere Tyrannei zu einem Partner der Engländer bei diesem Vor- 
haben gemacht? Die kommunistische Tyrannei in Rußland war schlimmer 
als die Nazityrannei ın Deutschland; die allgemeinen Lebensumstände 
des russischen Volkes lagen weit unter denen der Deutschen. Sklaven- 
arbeit hatte in Rußland, gemessen an Vergleichbarem in Deutschland, 
einen gigantischen Umfang. ... 


Und doch begrüßte Churchill Rußland als willkommenen Verbündeten, 
als es ın den Krieg hineingebracht wurde: einen Tyrannen als Helfer, 
einen anderen zu schlagen. Es ıst klar: die Tyrannei an sich zu vernichten 
war nicht Mr. Churchills Ziel. Er war nicht einmal sehr daran inter- 
essiert, die Nazityrannei selbst zu überwinden, als ihm eine Möglichkeit 
geboten wurde, dieses Ziel zu erreichen (mit Hilfe des deutschen Wider- 
standes) ... Churchills Erklärung, die Nazityrannei ausrotten zu wollen, 
wirkte durchaus nicht überzeugend auf die Deutschen, daß diese Tyrannei 


11) HM. Lutz „Verbrechervolk im Herzen Europas?“ S. 4. 

12) E. Hughes „Churchill — ein Mann in seinem Widerspruch“ $. 277. 

13) Geheimer Schriftwechsel zwischen Stalin, Roosevelt und Churchill in der Zeit des 
Großen Vaterländischen Krieges 1941—1945“ russ. Bd. I S. 189. 
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schlecht für sie sei; ım Gegenteil, sie mußten sie als so erfolgreich an- 
sehen, daß Deutschlands Feinde entschlossen waren, sie zu zerstören. . .“1%) 


Und was schreibt Winston Churchill nach Kriegsende in seinen 
Memoiren über seine und seiner Bundesgenossen blindwütigen Ziel- 
setzungen? 

„Mein Hauptbeweggrund, die Bekanntgabe festumrissener Friedens- 
bedingungen immer wieder abzulehnen, obwohl sie oft verlangt wurde, 
war, daß eine Erläuterung der Bedingungen, auf denen die drei großen 
Bundesgenossen unter dem Druck der öffentlichen Meinung hätten be- 
stehen müssen, auf jede deutsche Friedensbewegung noch abstoßender 
gewirkt hätte als die verschwommene Formel ‚bedingungslose Kapitu- 
atıon‘. Ich erinnere mich an einige Versuche, Friedensbedingungen zu 
entwerfen, mit denen man dem Rachedurst der Sieger Genugtuung ver- 
schaffen wollte. Sie wirkten schwarz auf weiß so fürchterlich und gingen 

re 


so weit über das hinaus, was später in Wirklichkeit geschah, daß i 
Veröffentlichung den deutschen Kampfwillen nur geschürt hätte. Man 
mußte sie tatsächlich nur niederschreiben, um sie zu verwerfen.“15) 


Von England aus wurde zum erstenmal die Vernichtung eines Volkes 
als Kriegsziel verkündet. Weder gab es in Deutschland zu jenem Zeit- 
punkt ein Programm zur „Endlösung der Judenfrage“ noch eines „zur 
Vernichtung des polnischen Volkes“, noch haben je deutsche Redner oder 
Staatsmänner die Vernichtung Englands oder anderer Völker als Kriegs- 
ziel aufgestellt oder auch nur als Wunsch anklingen lassen. Großbritan- 
nien hat für einen Sachverhalt, der nicht die britischen Interessen un- 
mittelbar berührte, Deutschland den Krieg erklärt, seine Vernichtung 
gefordert und alles für die Ausweitung und Brutalisierung des Krieges 
getan. 


Ein Historiker, der sich mit der Geschichte der deutschen Spaltung be- 
schäftigte, mußte zugeben, daß die Pläne über die Teilung Deutschlands 
bereits „lange, bevor die diplomatischen Erwägungen sich mit diesen 
Plänen befaßt haben, ın Politik und Publizistik diskutiert worden sind“. 
Diese Gedanken hätten eine „dauernde Schwächung der deutschen Zen- 
tralgewalt in Mitteleuropa“ vertreten und empfohlen'®). Herr Eduard 
Benesch ging bereits unmittelbar nach seinem Rücktritt als tschechischer 
Staatspräsident im Oktober 1938 soweit vorzuschlagen, daß mindestens 
800 000 bis 1 Million Sudetendeutsche, vornehmlich die Intelligenz und 
das Bürgertum, aus ihrer Heimat hinausgeworfen werden müßten?!”). 


14) R. Grenfell „Bedingungsloser Haß?“ S. 90/91 und 121. 

15) W. Churchill „Der Zweite Weltkrieg“ 4. Buch Bd. 2 „Die Befreiung Afrikas“ 
S. 316. 

16) E, Deuerlein „Die Einheit Deutschlands“ S. 141. 

17) „Das östliche Deutschland“ — Ein Handbuch S. 532. 


335 


Deutschland sollte keinerlei völkerrechtlichen Rechtstitel mehr bean- 
spruchen dürfen. Churchill definierte dieses Ziel so: 


„Unter bedingungsloser Kapitulation verstehe ıch, daß die Deutschen 
kein Recht auf irgendeine bestimmte Behandlung beanspruchen können. 
Die Atlantik-Charta beispielsweise ist kein Rechtstitel für sıe.“ 


„So kommt es beispielsweise nicht in Frage, die Atlantik-Charta auf 
Deutschland im Sinne einer Rechtsgrundlage anzuwenden oder territo- 
riale Veränderungen und Grenzberichtigungen bei feindlichen Ländern 
auszuschließen.“ 18) 


Drei Nachkriegspublikationen aus England seien als Beispiel ange- 
führt, wie man dort diese damalige Politik selbstgefällig bestätigt und 
heute noch lobenswert findet: 


Lord Beaverbrooks „Sunday Express“ vom 23. 3. 1958: 


„Man erinnere sich daran, daß der letzte Krieg darum ging, Deutschland 
zu zerbrechen.“!9) 


Der britische Historiker A. J. P. Taylor, ebenfalls in „Sunday Ex- 
press“, Oktober 1957: 


„Die Deutschen würden die Teilung (ihres Landes) gewiß nicht mögen, 
aber sie ist ‚großartig‘ für die anderen. Zwei Kriege habe England 
gegen Deutschland geführt, die durch verschiedene Motive ausgelöst 
worden seien. Im Grunde aber ging es immer um dasselbe: Es gibt zu 
viele Deutsche, und Deutschland ist zu stark. Wenn man alle Deutschen 
zusammenkommen läßt, dann überschatten sie Europa. Jetzt wird uns 
eine Lösung auf dem Tablett serviert. Wir sollten dankbar sein, statt 
dessen erklären wir, daß Deutschland wiedervereinigt werden müsse.“ 20) 


Derselbe Historiker A. J. P. Taylor, „der einer der rabiatesten briti- 
schen Deutschenhasser ıst“?'), führte im Frühjahr 1965 in einer Vor- 
tragsreihe im BBC-Fernsehen „einen Generalangriff auf jede britische 
Hilfestellung für die Wiedervereinigung Deutschlands“?!) und erklärte: 


„Das britische Volk habe kein Interesse daran, Deutschland wiederzuver- 
einigen. Im Gegenteil. Die große Mehrheit ist entzückt über die glückliche 
Chance, die Deutschland geteilt und unschädlich gemacht hat... .. Wilsons 
(Premierminister 1965 und Führer der Labour-Party) stärkste Anhänger 
in der Labour-Party sind auch zugleich diejenigen, die sich am ent- 
schlossensten einer deutschen Wiedervereinigung widersetzen.“?1) 


18) W, Churchill „Der Zweite Weltkries“* IV. Buch Bd. II „Die Befreiung Afrikas“ 
S. 316 und 318 (Churchill im Unterhaus am 22. 2. 1944) Kursiv im Original. 

19) G. Kass „England und Deutschland von 1900—1958* S. 97. 

20) ebenda S. 109. 

21) Frankfurter Allgemeine 15. März 1965 S. 3. 
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Die Vereinigten Staaten von Amerika 


„Roosevelt und das ‚New Deal‘ leisteten gute Reparaturarbeit, aber sre 
haben unser Problem nicht gelöst, so wenig wie die Privatwirtschaft. 
Wir schämen uns, es zuzugeben, aber die gemeine Tatsache bleibt be- 
stehen: unser Problem wurde vorübergehend gelöst nur durch die zeit- 
gerechte Hilfe des größten aller Übel: Krieg. Erinnert sich unser lücken- 
haftes Gedächtnis, daß die Depression beim Ausbruch des Zweiten 
Weltkrieges nicht vorüber war? Bei diesem Zeitpunkt hatte unsere 
Produktion nur den Stand von 1929 erreicht, wır hatten noch acht 
Millionen Arbeitslose, unser Nationaleinkommen war nach den Preisen 
von 1939 noch 10 Milliarden Dollar weniger als ın dem Jahr, in dem 
der Börsenkrach eintrat und die Depression begann.“!) 

Dies ist die Summe der Erfahrungen des Roosevelt-Verehrers und 
Publizisten William Shirer über die 1933 von Roosevelt proklamierte 
Politik des „New Deal“, jener wirtschaftspolitischen Lenkungsmaß- 
nahmen der US-Regierung, die die Weltwirtschaftskrise in den USA 
überwinden sollten. Präsident F. D. Roosevelt verstand es jedoch, die 
auf ihn zukommende innenpolitische Krise abzuwenden, und zwar mit 
Mitteln, die der us-amerikanischen Demokratie nicht zur Ehre gereichen. 
Die Einzelheiten seiner Kriegspolitik sind kein Geheimnis mehr; sie 
können in jedem wohlfundierten historischen Werk nachgelesen werden. 
Hier mag nur ein kurz gedrängter Abriß die Grundlinien seiner Außen- 
politik in den entscheidungsvollen Jahren bis zum Kriegsbeginn auf- 
zeigen. 


Es fing so harmlos an: 
„Seit 1933 war Hitler in der amerikanischen Presse beißend kritisiert 
worden.“ 


„Depeschen amerikanischer Vertreter in Berlin bekräftigten die düsteren 
Ahnungen der pessimistischen amerikanischen Zeitungen.“ 


„Von 1933 bis 1939 wuchs allmählich in weiten Schichten Amerikas die 
Bereitschaft für einen Krieg an irgendeiner Grenze in der Fremde.... 


Als Hitler Deutschland wiederbewaffnete..., sagten sich auf der west- 
lichen Halbkugel immer mehr Menschen, daß sein Streben nach Macht 
sie ebenso bedrohe wie seine europäischen Nachbarn.“2) 

Wie die „Depeschen amerikanischer Vertreter in Berlin“ zu jener 
frühen Stunde bereits aussahen, dafür nur als Beispiel der Bericht des 
stellvertretenden Handelsattaches Douglas Miller über die Situation in 
Deutschland vom 21. 4. 1934: 


„Das fundamentale Ziel der Nationalsozialisten ist es, einen größeren 
Anteil an den zukünftigen Gütern der Welt für die Deutschen, die 


1) E. J. Reichenberger „Wider Willkür und Machtrausch“ S. 334. 
?) Ch. Tansill „Die Hintertür zum Kriege“ S. 23 und 24. 
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Ausdehnung des deutschen Gebietes und das Wachstum des deutschen 
Volkes zu sichern, bis es die größte und mächtigste Nation der Welt 
ist und bis es schließlich, gemäß den Äußerungen einiger NS-Führer, 
den ganzen Erdball beherrscht.“?) 

Um der historischen Wahrheit willen sei vermerkt, daß es solche 
Außerungen „einiger NS-Führer“ nie gegeben hat. 

Die Presse, vor allem aber auch die Finanzkreise, stießen sich von 
vornherein an den wirtschaftlichen Erfolgen Hitlers, zumal sie selbst — 
wie gesagt — ihre eigene Wirtschaftskrise nicht zu überwinden vermoch- 
ten. Hitlers Erfolge berührten die Interessen der Vereinigten Staaten in- 
sofern, als 40 °/o der deutschen Auslandsschulden, rund 1,8 Mrd. Dollar, 
auf amerikanischen Krediten beruhte, die in der Zeit der Weimarer 
Republik aufgenommen worden waren, deren Rückzahlung jedoch nun- 
mehr nach Richtlinien erfolgen sollte, die das wirtschaftliche Wieder- 
aufleben Deutschlands nicht vereitelten. Hitler war gewillt, wirtschaft- 
lichen und finanziellen Druck des Auslandes auszuschalten, aber bei vol- 
ler Bereitschaft, alle deutschen Anleihe- und Handelsschulden zu bezah- 
len. Den Fortschritt im Vergleich mit der wirtschaftlichen Abhängigkeit 
der Weimarer Republik veranschaulicht ein Bericht des „Commercial and 
Financial Chronicle“ über den Dawes-Plan 1924: 


„Das vorgeschlagene Verfahren hat ın der Geschichte nicht seinesgleichen. 
Deutschland wird ebenso übernommen und verwaltet wie eine Gesell- 
schaft, die ihre Zahlungsverpflichtungen nicht mehr erfüllen kann, vom 
Gericht übernommen und dem Konkursverwalter übergeben. In Wahr- 
heit sind die inneren Angelegenheiten ausländischer Kontrolle unterstellt 
worden, wie es weder in unserer Zeit noch ın der Vergangenheit jemals 
geschehen ist. .... 


Noch nie bisher ist vorgeschlagen worden, vom Vermögen einer Nation 
so völlig Besitz zu ergreifen.“*) 

Bislang waren die Versailler Reparationsfrage und die parallelgeschal- 
tete US-Anleihepolitik (vergl. Dawes- und Youngplan 1924 und 1929) 
einseitig auf die politischen und wirtschaftlichen Interessen der Sieger 
ausgerichtet gewesen. F. D. Roosevelt glaubte noch im Juni 1933, die 
Lebensfragen Deutschlands und anderer europäischer Staaten zugunsten 
seiner Wirtschaftsinteressen weiterhin und ebenso radıkal wıe bisher 
mißachten zu können. Er „torpedierte“* die in London am 12. 6. 1933 
zusammengetretene Weltwirtschaftskonferenz mit seiner Weigerung, er- 
neut den Goldstandard im internationalen Valutaverkehr anzustreben, 
und lehnte es ab, über die internationalen Währungsprobleme zu 


®) Department of State „Friede und Krieg — Auswärtige Politik der Vereinigten 
Staaten von Nord-Amerika 1931—1941* S. 26. 

4) M. Sering „Germany under the Dawes Plan“ London 1929 S. 64 ff. zitiert bei: 
Ch. Tansıll „Die Hintertür zum Kriege“ S. 55. 


338 


sprechen, die sich aus der Weltwirtschaftskrise, der Reparationspolitik 
und der neuen politischen Lage in Deutschland ergaben. Die anstehen- 
den Fragen der Kreditpolitik, des Preisniveaus, der Begrenzung des 
Zahlungsmittelumlaufs, des Zahlungsausgleichs, der Tarife, Quoten, 
Subventionen und der Wiederaufnahme des internationalen Kreditver- 
kehrs blieben offen. Die Schuld an den durch Roosevelts Verhalten aus- 
gelösten Mißständen schob er, je deutlicher sie zutage traten, desto 
anmaßender und provozierender den „Aggressoren“ ın die Schuhe. Um 
sie wirtschaftlich zu lähmen, traf er mit den „friedliebenden Demo- 
kratien“ alsbald zweiseitige Absprachen und setzte am 31. 1. 1934 
eigenmächtig eine neue Parıtät zwischen Dollar und Gold fest, die nur 
59,66 °/o der bisherigen Parität betrug. Mit dieser radikalen Abwertung 
der US-Währung wurde der Außenhandel der anderen Länder, insbe- 
sondere aber der Deutschlands erheblich beeinträchtigt. Insgesamt hatte 
der Boykott Roosevelts auf der Weltwirtschaftskonferenz folgendes 
Ergebnis: 


a) Die Erschwerung des deutschen Exports löste unvermeidlich Autarkie- 
bestrebungen aus; 

b) die Einigungsbemühungen der europäischen Staaten (Absprachen 
über einen Vierer-Pakt zwischen England, Frankreich, Italien und 
Deutschland im Juli 1933; Abrüstungskonferenzen usw.) wurden 
weitgehend erschwert bzw. zunichte gemacht; 

c) die „freie Presse“ der USA wurde zur Verschärfung ihrer feindlichen 
Polemik ermuntert; 

d) die ökonomische Gesundung Deutschlands, Italiens und Japans an- 
gesichts der gleichbleibend depressiven Wirtschaftslage in den USA 
war nicht dazu angetan, Roosevelts Einstellung gegenüber diesen 
drei Ländern zu ändern. Er suchte immer neue Vorwände, um die 
wirtschaftlich beunruhigte Bevölkerung seines Landes durch Alar- 
mierung gegen angebliche außenpolitische Gefahren abzulenken. 


Daß die publizistische Vorarbeit in den Vereinigten Staaten in der 
von Roosevelt angezeigten Richtung nicht zufällig war, bescheinigen 
ausländische Politiker und Diplomaten bereits für die Zeit vor 1937. 
Am 11. 4. 1935 notierte Graf Szembek, der damalige Unterstaats- 
sekretär im Auswärtigen Amt Warschau, ein Gespräch mit dem US- 
Botschafter Bullitt in sein Tagebuch: 


„Ich sagte zu ihm: ‚Wir sind Zeugen einer Angriffspolitik der Welt gegen 
Hitler mehr noch als einer aggressiven Politik Hitlers gegen die Welt‘.“5) 


5) J. Szembek „Journal 1933—1939* S. 58—60. 
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Bereits am 4. 4. 1935 stellte Graf Szembek fest, 


„daß die Gerüchte von einem bevorstehenden Krieg immer aus den 
gleichen Quellen kommen, nämlich von Juden und Freimaurern; sie 
werden durch die Zweite und Dritte Internationale verbreitet.“>) 


Am 6. 1. 1939 schrieb derselbe Graf Szembek eine Äußerung des 
Botschafters der USA in Warschau, Biddle, in sein Tagebuch, die sich 
augenscheinlich auch auf die Jahre vor 1939 bezieht: 

„Die Juden und die deutschen Intellektuellen, die dort emigriert sind, 
inspirieren die amerikanische öffentliche Meinung ın einem ungünstigen 
Sinne gegen das hitlerische Deutschland. “®) 

Unabhängig von diesen womöglich berechtigten Beschuldigungen ein- 
zelner Emigranten kann man die Regierung der USA nicht davon frei- 
sprechen, den Lügen in ihrer Presse Vorschub geleistet zu haben. Roose- 
velt selbst feuerte die Presse zur Erregung des amerikanischen Volkes an. 

Seit der Quarantäne-Rede am 5. 10. 1937 ın Chikago, in der Roosevelt 
die „Aggressoren“ — freilich nur die Deutschen, Italiener und Japaner 
— unter Quarantäne zu stellen und „die Herrschaft des Terrors und 
der internationalen Rechtlosigkeit“ unter deutlichem Hinweis auf die 
genannten Länder zu bekämpfen empfahl, ist die Kriegspolitik des 
US-Präsidenten in zunehmendem Maße nachweisbar. 

„In Wirklichkeit war die Rede hochtönende Prahlerei. Roosevelt war 
weit mehr über Parteischlappen daheim als über japanische Bewegungen 
ın der Mandschurei beunruhigt. Wirtschaftliche Rückschläge waren für 
die Politiker des New Deal bei den erwerbslosen Arbeitern keine Emp- 
fehlung. Das Tagebuch Morgenthaus enthält unstreitige Beweise dafür, 


welche schweren Sorgen sich die Regierung über den breiten Einbruch 
in die nationale Wirtschaftsstruktur machte.... 


In der Quarantäne-Rede schwangen makabre Obertöne mit, dazu be- 
stimmt, das amerikanische Volk in Furcht zu versetzen. In weiten Teilen 
der Welt herrsche ein ‚Terror-Regime‘, und ‚die Landmarken und 
Traditionen, die den Fortschritt der Zivilisation zu einem Leben unter 
Gesetz, Ordnung und Gerechtigkeit bezeichnen‘, würden ‚hinweggefegt‘. 
‚Unschuldige Völker und Nationen‘ würden ‚der Gier nach Macht und 
Vorherrschaft grausam geopfert, die bar sind jedes Sinnes für Gerechtig- 
keit und menschenfreundliche Auffasssung‘. Wenn in anderen Welt- 
gegenden solche traurigen Verhältnisse herrschten, wäre es eitle Hoffnung, 
wollte irgend jemand sich einbilden, daß Amerika dem entrinnen werde, 
daß es Gnade erwarten dürfe, daß diese westliche Hemisphäre nicht an- 
gegriffen werden würde und daß sie in Ruhe und Frieden Sittlichkeit 
und Künste der Zivilisation weiter werde entwickeln können.“”) 


Hier haben wir bereits jene aufputschenden Phrasen, die den Weg 
zum Kriege zu ebnen pflegen. Die us-amerikanische Presse reagierte auf 


6) ebenda S. 404. 
?) Ch. Tansill „Die Hintertür zum Kriege“ S. 517/518. 
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diese Aufforderung zu einem „gemeinsamen Vorgehen“ zwar unter- 
schiedlich, war sich jedoch ın der Erkenntnis einig, daß Präsident 
F. D. Roosevelt seine erste nachhaltige Kreuzzugsrede gehalten habe. 
Maßgebliche Kenner und Mitarbeiter Roosevelts bezeichnen diese 
Quarantäne-Rede als einen „Meilenstein in der Außenpolitik der Ver- 
einigten Staaten“®). Dieser „erste Trommelwirbel im demokratischen 
Orchester“?) wurde zu einem Zeitpunkt inszeniert, als deutscherseits 
keine territorialen Revisionen gefordert worden waren, auch kein 
europäisches Land sich von Deutschland bedroht fühlte — hingegen 
Roosevelt und seine Berater über den wirtschaftlichen Rückgang und 
die Arbeitslosigkeit im eigenen Land beunruhigt waren und erkannt 
hatten, daß sıe „am Ende der Improvisationen angelangt“ waren!"). 


Im Januar 1938 ließ Roosevelt durchblicken, daß er zur Behebung 
der Wirtschaftskrise die staatliche Ausgabenpolitik auf den Bau von 
Schlachtschiffen konzentrieren wolle!?). 


In einer Sonderbotschaft vor dem Kongreß am 28. 1. 1938 empfahl 
Roosevelt angesichts der „in einem noch nicht dagewesenen, bestürzen- 
den Tempo“ sich steigernden Rüstung anderer Nationen eine Ver- 
stärkung der Landesverteidigung. 

„Der Präsident sagte, ‚ausreichende Verteidigung‘ heiße, daß wir nicht 
nur zum Schutze unserer Küsten, sondern auch zum Schutze unserer von 
den Küsten weitab liegenden Gemeinwesen jeden potentiellen Feind viele 
Hunderte von Meilen vor den Grenzen unseres Kontinents aufhalten 
müßten. Wir könnten, erklärte er, nicht annehmen, daß unsere Ver- 
teidigung sich auf einen Ozean und eine Küste beschränken, und daß 
die anderen sicherlich ungefährdet sein würden.“ 12) 


Anfang Februar 1938 schrieb Roosevelt in einem privaten Brief an 
Lord Elibank, einen einflußreichen Politiker in England, er wirke mit 
Leib und Seele darauf hin, 


„die amerikanische Offentlichkeit dazu zu erziehen, sich einem Kreuzzug 
gegen Hitler anzuschließen. “1®) 


Der Anschluß Österreichs an das Deutsche Reich am 11. 3. 1938, der 
von Staatssekretär Hull ohne „Besorgnis“ und ohne „irgendwie kritische 
oder gar ablehnende Haltung“ zur Kenntnis genommen wurde, galt 
wenige Tage später — „wahrscheinlich auf persönlichen Eingriff des 


8) S. J. Rosenmann „Working with Roosevelt“ S. 161. 

®) E. Ludwig „Roosevelt, Studie über Glück und Macht“ S. 242. 

10) C. A. Beard „American foreign policy in the making 1932—1940“ S. 178. 

1) J. D. Flynn „The Roosevelt Myth“ S. 174. 

12) Department of State „Friede und Krieg — Auswärtige Politik der Vereinigten 
Staaten von Nord-Amerika 1931—1941“ S. 73/74. 

12) Lord Elıbank, Contemporary Review, Juni 1955 „Franklin Roosevelt, Freund 
Englands“. 
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Präsidenten“ nach Ansıcht des deutschen Botschafters in den USA, 
Dieckhoff — als „Vertragsbruc, Militarismus und Vergewaltigung“). 
Die grundlose tschechische Mobilmachung vom 20. 5. 1938 — und damit 
die Sudetenkrise — verschärfte Roosevelt Ende Juni 1938 mit seiner 
öffentlichen Ankündigung, die US-Flotte verstärkt aus dem Pazifik ab- 
zuziehen, um sie im Atlantik zu konzentrieren. 

„Das war deutlich genug und wurde auch in London als weiterer Auf- 

ruf verstanden, sich auf den Krieg vorzubereiten.“15) 

Im August 1938 hielt Roosevelt eine Rede ın Kanada, in der er 
wiederum agitierte: 

„Das Dominion Kanada ist ein Teil der Schwesternschaft des Britischen 
Empire. Ich gebe Ihnen die Versicherung, daß das Volk der Vereinigten 
Staaten nicht untätig zusehen wird, wenn die Herrschaft des kanadischen 
Bodens durch irgendein anderes Reich bedroht wird.“1®) 

Da er die Welt ohnehin schon in „friedliebende Demokratien“ und 
„totale“ oder auch „totalitäre Staaten“ eingeteilt hatte, konnten sich 
die unterschwellig immer wieder angedeuteten Gefahren einer Aggres- 
sıon gegen den amerikanischen Kontinent nur auf Deutschland oder 
Japan beziehen. 

Anfang September 1938 wies Präsident Roosevelt seinen Londoner 
Botschafter Kennedy an, dem britischen Premierminister mitzuteilen, 
die Vereinigten Staaten würden jeden Kurs, den Chamberlain einzu- 
schlagen wünsche, für richtig halten!®). Kennedy versicherte dem eng- 
lischen Außenminister, daß sich — falls Großbritannien in einen euro- 
päischen Krieg verwickelt würde — 

„die Geschichte des letzten Krieges wiederholen, Amerika aber beträcht- 
lich schneller intervenieren würde als im vorigen Krieg.*17) 


„Das war ein weitreichender Blankoscheck, und Chamberlaın hatte ihn 
während der Münchener Krise zweifellos im Gedächtnis. Ich habe jedoch 
ım Archiv des State Department keinen Beweis dafür finden können, 
daß auf den Premierminister zugunsten eines Friedens um jeden Preis 
eingewirkt worden wäre.“ 17) 


Die Gründe für Roosevelts Antipathie gegen Deutschland können 
kaum mit der „jüdischen Frage“ erklärt werden, wußten die maßgeben- 
den Kreise der USA doch, daß die Juden in Polen wesentlich schlechter 
als in Deutschland behandelt wurden. Die bis Kriegsbeginn an den 
Kongreß in Washington gerichteten Proteste gegen antijüdische Maß- 


sinn. Adiuiifeifenh si GE Femme 


14) Ch. Tansill „Die Hintertür zum Kriege“ S. 422/423. 

15) MH. Sündermann „Die Pioniere und die Ahnungslosen“ S. 150. 

16) E. E. Robinson „The Roosevelt Leadership 1933—1945“ S. 241. 
17) Ch. Tansıll „Die Hintertür zum Kriege“ $. 468 und 447. 
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nahmen Polens übertrafen zahlenmäßig und inhaltlich die Beschwerden 
über anti-jüdische Maßnahmen der Reichsregierung erheblich!?). Diese 
Gründe Roosevelts können aber ebensowenig auf ethischen oder ıdeolo- 
gischen Motiven beruhen, suchte er sich doch schon frühzeitig mit Stalin 
zu verbinden, der weitaus diktatorischer als Hitler regierte, nicht vom 
Volk gewählt war und in der Tat „die Beseitigung aller Religionen und 
Demokratien“ forderte, ein Ziel, das zu verfolgen Roosevelt völlig zu 
Unrecht den Nationalsozialismus beschuldigte!?). 


Die Vereinigten Staaten von Amerika ging die Münchener Konferenz 
genausowenig an wie beispielsweise Deutschland eine Konferenz pan- 
amerikanischer Staaten über die Abtretung einer Grenzzone Mexikos an 
die USA angegangen wäre. Ungeachtet dessen mischte sich der amerika- 
nische Präsident in die Probleme eines fremden, weit entfernt liegenden 
Kontinents ein. Roosevelt, der bereits im September 1938 Hitler zu 
töten und seine Nase abzuschneiden wünschte?"), und wenige Tage 
später — vielleicht um dies besser bewerkstelligen zu können? — Hitler 
anregte, einer internationalen Konferenz ohne Beteiligung der USA an 
einem neutralen Ort zuzustimmen?®), hegte nach der Münchener 
Konferenz 

„starke Befürchtungen gegenüber Chamberlains Befriedungspolitik und 
deren Folgerungen. Er erklärte... düster, daß er vermute, England und 
Frankreich werden Trinidad und Martinique opfern, um Hitler zu- 
friedenzustellen. Und wenn sie es tun, so würde er eine Flotte entsenden, 
um diese Inseln zu besetzen.“20) 

Um dieser Kriegsagitation reales Gewicht zu geben, entsandte Roose- 
velt seinen Botschafter Bullitt mit diesbezüglichen Instruktionen und 
umfassenden Vollmachten nach Europa. Gleichzeitig ließ er seinen per- 
sönlichen Freund und Berater, Bernard M. Baruch, aus Europa nach 
Washington zurückkehren und die Presse durch ihn über eine „echte und 
unmittelbare deutsche Drohung gegenüber Südamerika“ „informieren“, 
ein Thema, das Churchill in London sogleich für seine Agitation auf- 
griff”). Bullitt hingegen erklärte dem polnischen Botschafter in 
Washington, Jerzy Potocki, am 19. November 1938: 


18) Foreign Relations of the United States 1938 Vol. II S. 647 ff. 
und J. Burns „Roosevelt: The Lion and the Fox“ S. 387. 
und D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ S. 813. 
und H. Sündermann „Die Pioniere und die Ahnungslosen“ S. 164 ff. 

19) Präsident Roosevelt „Amerika und Deutschland 1936—1945* S. 39 Rede Roose- 
velts am 15. 3. 1941 ım Rundfunk, S. 67 Rede Roosevelts am 6. 1. 1942 vor dem 
Kongreß. 

22) J. Burns „Roosevelt: The Lion and the Fox“ S. 387/388. 

21) „Times“ London 15. 10. 1938 zitiert bei: H. Sündermann „Die Pioniere und die 
Ahnungslosen“ S. 155. 
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„Es würde der Wunsch der demokratischen Staaten sein, daß es dort 
ım Osten zu kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen dem Deutschen 


Reich und Rußland komme. “22) 


„Auf meine Frage, ob die Vereinigten Staaten an einem solchen Kriege 
teilnehmen würden, antwortete er (Bullitt): ‚Zweifellos ja, aber erst 
dann, wenn England und Frankreich sich zuerst rührten!‘ Die Stimmung 
in den Vereinigten Staaten ist, wie er sagte, gegenüber dem Nazismus 
und Hitlerismus so gespannt, daß schon Beute unter den Amerikanern 
eine ähnliche Psychose herrscht wie vor der Kriegserklärung Amerikas an 
Deutschland ım Jahre 1917.... 


Sodann sprach Bullitt über die ukrainische Frage und über die deutschen 
Versuche ın der Ukraine. Er bestätigte, daß Deutschland einen voll- 
ständig ukrainischen Stab habe, der in Zukunft die Regierung der Ukraine 
übernehmen und dort einen unabhängigen ukrainischen Staat unter deut- 
schem Einfluß gründen solle. ‚Eine solche Ukraine‘, sprach Bullitt 
weiter, würde natürlich für Sie sehr gefährlich sein, da diese unmittelbar 
auf die Ukrainer im östlichen Klein-Polen einwirken würde.‘. . .“22) 


Sogar Potocki schien von diesen Ausführungen reichlich sonderbar 
berührt gewesen zu sein, denn er schloß seinen Bericht nach Warschau 
mit den Worten: 


„Bullitt zeigte sich hinsichtlich der Situation in Osteuropa nicht allzu 
gut informiert und führte die Konversation in ziemlich oberflächlicher 
Weise.“22) | 


Eine ähnliche Ermunterung, sich mit Deutschland anzulegen, ist der 
Niederschrift des Völkerbundshochkommissars in Danzig, Carl J. Burck- 
hardt, zu entnehmen. Burckhardt berichtete dem Generalsekretär des 
Völkerbundes, Avenol, am 2. 12. 1938 über ein Gespräch mit dem Bot- 
schafter der USA in Warschau, Biddle: 


„Er — Biddle — erklärte mir mit merkwürdiger Genugtuung, die Polen 
seien bereit, wegen Danzig Krieg zu führen. Der motorisierten Kraft 
der deutschen Armee würden sie mit Wendigkeit begegnen. ‚Im April‘, 
so erklärte er, ‚wird die neue Krise ausbrechen; niemals seit der Tor- 
pedierung der Lusitania bestand in Amerika ein solch religiöser Haß 
gegen Deutschland wie heute! Chamberlain und Daladier werden durch 
die öffentliche Meinung weggeblasen werden. Es handelt sich um einen 
heiligen Krieg‘.“23) 

„Bereits am 1. Dezember gab der damalige stellvertretende US-Kriegs- 
minister in einer Konferenz amerikanıscher Militärs bekannt, daß 
10000 Fabriken ıhre „endgültigen Kriegsprogramme für die Produk- 
tion“ erhalten hätten; eine ähnliche Ankündigung wurde am gleichen 
Tag im britischen Unterhaus in bezug auf die englische Industrie mit- 
geteilt.“2*) 


22) Deutsches Weißbuch Nr. 3 Dok. 4 Potocki nach Warschau am 21. 11. 1938. 

23) C. J. Burckhardt „Meine Danziger Mission 1937—1939* $S. 225. 

2) H. Sündermann „Die Pioniere und die Ahnungslosen“ S. 158 zitiert: „Times“ 
London, 2. 12. 1938. 
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Am 14. 11. 1938 rief Roosevelt seinen Botschafter ın Berlin, Hugh 
Wilson, zur Berichterstattung und Beratung nach Washington. Wilson 
kehrte nicht mehr auf seinen Posten zurück, so daß Roosevelts Schritt 
faktisch dem Abbruch diplomatischer Beziehungen zu Deutschland 
gleichkam. 


Am 6. Dezember 1938 mißbilligte Roosevelt offen die soeben unter- 
zeichnete deutsch-französische Friedens- und Freundschaftserklärung?). 
Er befand sich hiermit in guter Gesellschaft mit Stalin, zu dessen 
Politik es schon aus ideologischen Motiven gehörte, Frieden und Freund- 
schaft anderer Nationen zu untergraben. Am 4. Januar 1939 — drei- 
einhalb Monate vor Hitlers Einmarsch in Prag! — ersuchte Roosevelt 
den Kongreß um Revision des Neutralitätsgesetzes, um Billigung von 
nahezu 1,3 Milliarden Dollar für die Rüstung?®) und erließ eine „her- 
ausfordernde und beleidigende Warnung an Deutschland“?”). 


Seine Begründung: 


„Überall um uns herum toben unerklärte Kriege — militärische und 
wirtschaftliche. Überall um uns herum erfolgen Drohungen neuer 
Aggressionen — militärische und wirtschaftliche. Es kommt die Zeit 


für die Menschen, da sie sich zur Verteidigung nicht allein ihrer Heime, 
sondern auch ihrer Lehren des Glaubens und der Humanität, auf denen 
ihre Kirchen, ihre Regierung und ıhre Zivilisation begründet sind, vor- 
bereiten müssen. Es betrifft ein und denselben Kampf, ob es sich um die 
Verteidigung der Religion, der Demokratie oder des guten Glaubens 
unter den Nationen handelt. Um uns zu retten, müssen wir uns nun 
bereiterklären (we must now make up our minds), alles zu retten. ... 
Gottesfürchtige Demokratien können nicht immer Aggressionsakte ohne 
wirksamen Protest hinnehmen. Es gibt viele Methoden dicht am Rande 
des Krieges, doch nachhaltiger und wirksamer als bloße Worte würde 
sein, den Aggressor-Regierungen die aufgestauten Empfindungen unseres 
eigenen Volkes eindringlich vor Augen zu führen.“??) 


Mit seiner Feststellung, „unsere amerikanische Grenze liegt am 
Rhein“2®), steckte er weitere Positionsfähnchen ab. 
„Mag nun Roosevelt jenen Satz ausgesprochen haben oder nicht, so 
glaubte er doch aufs bestimmteste, daß Amerikas Grenze am Rhein läge, 
und danach hatte er gehandelt... .“29) 
Diese Aussage war lediglich eine Wiederholung der am 28. 1. 1938 
vor dem Kongreß geäußerten Gedanken, und er sollte sie Anfang 
Februar 1939 erneut in folgender Formulierung verkünden: 


25) G. Bonnet „Fin d’une Europe, de Munich & la Guerre“ S. 40. 
26) H. Dahms „Roosevelt und der Krieg“ S. 25. 

27) J. Burns „Roosevelt: The Lion and the Fox“ S. 389, 

28) E. Barnes „Entlarvte Heuchelei“ S. 131. 

29) R. Sherwood „Roosevelt und Hopkins“ S. 85/86. 
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„Im Kriegsfalle liegt die Grenze der Vereinigten Staaten in Frank- 
reich.“ 30) 

Der US-Sonderbotschafter Bullitt bestritt zwar dieses Wort Roosevelts, 
daß Amerikas Grenze am Rhein liege, erklärte hingegen, 

„der Präsident habe bestimmt gesagt, er verkaufe Frankreich Flugzeuge, 
da die französische Armee die erste Verteidigungslinie der Vereinigten 
Staaten seı.“?1) 

In dem gleichen Bericht des polnischen Botschafters in Paris, Lu- 
kasıewicz, vom Februar 1939 kommt die Ansicht Roosevelts zum 
Ausdruck, 

„daß die neuen Erfolge der Achse Rom-Berlin (Februar 1939!), die 
das Prestige wıe die Autorität Frankreichs und Englands als Imperial- 
mächte unterhöhlten, fast schon unmittelbar die realen Interessen der 
Vereinigten Staaten bedrohe.“ 

Es wird nicht nur von den „ungeheuer bedeutsamen Zwangsmitteln“ 
gegenüber England gesprochen, die „England von einer Kompromiß- 
politik auf Kosten Frankreichs zurückhalten“ würden, sondern auch von 
gleichermaßen wirksamen, vorwiegend wirtschaftlichen Zwangsmitteln 
gegenüber Deutschland und Italien, „die ohne innenpolitischen Wider- 
stand anwendbar seien“. Dieser mögliche und erwogene Druck 

„könne in bedeutendem Maße dem Ausbruch eines bewaffneten Kon- 
fliktes vorbeugen bzw. könne die Entwicklung der europäischen Situation 
in einer Richtun verhüten, die vom Standpunkt Washingtons aus ge- 
sehen, unerwünscht wäre.“ 

Der erste Teil dieses Satzes dürfte wohl nur für die Akten geschrieben 
worden sein, denn „die Entwicklung der europäischen Situation“ sollte 
nach dem Wunsch des US-Präsidenten ja in der Richtung verlaufen, 
daß es 

„dort ım Osten zu kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen Deutsch- 
land und Rußland komme.“22) 

Die Parole der US-Regierung lautete bereits, daß die amerikanische 
Grenze am Rhein??), die britische Grenze an der Weichsel?) zu liegen 
habe. Daher verwundert es nicht, daß sich die polnische Regierung 
Mitte Januar 1939 „wahrscheinlich auch durch die Diplomatie der Ver- 
einigten Staaten beeinflußt, endgültig zu einer Absage an die Reichs- 
regierung entschlossen“ hatte und nunmehr „ein Eingehen auf die 


®0) G. Bonnet „Vor der Katastrophe“ S. 171. 

31) Deutsches Weißbuch Nr. 3 Dok. 9. 

32) ]. Burns „Roosevelt, the Lion and the Fox“ S. 400. 

33) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. II S. 102. 
Der französische Ministerpräsident Daladier erklärte im April 1939 zum britischen 
Beistandsversprechen: „Die Engländer sind jetzt bereit, ıhre Grenzen nicht mehr 
am Rhein, sondern an der Weichsel zu sehen.“ 
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Danzig- und Autostraßen-Vorschläge als gleichbedeutend mit dem Ver- 
lust der Unabhängigkeit Polens und der Annahme einer Vasallenrolle“ 
darzustellen beliebte®*). So konnte auch später der US-Botschafter in 
London, Kennedy, rückblickend im Dezember 1945 erklären: 


„Weder die Franzosen noch die Briten hätten aus der deutsch-polnischen 
Frage einen Kriegsgrund gemacht, wenn nicht Washington dauernd ge- 
bohrt hätte.“35) 
Berichte des polnischen Botschafters in Washington, Potocki, vom 
12. und 16. Januar 1939 geben den Inhalt von Gesprächen mit führen- 
den us-amerikanischen Politikern und Diplomaten wıeder®®). 


Fünf die Entwicklung kennzeichnende Merkmale werden in ihnen 
genannt: 


a) Belebung der Außenpolitik durch F. D. Roosevelt; 

b) scharfe und unzweideutige Verurteilung der „totalitären“ Staaten, 
worunter allerdings nur Deutschland, Italien und Japan, nicht hin- 
gegen die Sowjetunion, Polen, Spanien, Portugal, China oder son- 
stige Staaten verstanden werden; 

c) rasche und umfangreiche Kriegsvorbereitungen; 

d) Druck auf Frankreich und England — auch unter Hinweis auf die 
Rüstungsstatistiken der Vereinigten Staaten —, jeder Kompromiß- 
politik mit den „totalitären“ Staaten entgegenzutreten und Diskus- 
sionen, die irgendwelche Gebietsveränderungen bezwecken sollten, 
abzulehnen. 

e) Preisgabe der Isolationspolitik durch die Versicherung, daß die USA 
ım Falle eines Krieges aktiv auf seiten Englands und Frankreichs 
eingreifen würden. 


Potociı führte am 12. 1. 1939 im einzelnen aus: 


„Die Stimmung, die augenblicklich in den Vereinigten Staaten herrscht, 
zeichnet sich durch einen immer zunehmenden Haß gegen den Faschis- 


mus aus.... Die Propaganda ist vor allem in jüdischen Händen, ihnen 
gehört fast zu 100 0/0 das Radio, der Film, die Presse und Zeitschrif- 
ten.... 


Die Lage hierzulande bildet ein ausgezeichnetes Forum für alle Art 
Redner und für die Emigranten aus Deutschland und der Tschecho- 
slowakei, die an Worten nicht sparen, um durch die verschiedensten 
Verleumdungen das hiesige Publikum aufzuhetzen..... 


#) H. Roos „Polen und Europa“ S. 395. 

35) Ch. Tansıll „Die Hintertür zum Kriege“ S. 597. 
und W. Millis „The Forrestal Diaries“ S. 121 f. 

36) Die Echtheit dieser Dokumente des deutschen Weißbuches Nr. 3 ist verbürgt 
siehe S. 107. 
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Es ist sehr interessant, daß in dieser sehr gut durchdachten Kampagne, 
die hauptsächlich gegen den Nationalsozialismus geführt wird, Sowjet- 
rußland fast ganz ausgeschaltet ist. Wenn es überhaupt erwähnt wird, 
so tut man es in freundlicher Weise und stellt die Dinge so dar, als ob 
Sowjetrußland mit dem Block der demokratischen Staaten zusammen- 
ginge. .. 

Außer dieser Propaganda wird auch noch künstlich eine Kriegspsychose 
geschaffen: Es wird dem amerikanischen Volk eingeredet, daß der 
Frieden in Europa nur noch an einem Faden hängt, ein Krieg sei un- 
vermeidlich. Dabei wird dem amerikanischen Volk unzweideutig klar- 
gemacht, daß Amerika im Falle eines Weltkrieges auch aktiv vorgehen 
müßte, um die Losungen von Freiheit und Demokratie ın der Welt zu 
verteidigen.... 


Der Weg war ganz einfach, man mußte nur von der einen Seite die 
Kriegsgefahr richtig inszenieren, die wegen des Kanzlers Hitler über 
der Welt hängt, andererseits mußte man ein Gespenst schaffen, das von 
einem Angrift der totalen Staaten auf die Vereinigten Staaten faselt. 
Der Münchener Pakt ist dem Präsidenten Roosevelt sehr gelegen ge- 
kommen. Er stellte ihn als eine Kapitulation Frankreichs und Englands 
vor dem kampflustigen deutschen Militarısmus hin.... 


Ferner ist es das brutale Vorgehen gegen die Juden in Deutschland und 
das Emigrantenproblem, die den herrschenden Haß immer neu schüren 
gegen alles, was irgendwie mit dem deutschen Nationalsozialismus zu- 
sammenhängt. An dieser Aktion haben die einzelnen jüdischen Intellek- 
tuellen teilgenommen. ..., die mit dem Präsidenten Roosevelt persön- 
lich befreundet sind. Sie wollen, daß der Präsident zum Vorkämpfer 
der Menschenrechte wird, der Religions- und Wortfreiheit, und er soll 
ın Zukunft die Unruhestifter bestrafen. Diese Gruppe von Leuten, die 
die höchsten Stellungen in der amerikanischen Regierung einnehmen und 
die sich zu den Vertretern des „wahren Amerikanısmus“ und als „Ver- 
teidiger der Demokratie“ hinstellen möchten, sind im Grund doch durch 
unzerreißbare Bande mit dem internationalen Judentum verbunden. Für 
diese jüdische Internationale, die vor allem die Interessen ihrer Rasse 
im Auge hat, war das Herausstellen des Präsidenten der Vereinigten 
Staaten auf diesen „idealsten“ Posten eines Verteidigers der Menschen- 
rechte ein idealer Schachzug. Sie haben auf diese Weise einen sehr ge- 
fährlichen Herd für Haß und Feindseligkeit auf dieser Halbkugel ge- 
schaffen und haben die Welt ın zwei feindliche Lager geteilt. Das ganze 
Problem wird auf mysteriöse Art bearbeitet: Roosevelt sind die Grund- 
lagen in die Hand gegeben worden, um die Außenpolitik Amerikas zu 
beleben und auf diesem Wege zugleich die kolossalen militärischen Vor- 
räte zu schaffen für den künftigen Krieg, dem die Juden mit vollem 
Bewußtsein zustreben. Innenpolitisch ist es sehr bequem, die Aufmerk- 
samkeit des Publikums von dem in Amerika immer zunehmenden 
Antisemitismus abzulenken, indem man von der Notwendigkeit spricht, 
Glauben und individuelle Freiheit vor den Angriffen des Faschismus 
zu verteidigen.“?7) 


37) Deutsches Weißbuch Nr. 3 Dok. Nr. 6. 


Der ehemalige Völkerbundskommissar von Danzig, Carl J. Burckhardt 
— ein keineswegs deutsch-orientierter Beobachter und Sachkenner —, 
kommentierte dieses Dokument dahingehend: 


„Dieser Text könnte von einem damaligen deutschen Diplomaten stam- 
men, aber ein solcher wäre nicht so gut informiert gewesen.“3®) 


Daß Herr Burckhardt triftige Gründe hatte, im Jahre 1960 einen 
solchen Kommentar zu veröffentlichen, ist mit Sicherheit anzunehmen. 
Erinnerte er sich z.B. doch noch gut an einen Ratschlag des Präsidenten 
des jüdischen Weltkongresses, Goldmann, aus der Vorkriegszeit: 

„Ihre Beschwichtigungsmanöver in Danzig sind schädlich. Der öffentliche 
Protest gegen die Danziger Zustände ist notwendig, um des Ganzen 
willen, wegen der allgemeinen Lage des jüdischen Volkes.“3®) 

Diese Empfehlung zielte doch dahin, die langjährig von ähnlichen 
Interessengruppen geschürten Zwistigkeiten in Danzig zu verschärfen. 


Im Februar 1939 erklärte Botschafter Bullitt seinem polnischen Kol- 
legen in Paris, Lukasiewicz: 


„Die Einstellung der maßgebenden Washingtoner Kreise sei jeglicher 
ıdeologischer Elemente bar und ergebe sich ausschließlich aus der Not- 
wendigkeit, die realen Interessen der Vereinigten Staaten zu verteidi- 
gen.... 
Die Vereinigten Staaten verfügen England gegenüber über verschiedene 
und ungeheuer bedeutsame Zwangsmittel. Allein die Drohung ihrer An- 
wendung dürfte genügen, England vor einer Kompromißpolitik.... 
zurückzuhalten.“4) 
Alle diese Daten liegen vor dem deutschen Einmarsch in Prag. Die 
Besetzung von Böhmen und Mähren konnte somit nicht Ursache dieser 
Haltung sein! 


Nachdem Hitler Böhmen und Mähren und Mussolini Albanien be- 
setzt hatten, sandte F. D. Roosevelt eine Drohnote an N. Chamberlain 
des Inhalts, daß US-Amerika „die Demokratien“ nicht mehr unter- 
stützen werde, falls sie sich an die Münchener Absprachen hielten (ge- 
meint waren die Friedens- und Freundschaftserklärungen mit Deutsch- 
land)*). 

Am 19. März 1939 versicherten Lukasiewicz und Bullitt dem polni- 
schen Außenminister, daß Präsident Roosevelt alles tun werde, um 
Deutschland militärisch entgegenzutreten. 


„Bullitt ließ Polen wissen, ihm sei die Hoffnung der Deutschen auf 
die Erwerbung Danzigs bekannt, und er rechne mit der polnischen Bereit- 


#) C. J. Burckhardt „Meine Danziger Mission 1937—1939* $. 253—256. 

39%) ebenda S. 104. 

40) Deutsches Weißbuch Nr. 3 Polnische Dokumente zur Vorgeschichte des Krieges 
Dok. 9. | 

11) J. Bearn „Das Geheimnis um die Ursachen des Zweiten Weltkrieges S. 164. 
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schaft, die Danzigfrage zu einem Kriegsanlaß zu machen. Er drängte 
Lukasiewicz, dem Westen die Forderung nach Waffenlieferung und an- 
derem militärischen Beistand zu stellen.“42) 


Der Sonderbotschafter des US-Präsidenten aktivierte weiterhin die 
diplomatischen Kriegsvorbereitungen in Paris und London. Am 26. 3. 
1939 drängte er seinen Kollegen in London, Kennedy, dieser solle 
Chamberlain von dem Wunsch der USA unterrichten, 

„daß Großbritannien Krieg gegen Deutschland führe, wenn sich der 
Streit um Danzig zu einer Explosion zwischen Deutschland und Polen 
entwickele.“43) 

Wie die USA, die der Kriegsentschlossenheit der britischen Führung 
zu diesem Zeitpunkt noch mißtrauten, ihren „Empfehlungen“ an 
London Gewicht zu geben gedachten, ergibt sich aus den Geheimbe- 
sprechungen zwischen Bullitt und Lukasiewicz, die zur gleichen Zeit 
stattfanden. Bullitt versicherte seinem polnischen Kollegen in Parıs, 
daß die Vereinigten Staaten durchaus in der Lage seien, auf dem 
Höhepunkt der nächsten Krise eine britische Mobilmachung durchzu- 
drücken*®). 

Über die am 31. März 1939 beabsichtigte britische Garantie an Polen 
informiert, erklärte Präsident Roosevelt seinem Botschafter Kennedy in 
London, daß er „diese Erklärung für ausgezeichnet halte“ und sıe „eine 
sehr große Wirkung haben werde“. 

„Die USA, so meinte er (Botschafter Kennedy zu Halıfax), glauben, 
daß ein Krieg unmittelbar bevorstehe, aber der Präsident (Roosevelt) 
dächte nicht, daß dies irgendwie von Schaden sein würde.“#5) 

Roosevelt steigerte die Alarmstimmung in seinem Lande durch zahl- 
reiche Reden und machte ebenfalls hier „den Krieg zum Mittelpunkt 
der Überlegungen“ (Reden in Warm Springs vom 8. und 9. April, 
ın Washington am 14. April vor dem leitenden Ausschuß der Pan- 
amerikanischen Union). Die geheimen Alarmnachrichten aus Paris von 
Bullitt und dem französischen Außenminister Bonnet, denenzufolge 
„jeden Tag der Krieg ausbrechen könne““), waren nicht dazu angetan, 
beruhigend zu wirken. Erklärte Roosevelt noch am 14. 4., daß es „so 
etwas wie die Einkreisung ... . irgendeiner friedlichen Nation durch 
andere friedliche Nationen“ nicht gebe, so verglich er doch die Deutschen 
und Italiener mit den Hunnen und Vandalen und machte u. a. auch da- 
durch deutlich, wie intensiv er sich selbst als Schmied dieses Einkreisungs- 


#2) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ S. 412. 

43) ebenda S. 448. 

44) ebenda S. 436. 

45) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 586. 
#) Ch. Tansıll „Die Hintertür zum Kriege“ $. 558. 
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ringes betätigte. Später, auf der Jalta-Konferenz am 8. 2. 1945, sollte 
Stalin sein Glas zum Trinkspruch auf Roosevelt erheben und ihn, „ob- 
wohl sein Land nicht unmittelbar gefährdet gewesen sei“, als den „haupt- 
sächlichsten Schmied der Werkzeuge“ bezeichnen, „die zur Mobilisierung 
der Welt gegen Hitler geführt hätten “*”). 


Noch deutlicher wurden Roosevelts Absichten dadurch, daß er un- 
mittelbar auf die Rede am 14. 4. 1939 einen Appell an Hitler und 
Mussolini richtete, in dem er vorschlug, Hitler und Mussolini sollten 
für 31 Länder, davon sogar zwei unter fremdem Mandat stehende 
Staaten des Vorderen Orients, Nichtangriffsversprechen für 10 Jahre 
abgeben. Die USA würden sich an hierdurch eingeleiteten Verhand- 
lungen beteiligen. Keines der genannten Länder hatte sich bis dahin bei 
Roosevelt über eine Bedrohung durch Deutschland beschwert. 


„Die Brandmarkung der Diktatoren als moderner Hunnen und Vandalen 
war bestimmt, ein bitteres Echo hervorzurufen. Um ihren Zorn aufs 
höchste zu erregen und sie in ihren Antworten zur heftigsten Sprache 
zu reizen, was die amerikanische Öffentlichkeit kriegerisch stimmen 
würde, hielt der Präsident am 15. April (1939) eine Pressekonferenz ab 
und bediente sich eines Schaustellertalentes, um auf seine Zuhörer mit 
der Art, wie er Hitler und Mussolini mit Worten geohrfeigt hatte, einen 
besonders starken Eindruck zu machen.“8) 


Der Hinweis Bullitts am 11. 4. 1939, daß Frankreich ablehnen würde, 
sich an einem britischen Unternehmen gegen Deutschland zu beteiligen, 
falls die britische Flotte — gemäß einem früheren Versprechen an 
Australien — nach Singapore geschickt würde, bewog Roosevelt, am 
15. 4. 1939 die US-Flotte in den Pazifik zu beordern*). Der britische 
Generalmajor und Militärhistoriker J. F. C. Fuller enthüllte einen weı- 
teren Tatbestand aus dem Bereich der US-Geheimdiplomatie: 


„Weigand, der älteste der amerikanischen Journalisten in Europa, er- 
zählt, daß er am 25. Aprıl 1939 zum amerikanischen Botschafter ın 
Paris, Bullitt, gerufen wurde, der ıhm erklärte: ‚Der Krieg in Europa 
ist eine beschlossene Sache.... Amerika wird in den Krieg eintreten, 
nach Frankreich und Großbritannien‘. Dies wird durch die White House 
Papers von Harry Hopkins bestätigt, wonach Winston Churchill um 
dieselbe Zeit zu Bernard Baruch gesagt hat: ‚Der Krieg kommt nun sehr 
bald. Wir werden hineinsteigen und sıe (die Vereinigten Staaten) werden 
es auch tun. Sie (Baruch) werden die Sache drüben machen, aber ich 
werde hier aufpassen‘. “50) 


#7) Die Jalta Dokumente $. 225. 

«s) Ch. Tansıll „Die Hintertür zum Kriege“ S. 560/561. 

4) H. E. Barnes „Entlarvte Heuchelei“ S. 132. 

5) J. F. C. Fuller „The decisive Battles of the Western World and their influence 
upon History“ Bd. III S. 375. 
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Am 1. Mai 19539 wurde die „Cash and Carry“-Klausel des Neutra- 
litätsgesetzes von 1937 (Sektion 2) außer Kraft gesetzt. Seitdem be- 
lieferten die Vereinigten Staaten von Amerika England und Frankreich 
völlig unbehindert mit allen kriegswichtigen Rohstoffen und Rüstungs- 
gütern’*). Ein weiterer demonstrativer Schritt war getan. 


Am 23. 5. 1939 schlug der japanische Premierminister, Baron Hira- 
numa, in einer Geheimkonferenz mit dem Berater der US-Botschaft, 
Eugene H. Doomann, vor: 


„Er wolle bei Deutschland und Italien sondieren, wenn Roosevelt be- 
reit sei, sich England und Frankreich zu nähern, um eine Konferenz 
abzuhalten und zu versuchen, die europäischen Schwierigkeiten zu be- 
heben. Hull (US-Staatssekretär bzw. Außenminister) fand dieses Ent- 
gegenkommen ‚erstaunlich‘ und brachte es Roosevelt persönlich zur Kennt- 
nis. Eine Antwort aber wurde nahezu drei Monate hinausgezögert, ın 
denen sich die Umstände geändert hatten, und eine große Gelegenheit, 
die vernachlässigt worden war, wurde versäumt — oder vermieden. 


Die amerikanischen Kriegsvorbereitungen machten still und im Geheimen 
Fortschritte. Am 23. Juni 1939 wurde ein geheimes Tauschabkommen 
mit England abgeschlossen, ‚allerhand Geld‘ wurde ausgegeben, um 
verschiedenes Kriegsmaterial zu kaufen. Neunzehn neue Frachtschiffe 
wurden am 9. August vom Stapel gelassen, die Aufträge für hundert 
weitere vergeben, und am 10. August wurde ein Kriegsmaterialamt ins 
Leben gerufen.“ >2) | 


Unabhängig von den einzelnen Beschlüssen und Maßnahmen ging die 
Propaganda in Richtung auf den Krieg weiter: 

„Was immer die Achsenmächte in Südamerika unterhielten, ihre Gesandt- 

schaften, Firmen, Fluglinien, Handels- und Militärmissionen, Vereine, 

Zeitungen, Propagandabüros — jede nur auffindbare Einzelheit wurde 

als Vorzeichen einer drohenden ‚Aggression‘ bewertet, namentlich auch 

durch Hull, der die pan-amerikanische Konferenz in Lima mit solchen 


Hinweisen zu einer demonstrativen ‚Solidaritätserklärung beider Ameri- 
kas‘ bewog.“>®) 


F. D. Roosevelt drängte im Sommer 1939 Chamberlain und Daladier, 
sie sollten Polen Versprechungen machen, unabhängig davon, ob sie er- 
füllbar seien oder nicht, was in den wiederholten Worten an Kennedy 
ın London den klassischen Ausdruck fand, „er solle Chamberlain ein 
heißes Eisen auf die Kehrseite drücken“5*),. Gleichzeitig tat Roosevelt 
alles, um den Kongreß zur Änderung der Neutralitätsgesetze zu bewegen. 


#1) ADAP VII Dok. 239 Anm. 

5°) H. E. Barnes „Entlarvte Heuchelei“ S. 133/134. 

63) H. Dahms „Roosevelt und der Krieg“ S. 24. 

54) Ch. Tansill „Die Hintertür zum Kriege“ S. 596/597. 
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Am 28. 5. 1939 hatte Roosevelt ein Gespräch mit dem tschechischen 
Ex-Präsidenten E. Benesch im Hyde-Park, nördlich von New York. 
Benesch legte in seinen Memoiren nieder, was Roosevelt ihm mitgeteilt 
hatte: 

„Ich denke, die Vereinigten Staaten werden auch in jedem Fall in den 
Krieg einzutreten haben. Europa kann allein den Krieg gegen Hitler 
nicht gewinnen. Und sogar dann, wenn die Vereinigten Staaten nicht in 
den Kampf gegen den Nazismus eintreten, wird der Nazismus die Ver- 
einigten Staaten angreifen. Es ist notwendig, nicht zu vergessen, daß 
Hitler und seine Mitläufer (companions) Wahnsinnige sind, die ihrer 
Sinne nicht mächtig und fähig zu allem sind.“°) 

Am 6. 7. 1939 faßte der Unterstaatssekretär im polnischen Außen- 
ministerium, Graf Szembek, die Eindrücke des aus Washington zu- 
rückgekehrten polnischen Botschafters, Graf Jerzy Potocki, wie folgt 
zusammen: | 


„Er ist starr vor Entsetzen über das ın Polen herrschende Klima. Beim 
Vergleich mit der Psychose, die im Westen um sich greift, hat man den 
Eindruck, daß unser Land ein Erholungsheim ist. 

Im Westen gibt es allerlei Elemente, die offen zum Kriege treiben; die 
Juden, die Großkapitalisten, die Rüstungsfabrikanten. Alle stehen heute 
vor einer glänzenden Konjunktur, denn sie haben einen Ort gefunden, 
den man in Brand stecken kann: Danzig; und eine Nation, die bereit ist 
zu kämpfen: Polen. Auf unserem Rücken wollen sie Geschäfte machen. 
Die Zerstörung unseres Landes würde sie gleichgültig lassen. Im Gegen- 
teil: da später alles wieder aufgebaut werden müßte, würden sie auch 
daran verdienen.“5®) 


Der ehemalige US-Kriegsminister James Forrestal schrieb in seinem 
Tagebuch: 


„Bullitt drängte Roosevelt im Sommer 1939 ständig, daß die Deutschen 
in der polnischen Angelegenheit gedemütigt werden müßten (must be 
faced down about Poland). Weder die Franzosen noch die Engländer 
würden Polen zum Kriegsgrund gemacht haben, wäre nicht die dauernde 
Stichelei von Washington gewesen.“ 57) 

Am 4. 8. 1939 griff Roosevelt direkt in die Verhandlung der west- 
lichen Militärs mit den Sowjets ein, in jene Verhandlungen, von denen 
jeder Politiker erkannt haben mußte, daß sie Krieg oder Frieden zum 
Ergebnis haben müßten. Roosevelt bedeutete dem nach Moskau ab- 
reisenden sowjetischen Botschafter in Washington, Umansky, daß die 
USA die europäische Situation in der gleichen Weise einschätzen wie 
Großbritannien, Frankreich und die Sowjetunion. Daher befürworten 
die USA den Abschluß eines Militärbündnisses dieser drei Staaten im 


55) E. Benesch „Ihe Memoirs of Dr. Eduard Benes“ S. 79. 
66) T. Szembek „Journal 1933-—1939* S. 475/476. 
57) W. Millis „The Forrestal Diaries“ S. 122. 


23 Walendy, Wahrheit 353 


Interesse aller. Ein Sieg der Achsenmächte in einem europäischen und 
fernöstlichen Krieg würde die Position der Vereinigten Staaten gleicher- 
maßen wie die der Sowjetunion berühren. Diese Anregungen ließ 
Roosevelt anschließend in einer geheimen Note noch einmal nach 
Moskau senden®®). 


Präsident F. D. Roosevelt wies sogar Chamberlains mehr oder weniger 
platonische Bitten um Vermittlung und Schlichtung zurück: 

„Am 23. 8. 1939 sah Sir Horace Wilson, der an Chamberlains Stelle 
handelte, den us-amerikanischen Botschafter Kennedy. Nach der Unter- 
haltung telephonierte Kennedy mit dem State Department: ‚die Briten 
wünschen eines und nur eines von uns, nämlich, daß wir auf die Polen 
Druck ausüben sollten. Sie fühlten, daß sie, nachdem sie ihre Verpflich- 
tungen eingegangen sind, nichts in dieser Hinsicht tun könnten, daß wir 
hingegen etwas tun könnten.“ — 
Präsident Roosevelt wies diese Idee unbeherrscht zurück.“5) 


Am 24. 8. meldete der deutsche Geschäftsträger aus Washington, daß 
die Presse der Vereinigten Staaten alles tue, 
„um die Kriegsschuld Deutschlands eindeutig vorweg festzulegen und 
damit den Interventionsgedanken noch stärker ins Volk zu tragen.“6®) 
Am 26. 8. 1939 berichtete der britische Botschafter in Washington, 
Lindsay, über ein Gespräch mit Roosevelt, demzufolge der us-amerika- 
nische Präsident „angesichts der Aussicht auf einen neuen Weltkrieg in 
Ekstase geraten sei“®!). 
„Roosevelt versicherte Lindsay ebenfalls, er werde deutsche Schiffe unter 
falschen Vorwänden anhalten und sie auf Waffen hin untersuchen, so 
daß sie unter Umständen, die man zwischen Amerika und England 
genau festlegen könne, den Briten mühelos in die Hände fielen. Der 
britische Botschafter war persönlich betroffen, daß der Präsident eines 


so bedeutenden Landes heiter und erfreut über eine Tragödie sein konnte, 
die alle Menschheitshoffnungen zu vernichten schien. Er berichtete: 


‚Roosevelt sprach in einem Ton fast teuflischer Freude. Ich mag mich 
irren, aber die ganze Geschichte kam mir vor wie ein Schulbuben- 
streich‘.“61) + 62) | | 
Roosevelt zeigte weder gegenüber Deutschland noch gegenüber Japan 
Entgegenkommen oder Verständnis, obgleich beide Länder einen Kon- 
flikt mit den USA vermeiden wollten. Er lehnte jeden Kompromiß 
im europäischen und asiatischen Raum ab, in Bereichen also, die ihn 
überhaupt nichts angingen! Um erwogene Friedensvorschläge anderer 


68) Foreign Relations of the United States 1939 Vol. I S. 293/294. 
5) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 272. 
60) ADAP VII Dok. 239. 

61) I. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ S. 683/684. 

62) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 318. 
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Staatsmänner zunichte zu machen, drängte er auf weitere Bündnisver- 
träge, Militärpakte und Hilfsversprechen gegen Deutschland. Und das 
geschah bereits Jahre vor Kriegsausbruch in einer Weise, die sogar den 
britischen Regierungskreisen zu weit ging®°?). 


Kaum ein Historiker bestreitet, daß Roosevelt durch seine öffent- 
lichen Reden, seine Geheimdiplomatie, sein Drängen und seinen Ein- 
fluß auf die Wirtschaft anderer Länder insbesondere Großbritannien, 
Frankreich und Polen seit dem Jahre 1937/38 maßgeblich fernge- 
steuert und unter Druck gesetzt hat. Er zeichnet für den Ausbruch, die 
Ausweitung und Brutalisierung des Zweiten Weltkrieges in entscheiden- 
dem Maße mitverantwortlich®®). 


Für Roosevelts Maßnahmen seit Beginn des europäischen Krieges, die 
ın zahllosen Werken chronologisch festgehalten sind, nur einige Beispiele: 
Präsident Roosevelt lehnte alle deutschen Vermittlungsvorschläge ab: 


a) „Hitler beendete bekanntlich schon den Polenfeldzug des Septem- 
ber 1939 mit einem Friedensangebot, das er in der Reichstagssitzung 
vom 6. Oktober 1939 verkündete. Ich erinnere mich dieser Stunde um 
so deutlicher, als mein damaliger Chef, Dr. Dietrich, sich vor dieser 
Reichstagssitzung die in Berlin tätigen Korrespondenten amerikanischer 
Zeitungen kommen ließ, sie mit den Hauptgesichtspunkten der Hitler- 
rede vertraut machte und ihnen geradezu beschwörend ans Herz legte: 
‚Dies ıst die Stunde des Präsidenten Roosevelt‘. 


Natürlich war sich Dietrich damals nicht bewußt, wie sinnlos ein solcher 
Appell sein mußte, denn die Geheimdokumente des Roosevelt’schen 
Eingreifens ın das Kriegsvorspiel waren noch nicht bekannt. Immerhin 
fiel die Dietrich-Aktion allgemein auf, weil sie zweifellos nicht ohne 
Hitlers Billigung erfolgte. Der Hinweis hat auch das Weiße Haus er- 
reicht, er wurde sogar ın der Pressekonferenz des Präsidenten erwähnt — 
vom Präsidenten aber mit einer leichten Geste abgewehrt. “5) 


b) Hermann Göring erklärte am 3. Oktober 1939 dem us-amerika- 
nischen Unterhändler, W. R. Davis: 


„Sie können Mister Roosevelt versichern, daß Deutschland, wenn er ver- 
mitteln will, einer Regelung zustimmen wird, durch die ein neuer pol- 
nischer Staat und eine unabhängige tschechische Regierung ins Leben 
träten. Als Konferenzort schlage ich Washington vor.“6®) 


63) S. Hoare „Neun bewegte Jahre — Englands Weg nach München“ S. 239 
und H. Sündermann „Die Pioniere und die Ahnungslosen“ S. 148. 

64) F. ]J. P. Veale „Der Barbarei entgegen“ S. 302. 
und C. A. Beard „Präsident Roosevelt and the Coming of the War“ 
und F. R. Sanborn „Design for War“ 
und W. H. Chamberlin „Amerikas zweiter Kreuzzug“ 
und Ch. Tansıll „Die Hintertür zum Kriege“. 

65) H. Sündermann „Die Pioniere und die Ahnungslosen“ S. 169. 

&) H. Dahms „Roosevelt und der Krieg“ S. 37. 
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Weder Davis, der, nachdem ıhm Roosevelt eine persönliche Aus- 
sprache nach seiner Rückkehr verweigert hatte, dem Präsidenten 
einen schriftlichen Bericht über seine Unterredungen in Berlin herein- 
reichte, noch die Reichsregierung erhielten jemals eine Antwort. 


c) Göring erneuerte das Angebot Mitte Oktober 1939 und Anfang 
1940, als er mit dem Präsidenten der ‚General Motors Overseas 
Corporation‘, J. D. Mooney, konferierte, und ergänzte es durch den 
Hinweis auf die Möglichkeit, die Reichsregierung umzubilden. 


d) Auch die Annäherungsversuche des ehemaligen Reichsbankpräsidenten 
Hjalmar Schacht wurden abgelehnt®”). 


e) Die Kontakte des Reichspressechefs Dr. Dietrich mit dem Auslands- 
Korrespondenten und Chef des Berliner Büros der ‚Associated Press‘, 
L. P. Lochner, blieben nach dem Willen Roosevelts gleichermaßen 
unfruchtbar. 


Roosevelt begründete die Ablehnung einer Vermittlung mit den 
Worten: 

„Er könne ohne die Zustimmung der beiden Westmächte nicht als Ver- 
mittler hervortreten.“®7) 

Roosevelt zweifelte offensichtlich in Kenntnis geheimer Absprachen 
den Friedenswillen Englands und Frankreichs von vornherein an; 
Andeutungen aus London oder Parıs, Friedensmöglichkeiten zu son- 
dieren, gab es ohnehin nicht. An der Realisierung ıhrer Kriegsziele, 
nämlich der Vernichtung Deutschlands und dem Plan einer Welt- 
regierung der „Vier Polizisten“ (USA, Großbritannien, Sowjetunion, 
China) in der Nachkriegszeit®®), lag ihm mehr als an einem vernünftigen 
Programm für den Weltfrieden. 


Am 10. 1. 1941 hatte Roosevelt seinen maßgeblichen Berater Harry 
Hopkins in geheimer Mission nach London entsandt, in deren Verlauf 
Hopkins dem britischen Kriegspremier Winston Churchill „mit leuchten- 
den Augen und verhaltener Leidenschaft“ erklärte: 

„Der Präsident ist entschlossen, daß wir gemeinsam den Krieg gewinnen. 
Zweifeln Sie nicht daran. 


Er hat mich hierhergesandt, um Ihnen zu sagen, daß er Sie um jeden 
Preis und mit allen Mitteln durchbringen wird, gleichgültig, was ihm 
geschieht — es gibt nichts, was er nicht tun wird, soweit es in seiner 
Macht steht. “®®) 


67) ebenda S. 39. 

68) M Churchill „Der Zweite Weltkrieg“ 5. Buch Bd. II „Von Teheran bis Rom“ 
.50. 

6%) A. Wedemeyer „Der verwaltete Krieg“ S. 20. 
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Am 15. 3. 1941 definierte Präsident F. D. Roosevelt in einer welt- 
weiten Rundfunkrede seinen Kriegsentschluß mit folgenden Worten: 


„Der preußische Absolutismus war schlimm genug, der Nazismus aber 
ist viel schlimmer. Die Nazis erstreben nicht allein Besitzveränderungen 
in den Kolonien oder bescheidene Grenzveränderungen in Europa. Sie 
erstreben offen die Zerstörung aller aus Volkswahlen hervorgegangenen 
Regierungssysteme, einschließlich unseres eigenen, und wollen sie durch 
ein Regierungssystem ersetzen, das alle Menschen dem Kommando einer 
Handvoll von Tyrannen unterwirft, die durch Gewalt zur Macht ge- 
kommen sind. ... 

Diese modernen Tyrannen müssen, um ihre Pläne auszuführen, jede 
Demokratie ausmerzen — eine nach der anderen. Die Völker Europas 
— und selbst wir Amerikaner — hatten diese Pläne nicht durchschaut. 
Jetzt durchschauen wir sıe.... 

Wir haben uns entschlossen, und damit ist es mit allen Verständigungs- 
versuchen in unserem Lande zu Ende; zu Ende mit dem Drängen, uns 
doch mit den Diktatoren abzufinden; zu Ende mit Kompromissen, mit 
der Tyrannei und den Gewalten der Unterdrückung. .... 


Die Welt kann nichts mit einem Volk anfangen, das sich das Recht an- 
maßt, weil es groß an Zahl oder militärisch stark ist, im Stechschritt 
über andere Völker und Rassen hinweg zur Weltherrschaft zu mar- 
schieren.“. . .70) 


„Der Präsident selbst hat im Effekt den Krieg bereits erklärt. Er hat den 
Feind bezeichnet und spricht vom Siege.“?1) 

Anläßlich der Besprechungen über die Atlantik-Charta am 14. 8. 1941 
— vier Monate vor Kriegseintritt der USA — wiederholte Roosevelt 
nochmals seine Vorliebe für Kampfhandlungen ohne Kriegserklärung, 
indem er Churchill offenbarte: | 

„Ich kann niemals Krieg erklären: ich kann Krieg machen. Wenn ich den 


Kongreß ersuchen müßte, Krieg zu erklären, würden sie darüber drei 
Monate diskutieren. “72) 


Die Atlantik-Charta, also die Verkündung der angeblichen Kriegs- 
ziele, ließ er bereits lange vor dem Kriegseintritt der USA so formulieren, 
daß er auf Grund seiner Macht alle anderen Staaten vor die Option 
stellte: Wer für Freiheit, Demokratie und den Frieden — für die 
Atlantik-Charta — ist, muß der britisch-amerikanischen Politik folgen 
und für die Vernichtung des „Nazismus“ kämpfen bzw. für diesen 
Kampf die notwendigen Hilfen leisten. So konnte Roosevelt am 
23. 8. 1941 dem Kongreß erklären: 


70) Präsident Roosevelt „Amerika und Deutschland 1936—1945 — Auszüge aus Re- 
den und Dokumenten“ S. 39, 40, 42. 

71) Christian Century, Aprıl 1941. 

2) H. E. Barnes „Entlarvte Heuchelei“ $. 143. 
und A. Wedemeyer „Der verwaltete Krieg“ S. 17. 
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„Diese Deklaration von Prinzipien ist so klar gefaßt, daß es schwierig 
ist, sie in irgendeinem Hauptpunkt abzulehnen, ohne automatisch seine 
Bereitschaft zu einem Kompromiß mit dem Nazismus zuzugeben.“”73) 


Die „Großen Drei* — die Sowjetregierung hat die Atlantik-Charta 
am 24. 9. 1941 ebenfalls unterzeichnet — waren sich von Anbeginn 
darüber einig, | 


„daß bei der praktischen Anwendung der Atlantik-Charta unvermeidlich 
die Umstände, Notwendigkeiten und historischen Besonderheiten des 
einen oder anderen Landes berücksichtigt werden müssen “?*), 


und daß dank dieses Vorbehaltes kein Unterzeichnerstaat sich an die 
Postulate dieser Kriegszieldeklaration zu halten brauchte — was dann 
auch keiner tat. 


Am 1. 9. 1941, dem amerikanischen „Tag der Arbeit“, verkündete 
Roosevelt: 


„Wir haben eine harte, gefährliche Aufgabe zu lösen. Gewalten irrsinniger 
Barbarei sind von Hitler über die Erde losgelassen worden. Wir müssen 
unsere ganze Kraft einsetzen, um sie zu vernichten.... 


Ich weiß, daß ich im Einklang mit dem Gewissen und der Entschlossen- 
heit des amerikanischen Volkes spreche, wenn ich sage, daß wir alles tun 
werden, was in unserer Macht steht, Hitler und die Nazikräfte zu 
vernichten. ... .“75) 


Roosevelt am 6. 1. 1942 vor dem Kongreß: 


„Japans Eroberungspläne lassen sich fünfzig Jahre zurückverfolgen. Aber 
die imperialistischen Träume der japanischen und faschistischen Führer 
waren bescheiden im Vergleich mit der gefräßigen Gier Hitlers und 
seiner Nazis, die ihre Eroberungspläne schon fix und fertig hatten, bevor 
sie im Jahre 1933 zur Macht kamen. Diese Pläne zielten auf die schließ- 
liche Beherrschung nicht allein eines Teiles der Welt ab, sondern der 
ganzen Erde und aller Meere.... 


Die Vernichtung der Zentren materieller und geistiger Kultur war seit 
jeher das Ziel Hitlers und seiner italienischen und japanischen Schach- 
figuren. Sie wollen die Macht des Britischen Reiches, Rußlands, Chinas 
und der Niederlande zerschmettern und dann alle ihre Kräfte auf ihr 
Endziel konzentrieren: die Eroberung der Vereinigten Staaten.... 


„Die Welt ist zu klein, um angemessenen Lebensraum für Hitler und 
für Gott zu bieten. Zum Beweis dessen haben die Nazis nunmehr ihren 
Plan verkündet, ihre neudeutsche heidnische Religion der ganzen Welt 
aufzuzwingen, jenen Plan, der die Heilige Schrift und das Kreuz der 
Gnade durch ‚Mein Kampf‘, das Hakenkreuz und das nackte Schwert 


ersetzen will... .*75) 


73) J.W. Gantenbein „Documentary Background of World War II 1931—1945“ 
S. 220. 

784) S, Boratünskij „Diplomatie der Periode des Zweiten Weltkrieges“, russ. S. 157. 

75) Präsident Roosevelt „Amerika und Deutschland 1936—1945 — Auszüge aus 
Reden und Dokumenten“ S. 54, 67, 69. 
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Churchill berichtete nach Unterzeichnung der Atlantik-Charta dem 
britischen Unterhaus, 
„daß die Atlantik-Konferenz ihm eine verstärkte Zuversicht gegeben 
habe, daß die Vereinigten Staaten, ‚auch wenn sie selber nicht ange- 
griffen werden würden‘, in den Krieg im Fernen Osten eingreifen 
würden und daß, wenn Japan ım Pazifik Amok laufen würde, ‚wir 
nicht allein kämpfen werden‘.“7®) 
Roosevelt bestätigte diese seine Außenpolitik zynisch in einer An- 
sprache vor der Vereinigung für Außenpolitik am 21. 10. 1944: 
„Natürlich hätten wir uns mit Hitler verständigen und in einer 
totalitären Welt irgendeine untergeordnete Rolle spielen können. Das 
haben wir abgelehnt. Wir hätten mit Japan zu einem Kompromiß 
kommen können. Und das haben wir abgelehnt.“7”) 
Sven Hedin, der berühmte Forschungsreisende und Wissenschaftler, 
schrieb auf Grund und als Ergebnis seiner historischen Untersuchungen 
bereits während des Zweiten Weltkrieges: 


„Dieser Krieg wird in die Geschichte eingehen als der Krieg des Präsi- 
denten Roosevelt.*78) 


Dabei war Sven Hedin damals noch nicht einmal über alle Maß- 
nahmen Roosevelts informiert. Fast die gleichen Worte wie Sven Hedin 
fand zur gleichen Zeit der amerikanische Senator Nye, der 1936 den 
Nye-Ausschuß zur Prüfung der Gründe für den Eintritt der USA ın 
den Ersten Weltkrieg geleitet hatte (27. 4. 1941): 

„Wir werden von denselben Mächten zum Narren gehalten, die uns ım 
Weltkrieg zum Narren gehalten haben.... Wenn wir je in diesen Krieg 
verwickelt werden, so wird er von den künftigen Geschichtsschreibern 
nur mit einem Namen bezeichnet werden: ‚Der Krieg des Präsidenten‘, 
weil jeder seiner Schritte seit seiner Rede in Chikago (5. 10. 1937) auf 
den Krieg hinlenkte.“7°) 


US-General Albert Wedemeyer, der unter dem Generalstabschef und 
späteren Staatssekretär (Außenminister) Marshall mit der Aufstel- 
lung des „Siegesprogrammes“ zur Niederwerfung Hitlers beauftragt 
war, ergänzt diese Feststellung nach Untersuchung der einzelnen Kriegs- 
maßnahmen Roosevelts aus den Jahren 1940—1941 mit folgenden 
Worten: 

„Auf diese Weise würden wir Monate vor Pearl Harbor offen in den 
Krieg verwickelt gewesen sein, wäre es nicht Hitlers offenbarer Entschluß 


gewesen, sich nicht durch unsere kriegerischen Handlungen zur Kriegs- 
erklärung provozieren zu lassen. ... 


7%) A. Wedemeyer „Der verwaltete Krieg“ S. 31. 

77) Roosevelt spricht — „Die Reden des Präsidenten“ S. 331. 

”) S, Hedin „Amerika im Kampf der Kontinente“ $. 202. 

”) H. Sündermann „Die Pioniere und die Ahnungslosen“ S. 181. 
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Roosevelt hatte den Kongreß zu seinen nicht mehr neutralen Hand- 
lungen hingerissen, indem er das Gespenst eines unerwarteten Angriffs 
auf Amerika heraufbeschwor. Wir wissen heute dank der erschöpfenden 
Durchforschung der deutschen Geheimarchive während des Nürnberger 
Prozesses, daß es niemals einen Angriffsplan auf die Vereinigten Staaten 
gegeben hat. Im Gegenteil: Die ungeheure Menge der durchforschten 
Dokumente bewies, daß Hitler ständig bestrebt war, den Krieg mit den 
Vereinigten Staaten zu vermeiden. Er erklärte uns nicht den Krieg, bis 
er durch sein Bündnis mit Japan dazu gezwungen wurde. 


Bei dem ausgezeichneten britischen Militärhistoriker Generalmajor ]J. F. 
C. Fuller heißt es in ‚A Military History of the Western World‘ 1956: 
‚Der zweite amerikanische Kreuzzug endete noch unglückseliger als der 
erste, und diesmal war der Unruhestifter nicht der deutsche Kaiser, 
sondern der amerikanische Präsident, dessen Abscheu vor dem National- 
sozialiısmus und dessen Machtverlangen sein Volk in den europäischen 
Konflikt stürzten und ihn auf diese Weise wieder über die Welt aus- 
breitete. In den beschlagnahmten deutschen Archiven gibt es kein Zeug- 
nis, das die Behauptung des Präsidenten stützen könnte, daß Hitler eine 
Offensive gegen die westliche Hemisphäre plante, aber es gibt eine Fülle 
von Zeugnissen, daß er gerade dies vermeiden wollte, bis Amerika in 
den Krieg eintrat“. 


Nachdem es durch äußerste Provokationen nicht gelungen war, Deutsch- 
land dazu zu bringen, Krieg gegen uns zu führen, und nachdem dank 
der Entschlossenheit der großen Mehrheit des amerikanischen Volkes, 
nicht aktiv in den Kampf einzugreifen, keine Aussicht bestand, daß der 
Kongreß den Krieg erklären würde, wandte sich Roosevelt dem Pazifik 
zu. Vielleicht würde Japan weniger Widerstreben zeigen, denn es war 
möglich, diplomatischen und wirtschaftlichen Druck auszuüben, der es 
praktisch zwingen würde, uns den Krieg zu erklären... .“80) 


„Clare Booth-Luce hat viele Menschen schockiert, als sie anläßlich des 
Parteikonvents der Republikaner 1944 sagte, Roosevelt ‚hat uns (die 
USA) in den Krieg gelogen‘. Als sich diese Feststellung dann aber als 
zutreffend erwies, hörten die Roosevelt-Anhänger auf, sie abzustreiten, 
und rühmten sie mit der Behauptung, er habe ‚lügen müssen‘, um sein 
Land und dann England und ‚die Welt‘ zu retten.“ 81) 


Welches Gewicht hätte das IMT-Anklagetribunal in Nürnberg 1945/ 
1946 nur einem einzigen dieser Indizien verliehen, hätte man derartige 
Zitate, Richtlinien und außenpolitische Initiativen von den Führern der 
NSDAP aufzuweisen vermocht? 


°0) A. Wedemeyer „Der verwaltete Krieg“ S. 17. 
3) P. H. Nicoll „Englands Krieg gegen Deutschland“ $. 45. 
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Die Sowjetunion 


Entsprechend der rücksichtslosen innenpolitischen Kampfparole der 
KPD „Schlagt die Faschisten, wo Ihr sie trefft“, sind auch die außen- 
politischen Konzeptionen der Sowjetunion von Anbeginn auf Angriff 
und Vernichtung der „Faschisten“ ausgerichtet gewesen. Während die 
Kommunisten einerseits vorgaben, die völkerrechtlichen Grundsätze des 
Selbstbestimmungsrechtes der Völker — eines Rechtes auf Selbst- 
bestimmung! — anzuerkennen, hielten sie sich angesichts des innen- 
politischen Umschwunges im Reich für berechtigt, mit bewaffneter Macht 
über Deutschland herzufallen. 


Für den Kommunisten gibt es keine völkerrechtlich verbindliche 
Rechtsordnung. Auf die Satzungen des Völkerrechtes pflegen sich die 
Kommunisten nur dann zu berufen, wenn es ıhnen aus taktischen 
Gründen nützlich erscheint. Damals wie heute wurde bzw. wird die 
Außenpolitik der Sowjetunion von ideologischen Grundsätzen bestimmt, 
die nıcht auf der Respektierung allgemein verbindlicher Rechts- 
begriffe, völkerrechtlicher Normen oder geschlossener Verträge beruhen, 
sondern allein dem Endziel der Weltherrschaft dienen. Nach wie vor 
sind die Leitsätze Lenins maßgebend: | 

„Kein einziger Marxist kann, ohne mit den Grundsätzen des Marxismus 
und des Sozialismus überhaupt zu brechen, bestreiten, daß die Interessen 


des Sozialismus höher stehen als die Interessen des Selbstbestimmungs- 
rechtes der Völker.“!) 


„Kommt es nicht von selbst zum Krieg, so muß dieser angestiftet wer- 
den. Wenn wir gezwungen sind, solche Lumpen wie die kapitalistischen 
Diebe zu dulden, von denen jeder das Messer gegen uns wetzt, so ist es 
unsere direkte Pflicht, diese Messer gegeneinander zu richten.“!) 


„Keine Macht der Welt kann den Weg von der kommunistischen Welt- 
revolution zur sowjetischen Weltrepublik aufhalten.“!) 

Da Deutschland einer der wichtigsten Steine im sowjetischen Welt- 
revolutionsschema war, der „Faschismus“ oder gar „Hitler-Faschismus“ 
aber im Wege stand und aus diesem Grund zum schlimmsten Feind 
erklärt worden ist („Faschismus = die terroristischste Diktatur der 


1) W. I. Lenin „Ausgewählte Werke“ Bd. II S. 310. 
W.1I. Lenin „Ausgewählte Werke“ 12 Bde. Wien 1932 ff. Bd. 8 S. 303. 
und J. Bochenski und G. Niemeyer „Handbuch des Weltkommunismus“ S. 174 
Rede vor den Moskauer Zellensekretären am 26. 11. 1920. 


W.1I. Lenin „Werke“ russ. Bd. 29 S. 125. 
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reaktionärsten, chauvinistischsten, imperialistischsten Elemente des 
Finanzkapitals“ erläutert die Sowjet-Enzyklopädie), liegen Ausrichtung 
und Absicht der sowjetischen Außenpolitik in den Jahren 1933 — 
1939 — 1941 gegenüber dem Deutschen Reich historisch eindeutig fest. 
Nur ihre damalige militärische Schwäche hat die Sowjetunion daran 
gehindert, über Deutschland herzufallen. Seit 1918 haben die Bolsche- 
wisten unablässig und mit allen ihnen verfügbaren Mitteln nach der 
Eroberung Deutschlands gestrebt — zu einer Zeit, als Hitler überhaupt 
noch nicht politisch tätig war und Deutschland außenpolitisch, wirtschaft- 
lich und militärisch durch das Versailler Diktat im ohnmächtigen Zu- 
stand gehalten wurde. Dieses Weltrevolutionsziel haben sich die Kom- 
munisten nicht etwa gesteckt, um eine Invasion Deutschlands auf Ruß- 
land abzuwehren. War es doch nicht gegen die „barbarischen, raub- 
gierigen Völker“ oder auf nationale Gesichtspunkte ausgerichtet, sondern 
auf weltweite Eroberung — und zwar mit allen Mitteln der Gewalt. 


So verwundert es nicht, daß der außenpolitische Kurs Moskaus seit 
dem Jahre 1918 auf Richtlinien festgelegt worden war, die sich — 
unabhängig von der Politik oder der Zusammensetzung deutscher Re- 
gierungen! — aus den Forderungen des Marxismus-Leninismus ergaben. 
Die Bolschewisten geben offen zu, diese Haltung konsequent alle Jahre 
bis zum heutigen 'Tage eingenommen zu haben. Wilhelm Pieck, der 
ehemalige Präsident der „DDR“, erklärte als Abgeordneter des deut- 
schen Reichstages am 1. 8. 1931: 

„Die Rote Armee in Sowjetrußland steht bereit, um der kommunistischen 
Armee in Deutschland Waffenhilfe zu leisten, wenn sie sich anschicke, 
dem bürgerlichen Staat ein Ende zu machen.“?) 

Klara Zetkin, die kommunistische Alterspräsidentin im Sommer- 
Reichstag 1932, 

„hatte in ihrer Rede unter schwerster Beschimpfung der ‚Nazis‘ erklärt, 
daß sie im Auftrage Moskaus spreche, wenn sie die Hilfe der Roten 
Armee ‚schon jetzt‘ ankündigen könne, falls ‚die Werktätigen Deutsch- 
lands‘ zum Freiheitskrieg schreiten würden.“®) 

Jeder deutsche Politiker war gezwungen, die Konsequenzen aus der 
Sıtuation in der Weimarer Republik zu ziehen, die sowjetische Histo- 
riker nachträglich dahingehend charakterisieren: 

„In der Periode des Übergangs des Faschismus zur Macht war die KPD 
die größte und mächtigste Sektion der kommunistischen Internationale 


in den Ländern des Kapitals. Gegen Ende des Jahres 1932 befanden sich 
in ihren Reihen rund 300 000 Mitglieder. ... 


?) O Schmidt-Hannover „Umdenken oder Anarchie“ S. 52. 
3) H. Frank „Im Angesicht des Galgens“ S. 112. 
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Die KPD rief auf, den Massenkampf zum Sturz des faschistischen 
Regimes zu organisieren.“*) 

Die Moskauer „Iswestija“ brachte am 22. Januar 1934 aus der Feder 
von Kaganowitsch, dem Schwager Stalins, folgende Feststellung: 

„Der Konflikt zwischen Deutschland und Frankreich stärkt unsere Po- 
sıtion in Europa.... Die Meinungsverschiedenheiten zwischen den euro- 
päischen Ländern müssen vertieft werden.“ 

Um diesen Gegensatz zwischen Deutschland und Frankreich zu ver- 
tiefen und zu einem Konflikt auszuweiten, bot die Sowjetunion den 
Franzosen ihre „gut ausgerüstete und gut ausgebildete Rote Armee im 
Fall eines Konfliktes mit Deutschland“ an?). 

Das Motto hatte Stalin im Jahre 1925 bzw. 1927 längst festgelegt; 
es hatte mit der Person Adolf Hitlers oder seinen Zielen und Vor- 
stellungen ebensowenig zu tun wie mit dem Nationalsozialismus als 
solchem, es bezog sıch nicht einmal allein auf Deutschland: 


Am 19. 1. 1925 vor dem Zentralkomitee der KPdSU: 
„Aber wenn der Krieg beginnt, werden wir nicht die Hände in den 


Schoß legen — wir werden antreten müssen, aber als letzte. Und wir 
werden antreten, um das entscheidende Gewicht auf die Waagschale zu 
werfen.“®) 


Diese Strategie hatte Stalin unmittelbar vor seinem Tod noch einmal 
bestätigt®). Oder Stalin an anderer Stelle: 

„Wir müssen uns daran erinnern, daß Lenin hervorgehoben hat, wieviel 
davon abhängt, daß wir den unvermeidlichen Krieg mit den kapitalisti- 
schen Ländern verzögern können, weil der Krieg aufgeschoben werden 
muß, entweder bis die Revolution in den Kolonien sich geltend macht, 
oder am Ende bis sich die Kapitalisten gegenseitig bekämpfen.... Die 
Grundlage für unsere Beziehungen zu den kapitalistischen Ländern be- 
steht darin, daß wir das friedliche Zusammenleben zwischen den beiden 
entgegenstehenden Systemen behaupten.“”?) 


Aus diesen Motiven heraus versuchte die Sowjetunion, konsequent 
der Lenin’schen Lehre von der Strategie und Taktik folgend, die 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den europäischen Ländern zu ver- 
tiefen; sie schürte offen Zwietracht und Haß in den europäischen 
Völkern und bediente sich hierbei, wie gewohnt, ihrer dialektischen 
Sprachregelung. Ergebnis: Agitation gegen die nationale Einigung in 


4) G. Nowikowa „Neueste Geschichte“, Bd. I russ. S. 150/151. 
5) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten 1934/1935“ S. 220/221. 
°e) J. Stalin „Werke“ russ. Bd. 7 S. 14. 


J. Stalin „Die ökonomischen Probleme des Sozialismus in der UdSSR“ in: Neue 


Zeit 44/1952 Beilage S. 40. 
?) G. Kass „England und Deutschland von 1900—1958* S. 68. 
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Deutschland, gegen die „imperialistischen Annexionen“ (Rheinland, 
Österreich, Sudetenland, Böhmen-Mähren, Memel), wobei es belanglos 
war, daß sich die Bolschewiki einst scharf gegen die Versailler Regelung 
gewandt hatten. 
„Der Zweite Weltkrieg hat in politischer Beziehung bereits am 30. Ja- 
nuar 1933 begonnen.“®) 

Auch diese agitatorische Haltung entsprach dem taktischen Interesse 
der Sowjetunion, eröffnete sie doch Aussichten auf eine militärische 
Koalition gegen Deutschland und damit eigene Expansionsmöglich- 
keiten. Anderen Regierungen monoton Kriegswillen und Kriegsvorbe- 
reitung zu unterstellen, gehört ohnehin zu den Wesensbestandteilen der 
kommunistischen Weltanschauung und Politik, wobei Tatbestände gänz- 
lich belanglos sind. Die Prager marxistische Zeitung „Pravo Lidu“ schrieb 
am 18. 9. 1938, also noch vor der Heimkehr der Sudetendeutschen 
ins Reich: 

„Vielleicht sind wir nicht stark genug, um Deutschland zu schlagen, aber 
wir sind stark genug, um ganz Europa in einen Krieg zu verwickeln.“*) 

Hier kommt ganz offen zum Ausdruck, was nicht nur konsequent aus 
der kommunistischen Ideologie folgert, sondern was seit langem in der 
Komintern verabredet worden war. Vermerken wir kurz das bereits 
zitierte sowjetische Eingeständnis: 

„Im Verlauf aller Vorkriegsjahre war die sowjetische Regierung bereit, 
bewaffnete Gewalt gegenüber Deutschland anzuwenden.“?) 

Auch Marschall Woroschilow bestätigte seinem französischen Ge- 
sprächspartner General Doumenc im Rahmen der britisch-französisch- 
sowjetischen Militärverhandlungen am 22. 8. 1939: 

„Als die Tschechoslowakei im vergangenen Jahr unterging, warteten 
wir auf einen Wink Frankreichs. Unsere Truppen standen bereit, aber 
man gab uns kein Zeichen.“10) 

Diejenigen also, die in den Vorkriegsjahren Waffengewalt anwenden 
und somit aggressiv vorgehen wollten, waren eingestandenermaßen die 
Sowjets. Folgt man den Argumenten der Kommunisten weiter, so haben 
sich vornehmlich Großbritannien, Frankreich und die Vereinigten Staaten 
von Amerika dadurch eine „historische Schuld“ zugezogen, daß sie gegen- 
über Hitler eine „Politik der Nichteinmischung“ betrieben und sich 
nicht sofort der sowjetischen Einmischungs- und Vernichtungspolitik an- 
geschlossen haben. Nikita Chruschtschow hat im November 1958 in 
einem Interview eingestanden: 


8) Kommunist Nr. 2 Februar 1957 S. 60. 

*) G. Rühle „Das Dritte Reich“ Bd. 1938 S. 255. 

°®) Platanowa, Pawlenko, Karotkina „Der Zweite Weltkrieg“ russ. S. 17. 

10) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 116. 
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„Stalin sah 1939 eine Chance, Hitler vor dem kommenden Angriff auf 
Rußland zu schwächen, indem er ihn ermutigte, einen Krieg im Westen 
zu führen.“11) 


Chruschtschow ın Kattowitz im Juli 1959: 


„Hatte Stalin recht, als er damals ein Abkommen mit Hitler schloß? 
Stalin entschloß sich dazu mit der Überlegung, daß der Krieg dann gegen 
die anderen losgehen werde. Damals sagte er zu mır: 

‚Wir werden einen Krieg gegen Hitler führen müssen. Er kann nicht nur 
gegen den Westen kämpfen. Aber wir müssen Zeit gewinnen. Und so 
geschah es auch.“12) 

Auch später hat die Sowjetunion, ungeachtet der inzwischen abge- 
schlossenen Verträge (Nichtangriffsvertrag vom 23. 8. 1939 und Freund- 
schaftsvertrag vom 28. 9. 1939), intensiv das Ziel angestrebt, den 
Nationalsozialismus bzw. Deutschland — ja Europa — bei der ersten 
besten Gelegenheit niederzuwerfen — aus Gründen kommunistischer 
Moral. Diese anerkennt nur, was dem Marxismus-Leninismus bzw. der 
weltrevolutionären kommunistischen Partei dienlich ist. 

„Der Nichtangriffspakt mit Deutschland war darauf berechnet, Zeit zu 
gewinnen und unsere Verteidigungsmacht zu stärken.... Nicht England 
und Frankreich waren die wahren Kämpfer. Die wahren Kämpfer gegen 
die faschistische Gefahr, die von Anfang bis Ende konsequenten Kämpfer 
waren die kommunistischen Parteien. Die Kommunisten kämpften unver- 
söhnlich gegen den Faschismus. “*13) 

Stalins Pakt mit Hitler hat diese weltrevolutionäre Zielsetzung nicht 
hinfällig gemacht. Die Sprachregelung Moskaus vermied zwar seitdem 
die bisherige Schärfe gegen Deutschland, blieb jedoch unverändert 
dialektisch und somit Mißtrauen erweckend. Alle Indizien wiesen dar- 
auf hin, daß Stalin diesen Vertrag nur im Sinne der Taktik Lenins 
abgeschlossen hatte, was die sowjetischen Historiker nach dem Kriege 
auch offen eingestanden: 

„Die grundlegenden strategischen Aufgaben der Arbeiterschaft blieben 
während des ganzen Verlaufes des Zweiten Weltkrieges unverändert. 
Sie bestanden darin, den Faschismus zu vernichten, aber vor allem seine 
hitlerische Erscheinungsform als das größte und gefährlichste Hindernis 
auf dem Wege der Völker zum Frieden, zum sozialen Fortschritt, zum 
Sozialismus. ... 

Wenn auch die strategische Linie der kommunistischen Parteien in den 
Jahren des Zweiten Weltkrieges unverändert blieb, so sind doch die 
taktischen Formen des Kampfes der Arbeiterklasse geändert worden je 


nach den vorliegenden konkreten historischen Umständen in dieser oder 
jener Etappe des Krieges. .... 


11) „Die Welt“ 12. 11. 1958 S. 6 Interview mit dem us-amerikanischen Journalisten 
Walter Lippmann. 

12) „Kölner Stadtanzeiger“ 17. 7. 1959. 

13) Kommunist Nr. 5 April 1958 S. 77 und 80. 
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Die Taktik der kommunistischen Parteien war vom ZK der Kommu- 
nıstischen Internationale festgelegt worden. Es gab im Oktober 1939 
einen Aufruf heraus, in dem der Krieg auf beiden Seiten der damals 
kämpfenden Gruppen als imperialistisch gekennzeichnet wurde. Der Auf- 
ruf enthielt die Losung: 

‚Keine Unterstützung der Politik der herrschenden Klassen“. .. 


Schon ın der zweiten Hälfte des September 1939 wurde von den 
kommunistischen Parteien begonnen, die vom ZK der Komintern aus- 
gearbeitete neue taktische Linie zu verwirklichen..... 


In Verbindung mit dem Einfall der deutsch-faschistischen Eroberer ın 
Frankreich änderten die französischen Kommunisten ihre taktische Hal- 
tung. Ende Mai 1940 nahm die kommunistische Partei eine Deklaration 
an über den Kampf mit den fremden Eroberern und den nationalen 
Verrätern.... 

Das Manifest der kommunistischen Partei vom 10. Juli 1940 war der 
erste Aufruf zur Entfaltung des antihitlerischen Krieges. Es legte den 
Grundstein für die Widerstandsbewegung des französischen Volkes. 
Ende 1940 wurden die Kommunisten die Organisatoren der ersten 
kampfkräftigen Gruppen, die ıhren Kampf 1941 entfalteten. Es war 
die Periode der Sammlung der antifaschistischen patriotischen Kräfte.... 
Die kommunistischen Parteien haben überall die patriotischen Bewegun- 
gen zur Schaffung einer antifaschistischen Einheitsfront und zur Ent- 
faltung des Widerstandes ermuntert und waren deren Organisatoren. 
In diesen Ländern (Polen, Tschecho-Slowakei, Jugoslawien, Albanien, 
Griechenland und anderen) wurden bewaffnete Kader zum Kampf gegen 
die fremden Eroberer aufgestellt. 

„Die militärische Niederlage vieler europäischer Länder und ihre Be- 
setzung durch die hitlerischen Truppen schufen ım Frühjahr 1940 für die 
kommunistischen Parteien neue Umstände im Kampf für die Einheit der 
Arbeiterschaft gegen den Faschismus.“1®) 


Die UdSSR hat beim Abschluß des deutsch-sowjetischen Nichtangriffs- 

paktes vom 23. 8. 1939, so belehren uns die sowjetischen Historiker, 
„keinen einzigen Augenblick an dem beabsichtigten Angriff Deutschlands 
auf die Sowjetunion gezweifelt.“15) 
„Vom ersten Augenblick an (nach Abschluß des Paktes) schien der Krieg 
mit Deutschland in den nächsten Wochen unvermeidlich. “16) 

Wer sıch des kommunistischen dialektischen Sprachgebrauches bewußt 
ist, muß diesen Zeilen entnehmen, daß Stalin die Verträge mit Hitler 
keinen Augenblick ernst genommen hat, sondern sie für ıhın — ent- 
sprechend der Lenin’schen Lehre von der Strategie und Taktik — 
lediglich Täuschungsmittel, „taktische“ Maßnahmen ım Dienst seiner 


14) M. I. Semirjaga „Der Zweite Weltkrieg und der proletarische Internationalismus“ 
russ. S. 11, 12, 13, 16, 17. 

15) Platanowa, Pawlenko, Karotkina „Der Zweite Weltkrieg“ russ. S. 155 f. 

16) Kommunist 12/1960 S. 74—80. 
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